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Das Pfändungspfandrecht. 



Der juristische Charakter des aus der amtUchen Pfändung 
zu Gunsten des Gläubigers entstehenden Rechtes ist bestritten. 
Im Gesetze selbst stellt sich dieses Recht negativ dar als Be- 
schränkung des Verfügungsrechtes des Schuldners über seine 
Sache. Es lässt sich fragen: Liegt ein persönliches oder ding- 
liches Recht vor und haben wir, wenn der letztere Fall gegeben 
ist, ein Pfandrecht ? Einige Autoren stellen ein Privatrecht über- 
haupt in Abrede und erklären, der Gläubiger habe „nur gewisse 
prozessualische Rechte, die ihn ermächtigen, innerhalb gesetz- 
licher Fristen und nach gesetzlicher Form durch Versilberung 
der Sache die Zahlung zu suchen". ^) 

Sicher ist, dass sich zwei Interessensphären berühren und 
zwar stehen sich entgegen: auf der einen Seite das Recht des 
Schuldners am gepfändeten Vermögensobjekte — Eigentums-, 
Forderungs-, Nutzniessungsrecht u. s. w. — und auf der andern 
Seite das in Frage stehende Recht des Gläubigers. Um die 
Natur des durch den Pfändungsakt zu Gunsten des Gläubigers 
entstandenen Rechtes — kurzweg des sogen. „Pfändungspfand- 
rechtes" — zu bestimmen, haben wir genau die Grenzlinie 
zwischen den beiden Interessensphären zu ermitteln. Je nach 
der Entscheidung des Grenzstreites wird das Recht des Gläubigers 
als ein stärkeres oder schwächeres anzusehen sein, je nachdem 
haben wir ein dingliches oder bloss ein persönliches Recht, ^) ja 



I *) Bericht der ständerätlichen Kommission vom 13. Nov. 1886, p. 9. — 

2) Vgl. Dernburg, Pandekten, Bd. I. 3. Aufl. § 42. 

1 
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vielleicht nur „gewisse prozessualische Rechte" des Kreditors. 
Eine Hauptschuld an der Meinungsverschiedenheit trägt Art. 96 
des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs (in der 
Folge citiert mit B.G.). Die Interpretation desselben dürfte wesent- 
lich zur Lösung des Konfliktes beitragen. Unsere nächste Auf- 
fr gäbe ist es daher, auf dem Wege der Auslegung möglichst 
sichere Auskunft über die Bedeutung dieses Artikels zu erlangen. 
Dabei wollen wir stets die Eigenart der Pfändung im Auge be- 
halten : Beschlagnahme schuldnerischer Vermögensstücke, um 
aus dem Erlös derselben den Gläubiger zu befriedigen. Ent- 
scheidend für die Kollision zusammentreffender Rechte sind näm- 
lich Art und Stärke derselben und dafür massgebend ist die 
Eigenart derjenigen Rechte, welche gerade in dem Konflikte 
scharf hervortreten. So gehen nach allgemeiner Regel die ding- 
lichen Rechte an fremder Sache dem Eigentumsrecht innerhalb' 
ihres Kreises grundsätzlich vor. *) 



H! 



Interpretation des Artikels 96 B.G. 

I. Prinzipielles Verfügungsverbot. 

Wenn Art. 96 B.G. von der Dispositionsunfähigkeit des 
Schuldners spricht, so ist damit zunächst allerdings nur die 
Rechtsstellung des Schuldners bezeichnet ; soweit aber die Pfän- 
dung die schuldnerische Dispositionsunfähigkeit bewirkt, soweit 
geht auf der andern Seite das Dispositionsrecht des Gläubigers. 
Beide sind die zwei Seiten eines und desselben Verhältnisses. ^) 

Art. 96 legt dem Schuldner die Pflicht auf, sich bei Straf- 
folge jeder vom Betreibungsamt nicht bewilligten Verfügung 
über die gepfändeten Gegenstände zu enthalten.^) 



*) Vgl. Dernburg a. a. O. — ^) Vgl. entsprechend für den Konkurs : Kohler, 
Lehrbuch des deutschen Konkursrechtes, § 22. — ^) Der Wortlaut des Art. 96 
B.G. ist: „Der Schuldner hat sich bei Straf folge jeder vom Be- 
treibungsbeamten nicht bewilligten Verfügung über die ge- 
pfändeten Vermögensstücke zu enthalten. Er wird vom pfän- 
de n d e n B e am t e n hierauf ausdrücklich aufmerksam gemacht.** 
— Der französische Text stimmt mit dem deutschen überein : „U est interdit au 
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Wenn wir den Massstab der grammatischen Interpre- 
tation anlegen, so verbietet dieser Artikel — wir sehen vor- 
läufig von der durch den Betreibungsbeamten be- 
willigten Verfügung gänzlich ab — zweifellos ohne 
Unterschied jede Verfügung. In dem Worte „Verfügung" (über 
Vermögensstücke) haben wir keineswegs einen technisch-juristi- 
schen Ausdruck. Verfügung ist eine Willensbethätigung, zufolge 
welcher ein Vermögensstück in einem thatsächlichen oder recht- 
lichen Verhältnis eine Aenderung erleidet. Unter den Begriff 
der Verfügung im weitern Sinn stellen wir auch die Verwaltung, 
d. h. jedes Handeln zum Zweck der Erhaltung des bestehenden 
thatsächlichen Zustandes, zur Prüchteziehung u. s. f. So kann 
nach B.G. dem Schuldner bei der Pfändung die Verwaltung 
überlassen bleiben, im Konkurs dagegen verliert er die Befugnis, 
sowohl sein zur Konkursmasse gehörendes Vermögen zu verwalten, 
wie über dasselbe zu „verfügen". *) ^) Nach dem allgemeinen 
Sprachgebrauch und überall da, wo der moderne Gesetzgeber 
das Wort „Verfügung" anwendet, spricht die Vermutung dafür, 
dass damit auch ein jedes von Rechtsfolgen begleitete Han- 
deln verstanden sein soll. Eine Vergleichung derjenigen Stellen 
des B.G., in welchen der Begriff „Verfügungen" erscheint, 
führt zum gleichen Resultat. So sind Verfügungen mit Rechts- 
Avirkungen jene „unentgeltlichen Verfügungen", welche Art. 298 
B.G. und Art. 286 B.G. für ungültig, resp. anfechtbar er- 
klären.^) — Das Verfügungsrecht, welches Art. 137, alinea 2, 



debiteur, sous les peines de droit, de disposer de biens saisis sans la permission 
du pr^pose." — Ebenso der italienische Text: „II debitore si deve astenere, 
sotto minaccia di pena, da ogni disposizione degli ogetti pignorati che non sia 
autorizzata dall' ufficiale. II fanzionario procedente gliene far& esplicita avvertenza." 
1) Vgl. Art 204 B.G. ; dazu Anmerkung 1 im Kommentar von Weber und 
Brüstlein. („Das Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs für den 
praktischen Gebrauch erläutert von Dr. Leo Weber unter Mitwirkung von Dr. 
Alfred Brüstlein*', Zürich 1890; in der Folge kurzweg als „Kommentar^* be- 
zeichnet.) — 2) gQ unterscheidet auch die deutsche Koukursordnung, § 5 : „Mit der 
Konkurseröffnung verliert der Gemeinschuldner die Befugnis, sein zur Konkurs- 
masse gehöriges Vermögen zu verwalten und über dasselbe zu verfügen." — 
3) Art. 298 B.G. : Dem Schuldner ist gestattet, unter der Aufsicht des Sach- 
walters sein Geschäft fortzubetreiben ; jedoch kann er seit der öffentlichen Be- 
kanntmachung der Stundung nicht mehr in rechtsgültiger Weise Liegenschaften 



Digitized by VjOOQIC 



B^^^.fj^«^?^ij.:T^' 



— 4 - 

B.G. dem Schuldner nimmt, umfasst neben thatsächlichen auch 
rechtUche Verfügungen. *) Die entgegengesetzte Ansicht im Kom- 
mentar ist als unrichtig zu bezeichnen. ^) — Wenn Art. 224 B.G. 
dem Schuldner die freie Verfügung über die nicht pfändbaren 
Sachen belässt, so sind hier natürlich ebenfalls thatsächliche 
und rechtliche Verfügungen gemeint ; ebenso in Art. 324 B.G. : 
„Betreibungshandlungen, die den Schuldner in seiner Verfügungs- 
freiheit beschränken." 

Daraus ergibt sich für die Terminologie des B.G., dass 
unter den Ausdruck „Verfügungen^* thatsächliche und recht- 



veräussern oder belnsten, Pfänder bestellen, Bürgschaften eingehen und unent- 
geltliche Verfügungen treffen. — Art. 286 (actio PauUiana): Anfechtbar 
sind mit Ausnahme gebräuchlicher Gelegenheitsgeschenke alle Schenkungen und 
unentgeltlichen Verfügungen, welche vom Schuldner innerhalb der letzten 
sechs Monate vor der Pfändung oder Konkurseröffnung vorgenommen worden sind. 
1) Art. 13 7: 1. Wenn (für die versteigerte Liegenschaft) ein Zahlungs- 
termin gewährt wird, haftet die Liegenschaft für die Kaufsumme samt Zins als 
Pfand. — 2. Es kann noch anderweitige Sicherheit ausbedungen werden. In 
diesem Fall erhält der Erwerber das Verfügungsrecht über die Liegenschaft 
erst, nachdem er die Sicherheit geleistet hat. Inzwischen bleibt die Liegenschaft 
auf Rechnung und Gefahr des Erwerbers in der Verwaltung des Betreibungsamtes. 
— 2) U. E. gestattet al. 1 des cit. Art. dem Käufer jede rechtliche und thatsäch- 
liche Verfügung. AI. 2 verbietet aber, so lange die „anderweitige Sicherheit" 
nicht geleistet ist, auch jede rechtliche Verfügung. Was für eine Sicherheit 
hätten sonst die Pfandgläubiger? Das Gut haftet freilich als Pfand, ja es kann 
nach Art. 143 B.G. die Uebertragung desselben rückgängig gemacht werden; 
immer wird aber das Gut eine Werteinbusse erleiden, wenn z. B. der Käufer 
in der Zwischenzeit eine Servitutsberechtigung an demselben einräumt u. s. f. — 
Da für unsere Auffassung des Art. 137 B.G. entsprechende Gründe massgebend 
sind, wie für Art. 96 B.G., so sei auf den weiteren Verlauf der Darstellung ver- 
wiesen. Hier nur noch eine Bemerkung zu Anmerkung 4 des Kommentars über 
Art. 137 B.G. Es wird dort auf den französischen Text „entrer en possession" 
hingewiesen; dieser sei zutreffender (warum?). Der deutsche Text hätte sich in 
früheren Beratungsstadien der Ausdrücke „Besitz** und „Genuss** bedient, welche 
erst bei der definitiven Redaktion durch das weniger glückliche „Verfügungs- 
recht** ersetzt wurden. Spricht dies nicht gerade dafür, dass der Gesetzgeber seine 
Ansicht dahin geändert hat, dass es unthunlich sei, die Sicherheit nur in dena 
thatsächlichen Verfügungsverbot bestehen zu lassen und iiicht auch die rechtlichen 
Verfügungen zu verbieten ? Die Gesetzesredaktoren werden doch nicht in zweck- 
loser Weise die unzweideutigen Ausdrücke durch das mehrdeutige Wort „Ver- 
fügungen** ersetzt haben! — Der italienische Text — disporre dell' immobile — 
stimmt mit dem deutscheu überein — eine weitere Bekräftigung unserer Ansicht. 
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liehe fallen. Wir haben keine Gründe, für Art. 96 B.G. etwas 
anderes anzunehmen. *) 

Diejenigen, welche das Verbot des Art. 96 B.G. in Bezug 
auf rechtliche Verfügungen bestreiten, müssten der einzig mög- 
lichen grammatischen Auslegung gegenüber gewichtige Gründe, 
die sich auf die logische Interpretation stützen, für ihre 
Ansicht ins Feld führen können. U. E. bleiben uns aber der 
Kommentar-) wie ReicheP) eine überzeugende Begründung da- 
für, dass sich Art. 96 B.G. nur auf thatsächliche Verfügungen 
beschränkt, schuldig. 

Bezüglich der beweglichen Sachen wird die Frage ein- 
fach als gegenstandslos erklärt, da ja a priori das schweizerische 
Obligationenrecht (O.R.) in seinen Art. 199—202 und 210 Regel 
mache. ^) Darnach sind — wir können hier ohne Nachteil den 
Ausnahmefall des constitutum possessorium ausser Betracht lassen 
— Eigentumsübergang und Pfandrechtsbestellung an Mobilien ohne 
Besitzesübergabe unmöglich oder wenigstens Dritten gegenüber 
unwirksam. Bezüglich der Immobilien behauptet Reichel, 
das Bundesgesetz könne die rechtlichen Verfügungen nicht ver- 
boten haben, da die Regelung des ganzen Immobiliarsachen- 
rechtes in die Sphäre der kantonalen Gesetzgebung gehöre. ^) — 
Es ist zuzugeben, dass nach O.R. eine rechthche Verfügung 
über Mobilien nur dann wirksam ist, wenn sie von thatsäch- 
lichen Verfügungen — Besitzübergang — begleitet ist. Ohne 
Besitzaufgabe kann der Schuldner nicht über das in seinem Ge- 
wahrsam verbleibende gepfändete Vermögensstück verfügen. 
Die thatsächliche Verfügung ist ihm, wie von keiner Seite be- 
stritten wird, durch Art. 96 B.G. verboten und deshalb eine 
rechtliche Verfügung nicht möglich. Damit ist aber auch ge- 
sagt, dass das Gesetz dem Schuldner die rechtliche Verfügung 
über die Mobilien entziehen wollte, denn Verbot der thatsäch- 
lichen und Zulassung der rechtlichen Verfügungen sind hier un- 
vereinbar. Lässt man die rechtlichen zu, nicht aber die that- 



*) Dafür spricht auch die Erwägung, dass unter den Begriff „Vermögens- 
stücke" auch die Forderungen fallen, denn über solche kann ja nur rechtlich ver- 
fügt werden. — ^) Kommentar, Anm. 3 zu Art. 96 B.G. — ^) Alex. Reichel in 
der Zeitflchr. des bern. Juristenvereins, Bd. XXVII, 1891, p. 29. — *) Kommentar 
a. a, 0. — ^) Reichel a. a. 0. 
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sächlichen, so werden dadurch einfach jene Bestimmungen des 
O.R., welche als Voraussetzung einer rechtlichen eine thatsäch- 
liche Verfügung verlangen, illusorisch. Dürfte der Pfändungs- 
schuldner ^) über seine gepfändeten Sachen rechtliche Anord- 
nungen treffen und wäre sein Handeln in wirksamer Weise von 
Rechtsfolgen begleitet, was kümmerte es ihn, wenn er vorder- 
hand thatsächlich noch nichts an dem bestehenden Zustand 
ändern darf! Unter dem Verbot des Art. 96 B.G. stehen des- 
halb die rechtlichen Verfügungen in erster Linie. Dem Gläubiger 
kann der thatsächliche Zustand mehr oder weniger gleichgültig 
sein, wenn er nur in seinem Recht nicht beeinträchtigt wird, 
wenn nur sein Recht unverändert bleibt. Gerade auch aus diesem 
Grunde sehen wir nicht ein, warum die gesetzliche Behandlung 
der Verfügung über Mobilien von der über Immobilien ver- 
schieden sein soll. 

Was die Immobilien betrifft, so ist Reichel der Ansicht, 
rechtliche Verfügungen des Schuldners über sein Grundstück 
seien keineswegs verboten, die Kantone könnten jedoch ein 
solches Verbot erlassen. „Die Kantone bestimmen überhaupt 
über die Entstehung und den Untergang dinglicher Rechte an 
Liegenschaften, ja über den Inhalt der möglichen dinglichen 
Rechte, da das ganze Immobiliarsachenrecht noch in der Ge- 
setzgebungssphäre der Kantone liegt." ^) Es ist wohl die herr- 
schende Ansicht, welche erklärt, der kantonale Gesetzgeber 
allein sei befugt, die Polgen der rechtUchen Verfügungen des 
Schuldners über gepfändete Grundstücke gesetzlich zu normieren. 
Nach Salis wäre dies im Konkurs für den Fall, dass der Käufer 
des mit Beschlag belegten Gutes dieses an einen Dritten weiter 
veräussert oder einem Dritten zu Pfand verschreibt, ohne wei- 
teres anzunehmen.^) Die Konsequenz — ungleiches Recht in 
den verschiedenen Kantonen — , die aus solcher Annahme ent- 
stehen würde, ist so überaus unerfreulich, dass diese Auffassung 
— es wäre denn, dass zwingende Gründe dazu führten — im 



1) PfUndungsschuldner und Pfandschuldner »ind wohl zu unterscheiden; 
ebenso Pfändungsgläubiger und Pfandgläubiger. Der Kreditor, der eine Pfändung 
bewirkt hat, wird in vorliegender Arbeit nie Pfandgläubiger, meist aber Pfändungs- 
gläubiger genannt. — 2) Reichel a. a. O. p. 30. — ^) Salis im Kommentar, Anm. 3 
zu Art. 204 B.G., p. 245. 
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Interesse der Rechtsgleichheit abgelehnt werden muss. Der 
Bund ist freilich nicht kompetent, über das gesamte Immobiliar- 
sachenrecht zu legiferieren ; doch da, wo es die gesetzgeberische 
Regelung der ihm durch die Bundesverfassung zugewiesenen 
Materie verlangt, muss es ihm unbenommen bleiben, auch über 
die Rechte an Immobilien zu bestimmen. Das hat er in manchen 
anderen Gebieten auch schon gethan, so z. B. im sogen. Expro- 
priationsgesetz, *) ferner im Gesetz über die Erstellung von Tele- 
graphen- und Telephonlinien. ^) Trotz aller Besorgnis, es könnte 
das Gesetzgebungsrecht der Kantone beeinträchtigt werden, 
raussten im B.G. Bestimmungen getroffen werden, welche in 
das Gebiet des Immobiliarsachenrechtes übergreifen. So ist z. B. 
bundesrechthch die Verwertung der mit Beschlag belegten 
Liegenschaften geregelt.^) Da wo das B.G. eine Frage vom 
kantonalen Gesetzgeber beurteilen lassen will, weist es ausdrück- 
lich darauf hin. ^) 

Das B.G. stellt prinzipiell völlig gleiche Regeln auf in 
Bezug auf die Verfügungen über Mobilien und Immobilien ; vor- 
kommende Abweichungen haben ihren Ursprung lediglich in der 
verschiedenen physischen Natur der beweglichen Sachen und 
der Liegenschaften. Bedingt diese nicht eine gesonderte Be- 
handlung, so ist auch eine solche nicht eingetreten. Bei ver- 
schiedener Behandlung der Verfügungen über Liegenschaften 
und über Mobilien würde der Gläubiger A dem Schuldner C 
gegenüber entweder weit günstiger oder weit ungünstiger ge- 
stellt sein als der Gläubiger B dem Schuldner D gegenüber, 
wenn A und B gleiche Forderungen und C und D gleich viel 
pfändbares Vermögen haben, dieses Vermögen aber bei ihnen 
in ganz verschiedener Weise auf bewegliche und unbewegliche 
Güter verteilt ist, so dass z. B. C Vs bewegliches und ^jb un- 
bewegliches, D dagegen 7» bewegliches und 7^ unbewegliches 



1) Bandesgesetz betreffend die Verbindlichkeit zur Abtretung von Privat- 
rechten vom 7. Mai 1850. — 2) In Kraft seit 26. Juni 1889. — ^) Seinen Antrag, 
die Verwertung von Liegenschaften der kantonalen Gesetzgebung zu überlassen, 
zog Ständerat Cornaz wieder zurück. Vgl. Auszug aus dem Protokoll der stände- 
rätlichen Kommission, p. 156. — *) So in Art. 102 B.G. infolge eines Antrages 
von Ständerat Hoffmann (vgl. a. gl. O. p. 86); ferner in Art. 236 al. 2, Art. 138 
in fine, Art. 150 al. 1, Art. 158 al. 2 und Art. 219 al. 3 B.G. 
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Yermögen besitzt. Wenn wir die gesetzliche Ordnung der Frage 
des Verfügungsrechtes den Kantonen überlassen, so werden wir 
im Betreibungsverfahren trotz B.Q. eine ungleiche Behandlung 
des Schuldners erhalten. Das liegt weder im Sinn des Gesetzes, 
noch im Sinn des Gesetzgebers. *) 

Dem Betreibungs- und Konkursrecht ist eine grosse Auf- 
gabt^ zugeschieden ; nur unter der Herrschaft eines zielbewussten 
Exekutionsrechtes kann der grosse Kredit verkehr der Gegenwart 
mit der nötigen Sicherheit fortbestehen. Seine eigenen Inter- 
esRt^n zwingen den Staat, der Gläubigerwelt im Exekutionsrecht 
eine energische Unterstützung zukommen zu lassen. Um den 
grossen Anforderungen genügen zu können, welche heute mit 
Recht an eine rationelle Zwangsvollstreckung gestellt werden, 
ist es vor allem notwendig, dass die Exekution in unein- 
geschränkter Weise gegen sämtliche geldwerten Rechte des 
Schuldners durchgeführt werden kann. Das Betreibungsrecht 
greift deshalb in alle Rechtsgebiete. Könnte nun durch kanto- 
nale Verordnung der Zugriff auf Liegenschaften verwehrt oder 
abgeschwächt werden, so würden die Pimktionen des Betreibungs- 
uiid Konkursgesetzes stille stehen, sobald nur eine einzige Liegen- 
schaft in Betracht kommt. Die betreibungsrechthchen Grund- 
lagen — es ist gleichgültig, ob Mobilien oder Immobilien in 
Frage stehen — hat lediglich der Bund zu fixieren. Im 
Prinzip scheiden wir nicht zwischen einer Exekution gegen be- 
w^egliche und einer Exekution gegen unbewegliche Sachen, wir 
haben lediglich eine Vermögensexekution. 

Auch die Geschichte unseres B.G. bestätigt unsere Auf- 
fassang von der gleichen Behandlung der Mobilien und Immo- 
bilien. Es ist hier namentlich hinzuweisen auf die Ausführungen 
in der Botschaft des Bundesrates über den Entwurf vom 
23. Februar 1886.^) Für gesetzgeberische Bestimmungen von 



^) Birkmeyer (in seinen Vorlesungen über Strafrecht, München, S. 1891) legt 
äem Gesetz einen selbständigen Willen bei, der eventuell von demjenigen des 
Gesetzgebers abweicht. Es findet dies unsere völlige Zustimmung. S. auch 
ReLcUel a. a. O. p. 32 : „Nicht was der Gesetzgeber gewollt, sondern was er an- 
geor*hiet hat, ist Gesetz." — ^) S. a. a. O. p. 62 : „Eine schwierige Frage bildete 
bis jetzt für den Bundesgesetzgeber die Verwertung — Realisierung — der ge- 
pfändeten, bezw. verpfändeten oder zur Konkursmasse vereinigten Vermögens- 
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Seiten der Kantone betr. die Verfügungen des Schuldners über 
gepfändete Liegenschaften ist kein Raum mehr vorhanden, denn 
B.G. hat dieses Verhältnis selbst genau normiert. 

Reichel und der Kommentar sind durch die Worte „einen 
allfälligen dritten Eigentümer der Liegenschaft" 
(zur Zeit der Verwertung derselben) in Art. 139 B.G. dazu ge- 
führt worden, dem Schuldner die rechtliche Verfügung über das 
Grundstück zu gestatten. ^) Es sei darnach die Möglichkeit ge- 
geben, dass nach erfolgter Pfändung ein Dritter das Eigentum 
der auf dem Betreibungsweg gepfändeten Liegenschaft erwerbe. 
„Das Bundesgesetz verbietet also den Eigentums Wechsel nach 
geschehener Pfändung nicht, nur geht das Eigentum unter Be- 
lastung der Liegenschaft mit dem Betreibungspfandrecht über. 



bestandteile. Die Vorschriften über die Verwertung beweglicher Sachen zwar 
werden voraussichtlich keinem ernstlichen Widerstand begegnen ; es folgen die- 
selben im wesentlichen früheren Entwürfen. Fraglich aber ist, ob der Entwurf 
in Hinsicht auf die Betreibung grundversicherter Forderungen und die Verwertung 
unbeweglicher Sachen wieder Anfechtung erleiden werde. Man erinnere sich 
der gegen den Entwurf von 1874 von selten Unterwaldens erhobenen Einwen- 
dungen, die darauf hinausliefen, dass dem Bunde nach Art. 64 der Bundesver- 
fassung das Recht gar nicht zukomme, durch ein Betreibungs- und Konkursgesetz 
in das kantonale Hypothekarrecht einzugreifen. — „Heuslers Motive" (p. 87) er- 
klärten bezüglich der sich entgegenstellenden Schwierigkeiten, „dass bei der 
kantonalen Rechtsbildung in vielen Stücken oft sehr viel Willkür und Zufällig- 
keiten mitgespielt haben", und dass allerdings „die Schweiz. Rechte in reichster 
Gestaltung, aber auch vielfach ohne innere Konsequenz vor uns stehen". — In 
Voraussicht des Widerstandes nahm die Expertenkommission von 1882 über die 
Verwertung von Liegenschaften keine Detailbestimmungen auf, sondern Hess die 
Versteigerung der Liegenschaften nach den Bestimmungen des kantonalen Rechtes 
vor sich gehen. Ein Jahr zuvor hatte sie nach dem Entwürfe Oberer die Ver- 
wertung der Liegenschaften, auch der mit Pfandrechten, Gülten u. s. w. belasteten, 
selbständig durchgreführt. — Wir sind zur selbständigen Regelung dieser Materie 
zurükgekehrt. Die Kompetenzfrage kann nicht zweifelhaft sein. 
Den Kantonen ist u. E. durch Art. 64 B.V. die Kompetenz entzogen, die Reali- 
sierung von Grundpfandrechten, überhaupt die Vollstreckung in Liegenschaften 
im Betreibungs- und Konkursverfahren zu normieren, sobald der Bund von dem 
ihm übertragenen Gesetzgebungsrechte Gebrauch macht.** — Vgl. ferner a. gl. O. 
p. 63: „Es war eine Halbheit und Inkonsequenz zugleich, die Versteigerung der 
Liegenschaften vorzuschreiben, dieselbe aber den Bestimmungen des kantonalen 
Rechtes unterzuordnen." 

1) Reichel a. a. O. p. 36. 
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Der dritte Unterpfandsbesifczer muss entweder die Versteigerung 
vor sich gehen lassen oder zahlen oder sich mit dem betreibenden 
(ilUubiger sonst abfinden." In dieser Weise habe das Berner 
Kinführungsgesetz zum B.G. die Sache geordnet. ^) Richtiger 
drückt sich der Kommentar 2) aus: dieser Fall werde nur „allen- 
falls" eintreten und das Gesetz habe hier weniger die Betreibung 
nuf Pfändung als diejenige auf Pfandverwertung (Art. 151 — 158 
B,G.) im Auge (auf welche nach Art. 156 B.G. der vorliegende 
Art. 139 B.G. ebenfalls Anwendung findet), den Fall also, wo 
ein Dritter das Pfand bestellt oder den Pfandgegenstand zu 
Kigontum erworben hat. — Dass Art. 139 B.G. vorzugsweise für 
die Betreibung auf Pf and Verwertung gilt, geht deutlich daraus 
liervor, dass in früheren Entwürfen der jetzt in diesem Artikel 
gegebenen Bestimmung der Titel über das Verfahren bei pfand- 
versicherten Forderungen unmittelbar vorausgegangen ist. Erst 
iTii endgültigen Entwurf fand dann die Umstellung statt, wornach 
der betreffende Titel dem Art. 139 erst nachfolgt. 3) — U. E. 
kann — wenn wir den Art. 96 B.G. in ungekünstelter Weise 
interpretieren wollen — der Gesetzgeber eine freie recht- 
liche Verfügung über das Grundstück durch den betriebenen 
Kigentümer überhaupt nicht im Auge gehabt haben. Die Frage 
des unbeschränkten Verfügungsrechtes nur von den Worten 
„(Muen allfälligen dritten Eigentümer" des Art. 139 B.G. ab- 
Inlngig zu machen, scheint allzu gewagt. Es ist gar kein Be- 
dürfnis zu dieser Erklärung vorhanden, denn diese Worte haben 
auch sonst einen guten Sinn. Ein Dritter kann freilich Eigen- 
t linier der gepfändeten Liegenschaft werden, aber nur, wenn 
dem Schuldner specielle Bewilligung zur Veräusserung 
p;egeben worden ist. Diesen Fall berücksichtigen wir jedoch 



*) Reichel a. a. O. p. 36, Anm. 2. Aus dem cit. Art. 61 des Berner Einf.- 
Ge». lässt sich u. £. keineswegs unzweideutig schliessen, dass ein Eigentumswechsel 
iiifülge freier Verfügung des Schuldners nach geschehener Pfändung als erlaubt an- 
{»•Hsiehen wird; denn auch dort wird bloss von einem „dritten Eigentümer" ge- 
sjjiochon. — 2) Kommentar, Anm. 1 zu Art. 139 B.G. — ^) Vgl. mit dem B.G. den 
Entwurf der Bundesversammlung, zweite Beratung, vom 29. Juni 1888 (dort 
Art. 155); Entwurf der Bundesversammlung, erste Beratung, vom 30. Juni 1887 
^tluit Art. 138); ferner die neue Vorlage des Bundesrates vom 27. Januar 1888 
^aort Art. 155). 
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erst später. Ebenso ist eine Expropriation der gepfändeten 
Liegenschaft denkbar ; mit der Expropriation fällt die Pfändung 
nicht ohne weiteres dahin. 

Der innere Zusammenhang des Gesetzes führt eben- 
falls dazu, das Verfügungsverbot des Art. 96 B.G. in weitestem 
Sinn zu verstehen. 

Das B.G. kennt zwei Wege der zwangsweisen Gläubiger- 
befriedigung : Pfändung und Konkurs. Prinzipiell erstreben beide 
das Gleiche. Der nämliche Zweck der beiden Exekutionsarten 
erfordert viele gemeinsame Bestimmungen. Wenn wir deshalb 
im Gesetz bezüglich eines Teiles eine Lücke antreffen, ist zu 
vermuten, diese Lücke dürfe ausgefüllt werden durch analoge 
Anwendung der Bestimmungen des andern Teiles. 

So ist der ganze Titel der Anfechtungsklage — actio 
Paulliana — gemeinsam. Das formale Requisit dieser Klage ist 
Verlustschein oder Konkurseröffnung. Im Einzelnen schützt 
diese persönliche Aktie: 

1. gegen Schenkungen und ihnen gleichgestellte Rechts- 
geschäfte (SchenkungspauUiana), welche vom Schuldner 
innert sechs Monaten vor der Pfändung oder der Kon- 
kurseröffnung vorgenommen worden sind (Art. 286 B.G.); 

2. gegen Bevorzugung des in mala fide befindHchen Gläu- 
bigers vor den übrigen Kreditoren innert der gleichen 
Zeit (AequitätspauUiana), (Art. 287 B.G.); 

3. gegen alle Rechtshandlungen ohne Rücksicht auf den 
Zeitpunkt ihrer Vornahme, „welche der Schuldner in 
der dem andern Teil erkennbaren Absicht vorgenommen 
hat, seine Gläubiger zum Nachteil anderer zu begün- 
stigen« (Art. 288 B.G.). 

In diesen Artikeln gibt das Gesetz den deutlichen Willen 
kund, dem gefährdeten Pf ändungsgläubiger entsprechenden Schutz 
wie dem Konkursgläubiger zukommen zu lassen. Sollte nun 
da, wo der Kreditor des Schutzes am ehesten bedarf, nämlich 
während der Beschlagnahme des Vermögens, resp. einzelner 
Vermögensstücke, das B.G. dem Konkursgläubiger den höchsten 
Schutz gewähren — Verbot aller Verfügungen des Debitors, 
resp. relative Nichtigkeit derselben (Art. 204 B.G.) — , dem 
Pfändungsgläubiger ihn aber völlig versagen? Denn erst wenn 
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der letztere einen Verlustschein erhalten hat, steht ihm die An- 
fechtungsklage — nach Art. 288 B.G. — zu; diese ist aber 
nur persönlich, wirkt nicht gegen Dritte und bietet deswegen 
nur ungenügenden Schutz. Es kann ferner nach Art. 190, al. 1, 
B.G. der Pfändungsgläubiger vom Gericht Konkurseröffnung 
verlangen, wenn der Schuldner zum Nachteil des Gläubigers be- 
trügerische Handlungen begangen hat. Dann läuft aber der 
Kreditor Gefahr, noch weniger zu erhalten, weil er ja nun mit 
sämtlichen übrigen Gläubigern zu teilen hat. Gerade der un- 
genügende Schutz, welchen der Gläubiger nach frühern kan- 
tonalen Rechten genoss, veranlasste Heusler, die Pfändung für 
seinen Entwurf zu verwerfen. *) Sollte B.G. keine Besserung 
gebracht haben? 

Wenn wir für den von uns verlangten Schutz in Art. 96 B.G. 
keine spezielle Bestimmung hätten, würde er sich doch aus der 
Analogie von Art. 204 B.G. ergeben. Er lautet: „Rechtshand- 
lungen, welche der Gemeinschuldner nach der Konkurseröffnung 
in Bezug auf Vermögensstücke, die zur Konkursmasse gehören, 
vornimmt, sind den Konkursgläubigern gegenüber ungültig." 

Salis schreibt im Kommentar zu Art. 204: „Aus dem kon- 
kursrechtlichen Prinzip, dass mit der Konkurseröffnung das ge- 
samte dem Gemeinschuldner zu dieser Zeit gehörige Vermögen 
zur gemeinschaftlichen Befriedigung der Konkursgläubiger zu 
verwenden ist, ergeben sich folgende Konsequenzen: Mit der 
Konkurseröffnung verliert der Gemeinschuldner die Befugnis, sein 
zur Konkursmasse gehöriges Vermögen zu verwalten und über 
dasselbe zu verfügen" (hier natürlich auch rechtlich verfügen) u.s.f. 
Mit gleicher Berechtigung lässt sich sagen : Weil nach dem 
Prinzip des Pfändungsverfahrens die Pfändungsmasse zur Befrie- 
digung der Gläubiger zu verwenden ist, verliert der Schuldner 
die Befugnis, über dieselbe zu verfügen u. s. f., denn es kann 
sich auch bei der Pfändung um das ganze Vermögen und um 
gemeinschafthche Befriedigung aller Gläubiger handeln. 

Andere Gesetzesstellen weisen uns ebenfalls darauf hin, den 
Verfügungen des Art. 96 B.G. auch rechtliche zu unterstellen. 



^) S. Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs. Erster Entwurf 
mit Motivei; (einfach j^Entw-urf Heusler'' genannt), Bern 1874, p. 54, 58 fg. 



1 
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insbesondere Art. 275 B.G. „Der Arrest wird nach den in 
Art. 91 bis 109 B.G. für die Pfändung aufgestellten Vorschriften 
vollzogen." Für den Arrest ist also auch massgebend Art. 96 B.G. 
Wäre nun nicht dem Arrest seine Hauptbedeutung genommen, 
wenn von den Verfügungen des Art. 96 B.G. die rechtlichen 
ausgeschlossen wären? Nach Art. 277 B.G. werden freilich die 
„Arrestgegenstände dem Schuldner zur freien Verfügung über- 
lassen, sofern er Sicherheit leistet, dass im Falle der Pfändung 
oder der Konkurseröffnung die Arrestgegenstände oder an ihrer 
Stelle andere Vermögensstücke von gleichem Werte vorhanden 
sein werden". ^) Damit wird aber unsere Meinung nur bestätigt, 
dass grundsätzlich — wenn keine Sicherheit geleistet wird — 
dem Schuldner, dessen Vermögensstücke verarrestiert (und nach 
Art. 276 B.G. vergHchen mit Art. 96 B.G. auch „gepfändet") 
sind, jede freie unbewilligte Verfügung, auch die rechtUche, 
über dieselben überhaupt genommen ist. 

Nach air dem Gesagten müssen wir, wenn wir uns einzig 
und allein an den Text des B.G. halten, in Art. 96 B.G. ein 
auch die rechtlichen Verfügungen treffendes Verbot annehmen. 

Das Verbot der rechtlichen Verfügung über Liegen- 
schaften insbesondere. 

Es liegen u. E. auch keine zwingenden Gründe vor, nach 
welchen anzunehmen wäre, der Wille des Gesetzgebers sei hier 
ein anderer als der des Gesetzes selbst. Trotzdem wir uns als 
Anhänger jener Lehre bekennen, welche dem Gesetz einen vom 
gesetzgeberischen Willen unabhängigen, selbständigen Willen zu- 
spricht, wollen wir gleichwohl untersuchen, ob sich vielleicht 
doch Gründe für eine abweichende Meinung des Gesetzgebers 
finden lassen. ^) 

Diejenigen, welche dem Schuldner rechtliche Verfügungen 
über seine gepfändeten Vermögensstücke gestatten wollen, sind 
durch eine gute Absicht zu ihrer Meinung geführt worden. So 
erklärt Reichel : der Schuldner müsse doch seine Liegenschaften 



^) Entsprechendes ist bei der Pfändung der Fall. Siehe darüber später 
den Abschnitt über die bewilligten Verfügungen. — 2) Vgl. dazu oben Anm. 1 auf p. 8. 
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neuerdings verpfänden können und es müsse doch dem Gläubiger 
reicht sein, wenn er befriedigt werde. *) Der Kommentar von 
Weber und Brüstlein meint: „Dem Schuldner sollte es unbe- 
nommen sein, die gepfändete Liegenschaft, deren Wert den Er- 
trag der Pfändung möglicherweise weit übersteigt, zu veräussern 
oder zu verpfänden und sich damit das nötige Geld zur Befrie- 
digung der betreibenden Gläubiger zu verschaffen."^) — Dass 
iliin das auch nach unserer Konstruktion möglich ist, siehe 
weiter unten. — Der Kommentar verweist jedoch selbst auf Art. 204 
B,G., welcher analog angewendet werden müsse. Er möchte 
also dem Schuldner rechtliche Verfügung über die gepfändete 
Liegenschaft gestatten, ohne dass eine Bewilligung des Betrei- 
hungsamtes hierzu nötig wäre, gegenüber den unbefriedigten 
Gläubigern jedoch seien diese Verfügungen ungültig. ^) 

Bei dieser Auffassung ist aber die Gefahr vorhanden, dass 
sich der Schuldner, der die Liegenschaft verkaufte, mit dem 
schönen Erlös, ohne den Pfändungsgläubiger befriedigt zu haben, 
aus dem Staube macht und da dem pfändenden Gläubiger gegen- 
über die Veräusserung ungültig ist, so hat der „Käufer" das 
Nachsehen, obwohl ihm in vielen Fällen ein Vorwurf der Un- 
achtsamkeit nicht gemacht werden darf. Er weiss, das Gut ist 
verpfändet, denkt aber, der Schuldner darf es veräussern, ja es 
^vird seinen Gläubigern dadurch noch ein Gefallen erwiesen, 
wenn der Schuldner in die Lage gesetzt wird, sie zu befriedigen, 
ohne dass sie zur Pfandverwertung schreiten müssen. Der Dritte 
sagt sich dabei : wenn der Schuldner rechthch über sein Grund- 
stück verfügen darf, werde ich auch ohne weiteres das volle 



1) Vgl. Reichel a. a. O. — ^ Kommentar p. 102. — ^) Auch nach dem 
pjlechtsfrennd in Betreibungs- und Konkurssachen" (von Schulthess, Fürsprech 
hl Brugg, Brugg 1893), p. 45, ist es dem Schuldner gestattet, seine gepfändete 
Liegenschaft zu verkaufen: „Natürlich kann durch die Thatsache des Verkaufes 
fUe Pfändung nicht aus der Welt geschafft werden. Die Rechte, welche Gläubiger 
durch Pfändung auf eine Liegenschaft erworben haben, gehen bei der Veräusserung 
mit über; diese Rechte müssen von der Amtsstelle, welche Grund- und Hypo- 
tbiskenbücher führt, wie Pfandrechte behandelt werden, sie müssen demnach 
ätüberbunden" oder getilgt werden. Es wird dieser Fall gewiss hie und da vor- 
kommen, dass ein betriebener Schuldner, dem ein Grundstück gepfändet wurde, 
dieses verkauft, um seine Pfandschulden zu zahlen/' 
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Eigentum des Grundstückes erhalten. Nur zu bald muss er seinen 
Irrtum einsehen : an und für sich ist die Rechtshandlung gültig^ 
nicht aber dem Gläubiger gegenüber und dieser erklärt sie für 
nichtig. *) — Der Dritte durch seinen Anspruch (auf Rückerstat- 
tung des Kaufpreises und eventuell noch anderweitige Entschä- 
digung) zum Gläubiger des flüchtigen Schuldners geworden, wird 
gestützt auf Art. 190 B.G.^) sofortige Konkurseröffnung begehren. 
Dadurch fällt die Pfändung dahin und auch der Kreditor, der 
gepfändet hatte, erhält nicht solche Befriedigung wie er sie sonst 
erhalten hätte. Wir haben also nicht bloss einen, sondern zwei 
Geschädigte, ja vielleicht noch mehr, wenn wir mehrere Pfän- 
dungsgläubiger voraussetzen. Dies Hesse sich verhüten, wenn 
dem Schuldner auch die rechtliche Verfügung verboten wird; 
wenn die Grundbuchführer angewiesen werden, eine gepfändete 
Liegenschaft nicht auf andere Personen zu übertragen. Es sind 
nach der Konstruktion des Kommentars überhaupt alle Gläu- 
biger gefährdet, wenn dem Schuldner die rechtliche Verfügung 
erlaubt wird; die gewöhnlichen Hypothekengläubiger natürlich 
ausgenommen. Die gewesenen Pfändungsgläubiger wie jener 
dritte „Käufer" werden im Konkurs keine grossen Aussichten 
haben, denn sie erhalten ja erst in der V. Klasse Befriedigung. 

Aehnlich gestaltet sich der Fall, wenn wir an Stelle der 
Veräusserung die Bestellung einer Hypothek setzen. 

Ist dies ein befriedigendes Resultat? Warum sollen wir 
nicht die nach der Konstruktion von Weber und Brüstlein so 
sehr benachteiligten Kreditoren schützen, wo uns ein Schutz- 
mittel zur Verfügung steht, indem wir prinzipiell überhaupt j e de 
rechtliche Verfügung des Schuldners über die gepfändete Liegen- 
schaft verbieten?^) 



^) Dem Käufer wäre es freilich möglich, dem Notar den Kaufpreis einzu- 
händigen mit der Auflage, aus demselben zuerst den Pfändungsgläubiger zu be- 
friedigen. Wie oft wird aber ein so vorsichtiger Käufer anzutreffen sein? Meist 
wird eben zu wenig vorsichtig Handel getrieben. Die moderne Rechtsordnung 
verlaugt aber auch nicht, dass der Einzelne im Verkehr keine Vorsichtsmassregel 
ausser acht lassen dürfe, da er sonst den Schaden selbst zu tragen habe. Der- 
jenige, der gutgläubig mit einem andern einen Vertrag abschliesst, soll ohne 
solche Beschränkungen geschützt werden. — ^ Konkurseröffnung ohne vorgängige 
Betreibung infolge Flucht des Schuldners. — ^ Einige kantonale Einführungs- 
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Noch weniger befriedigt uns die Auffassung von Reichel. 
Nach ihm ist die rechtHche Verfügung auch dem Gläubiger 
gegenüber, welcher gepfändet hat, gültig. Einzig jene Hand- 
lungen seien verboten, „welche in rechtswidriger Weise die 
Wirkungen der Pfändung aufheben oder beeinträchtigen". Man 
könnte sich schliesslich damit zufrieden geben, wenn Reichel 
von dem Verfügungs verbot diejenigen Handlungen nicht aus- 
nehmen würde, welche den Gläubiger weitaus am schwersten 
TAI schädigen im stände sind, nämlich die Verpfändung und Ver- 
äusserung von Liegenschaften. ^) Es wäre eher zu vermuten, 
alle rechtlichen Verfügungen mit Ausnahme von Pfandgewäh- 
rung und Veräusserung seien erlaubt. So bestimmte auch das 
Thurgauische Rechtstriebgesetz vom 14. Juni 1850: „Vom Augen- 
Mick der geschehenen Botanlegung darf der Schuldner, ohne 
kleinen Gläubiger sicher zu stellen, weder bewegliches noch un- 
l bewegliches Gut veräussern oder verpfänden." Reichel recht- 
fertigt seine Ansicht damit, dass ein solches Veräusserungsverbot 
uusern Rechtsanschauungen über den Verkehr widerspreche. 

Man hat sich wohl davor zu hüten — Reichel begeht den 
Fehler — die Grundsätze der Konventionalhypothek auf das 



g^setze haben freilich die Auffassung des Kommentars aufgenommen^ so z. B. 
Thtirgau, § 26: „Die zu Gunsten eines betreibenden Gläubigers gepfändeten 
Grundstücke dürfen zwar vom Schuldner veräussert oder verpfändet werden. 
1 Jerartige Verfügungen können aber, selbst wenn die Fertigung schon stattgefunden 
likt, die Rechte der Gläubiger, welche bereits gepfändet haben, in keiner Weise 
benachteiligen und sind letzteren gegenüber, so lange diese nicht befriedigt sind, 
tiiig-ültig.** — Um der von uns angedeuteten Gefahr aus dem Wege zu gehen, 
hat das Thurgauer Einführungsgesetz noch die Bestimmung : „Der Friedensrichter 
i^t bei Verantwortlichkeit verpflichtet, der Fertigung vorausgehend, die Kontra- 
lienten auf den Bestand einer solchen Pfändung aufmerksam zu machen, unter 
Hinweis auf § 26 dieses kantonalen Einführungsgesetzes. ^ — Entsprechend Zürich 
Eiuf.-Ges. § 19. 

*) Reichel schreibt (p. 38 a. a. O.): Als Resultat unserer Erörterung er- 
g-ibt sich demnach: „3. Das Verfügungsverbot gegenüber dem Schuldner in 
Art, 96 B.G. hat nur die Bedeutung, dass dadurch Verfügungshandlungen unter 
Strafdrohung gestellt sind, welche in rechtswidriger Weise die Wirkung der 
Stundung aufheben oder beeinträchtigen. Verfügungen, welche die Wir- 
kungen des Betreibungspfandrechtes nicht beeinträchtigen, 
sind erlaubt. 4. Verpfändungen und Veräusser ungen fallen 
LiLcht unter das Verfügungsverbot. " 
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„Pfändungspfandrecht" an Liegenschaften zu übertragen. Ein 
mit einer gewöhnlichen Hypothek belastetes Grundstück kann 
ohne weiteres veräussert und noch mehr belastet werden — 
auf alle Fälle wird der frühere Hypothekargläubiger zuerst be- 
friedigt. Anders beim Pfändungspfandrecht: so lange kein 
Konkurs über den Schuldner ausbricht, wird es freilich auch 
nach Reichel erst später entstandenen Konventionalhypotheken 
vorgehen; tritt aber Konkurs ein, so hat der Pfändungspfand- 
gläubiger das Nachsehen, denn infolge des Konkurses geht sein 
„Pfändungspfandrecht" unter ^) und die Vertragspfandrechte, auch 
die erst später entstandenen, behalten ihre volle Wirkung. Ge- 
rade die beständige Möglichkeit einer Konkurseröffnung ^) spricht 
deshalb für gänzliches Verbot aller , auch der rechtlichen 
Verfügungen des Schuldners. Wir erlauben uns zur Illustrierung 
des Gesagten das von Reichel angeführte BeispieP) wörtlich 
w^iederzugeben : „Arnold ist für die Summe von Fr. 10,000 
Schuldner des Benz. Benz lässt ihn betreiben und, da Arnold 
beinahe nur Liegenschaftsvermögen besitzt, so werden seine 
Liegenschaften für Fr. 10,000 gepfändet. Arnold geht zu seinem 
vermöglichen Freunde Karl, erzählt ihm seine Notlage und bittet 
ihn, ihm mit einem Darlehen von Fr. 10,000 zu helfen. Er könne 
ihm seine Liegenschaften, die gerade noch für einen solchen 
Wert unverhaftet seien, zum Pfand einsetzen. Karl entschliesst 
sich, seinem Freunde zu helfen. Die Pfandobligation wird ver- 
schrieben. Im Nachschlagungszeugnis des Amtsschreibers wird 
die Pfändung der Liegenschaft für Fr. 10,000 aufgeführt. Arnold 
erhält das Geld; statt aber den Benz zu zahlen, sucht er mit 
den Fr. 10,000 das Weite. Damit ist gegen ihn ein Konkurs- 
grund gegeben und dritte Gläubiger von ihm verlangen die 
Konkurseröffnung. Diese wird ausgesprochen und durch dieselbe * 
fallen alle Betreibungen dahin (Art. 204 B.G.). Damit wird Karl 



*) Art. 199 B.G. : „Gepfändete Vermögensstücke, deren Verwertung im 
-Zeitpunkt der Konkurseröffnung noch nicht stattgefunden hat, und Arrestgegen- 
stände fallen in die Konkursmasse." Dagegen Art. 198 B.G. : „Vermögensstücke, 
an denen Pfandrechte haften, werden unter Vorbehalt des den Pfand- 
gläubigern gesicherten Vorzugsrechtes zur Konkursmasse gezogen.** — ^) Konkurs- 
eröffnung über einen gewöhnlich der Pfändung unterliegenden Schuldner ist 
möglich nach Art. 190 und Art. 191 B.G. — 3) Reichel, p. 31 a. a. O. 

2 
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für r^iMiie hypothekarisch gesicherten Fr. 10,000 bezahlt; denn 
das Oetreibungspfandrecht des Benz fällt dahin und dieser erhält . 
in Klasse V wenig oder gar nichts. — Mit der actio Paulliana 
iät Karl nicht beizukommen, denn er hat den Gegenwert (das 
Darlt^^lien) in bar geleistet, er hat sich auch kein Vorrecht für 
einti früher bestehende Forderung einräumen lassen." 

Reichel bedauert den Benz, weiss ihm aber nicht zu helfen. 
Zeiirli'der bemerkt dazu in einer redaktionellen Note : „ein durch- 
aus gerechtes Resultat, denn Karl hatte gedeckten, Benz unge- 
deckt on Kredit erteilt." ^) Dürfen wir eine solche Lösung accep- 
tieron ? Gewiss nicht, denn sie entspricht nicht unserm Rechts- 
gefühlj sie entspricht aber auch nicht dem Willen des Gesetzes. 
Art 96 B.G. (vgl. auch Art. 204) erklärt vielmehr: Jede Ver- 
fügung ist verboten ; der Schuldner, welcher unerlaubterweise 
fücfilUch verfügt, wird bestraft und die Rechtshandhmg ist dem 
Pfand Lingsgläubiger gegenüber nichtig. Darnach kann auf eine 
gy]jniudete Liegenschaft eine Vertragshypothek überhaupt 2) nicht 
niulir aufgenommen werden und ebenso wenig eine Veräusserung 
durch den Schuldner stattfinden, denn weil auch jede rechtliche 
Vüi ITigung verboten ist, haben die Grundbuchführer die Pflicht, 
in diMi besprochenen Fällen ihr Grundbuch einer Eintragung zu 
verduliliessen und ohne Einschreibung ins Grundbuch kann ja 
eine rechtliche Verfügung in gültiger Weise nicht stattfinden. 
Der ( frundbuchführer hat Interessenten darauf aufmerksam zu 
machen, dass die Bewilligung des Betreibungsbeamten eingeholt 
wi^rden muss. (Vgl. darüber unten pag. 33 fg.) 

Sollte irgend einmal, etwa aus Irrtum, eine Verfügung des 

Sciuddners über sein gepfändetes Grundstück gleichwohl einge- 

traij^ou worden sein, so bleibt sie jedenfalls dem Pfändungs- 

•glilubiger gegenüber unwirksam.®) In dem angeführten Beispiel 



*) Zeerleders. Ansicht ist zu verwerfen) denn die amtliche Pfändung ist 
fit^bUeäHlich ein Sicherungsmittel so gut wie die Bestellung eines Konventional- 
pfandes. Benz darf nach der Pfändung seine Forderung ebenfalls als gedeckt- 
auaeheiii soweit wenigstens nicht die Möglichkeit besteht, dass weitere Gläubiger 
während der Teilnahmefrist sich einstellen. Vor allem darf sich Benz vor dem 
Hinzutritt neuer Hypothekargläubiger gesichert fühlen. — ^ Wenigstens nicht 
ohne Bewilligung. Vgl. unten p, 33 fg. — ^) So bestimmt auch das Thurgauer Einf.- 
Gh^. \u ^ 26: ,,Derartige Verfügungen können, selbst wenn die Fertigung schon 
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— wenn wir annehmen, die Belastung der Liegenschaft mit einer 
Hypothek im Betrage von Fr. 10,000 sei aus Versehen im Nach- 
schlagungszeugnis des Amtsschreibers aufgeführt worden — hätte 
deshalb Karl ebenso wie Benz im Konkurs in der V. Klasse 
Befriedigung zu suchen. *) 

Wir stimmen Reichel bei, wenn er für den Fall, dass 
Arnold nicht flüchtig wird, aber aus den von Karl erhaltenen 
Fr. 10,000 andere Gläubiger deckt, Karl als den Geprellten be- 
zeichnet, da sein Konventionalpfandrecht dem vorher entstandenen 
Betreibungspfandrecht des Benz nachgehe, und dieser in erster 
Linie aus dem Pfandgegenstande Deckung erhalte. 

Für das Verhältnis zwischen Benz und Karl ist es also 
völlig gleichgültig, ob Arnold mit seinem Gelde andere Gläu- 
biger befriedigt oder ob er das Weite sucht : Karl kann nur als 
Ghirographargläubiger Befriedigung erreichen. Es ist aber darauf 
hinzuweisen, dass auch im zuletzt genannten Beispiel ein Kon- 
kursgrund gegeben ist, weil der Schuldner „betrügerische Hand- 
lungen zum Nachteil der Gläubiger" (Art. 190 B.G.) begangen 
hat : Karl gab dem Arnold das Darlehen in der Voraussicht, das 
Pfändungspfand des Benz erlösche nun infolge Bezahlung und 
es stehe deshalb der vollen Wirksamkeit der erst nachher ent- 
standenen Konventionalhypothek nichts mehr im Wege. Arnold 
hat seinen Erklärungen zuwider nicht den Benz bezahlt, sondern 
andere Kreditoren, für welche noch keine Pfändung erfolgt war. 
In der lügenhaften Angabe des Arnold, den Benz mit dem von 
Karl erhaltenen Darlehen zu zahlen, liegt sicherlich ein Betrug 
zum Nachteil eines Gläubigers, zum Nachteil des Karl. Karl 
wird deshalb Konkurseröffnung begehren können. 2) 

Wenn die rechtliche Verfügung dem Schuldner erlaubt 



stattgefunden hat, die Rechte der Kreditoren, die bereits gepfändet haben, in 
keiner Weise benachteiligen und sind letztern gegenüber, so lange diese nicht 
befriedigt sind, ungültig.'* 

*) Vgl. unten p. 21. — ^) Es wäre hier freilich eine Verständigung möglich 
da Karl und Benz dadurch eher zu Befriedigung gelangen, als wenn Konkurs 
eröffnet wird. Sie schliessen z. B. einen Vertrag, gemäss welchem sich Benz 
verpflichtet, die Hypothek des Karl anzuerkennen und auf die amtUche Pfändung 
seinerseits zu verzichten, wogegen ihm Karl die Hälfte des Erlöses (Fr, 5000) aus 
dem Unterpfand zu bezahlen sich verpflichtet. 
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wird, was für eine Bedeutung hat dann die Vorschrift des 
Art. 101 B.G., wonach die amtliche Pfändung einer Liegen- 
schaft dem Grundbuchführer zur Vormerkung mitgeteilt werden 
muss? Man sagt freilich, es soll ein allfälliger dritter Kauf- 
lustiger, überhaupt derjenige, der ein Recht an dem Grundstück 
erwerben will, darauf aufmerksam gemacht werden, dass ein 
Rechtsgeschäft mit dem Schuldner über seine Liegenschaft jeden- 
falls sehr gefährlich sei, weil z. B. eine neue Hypothek nur in- 
sofern einen Wert haben werde als das Grundstück nicht von 
früher entstandenen Konventionalhypotheken belastet ist und 
soweit es nicht überdies für die Pfändungsgläubiger haftet. So 
sagt auch eine Entscheidung des Bundesrates^): 

„Es wird — unter grundsätzlicher Aufrechterhaltung der 
Verfügungsfreiheit des Eigentümers — bloss das Vorrecht der 
Pfändung in dem Sinne vorgemerkt, dass die Pfändung für die 
betriebene Forderung und die nach Art. HO B.G. und 111 B.G. 
teilnahmeberechtigten weitern Beträge samt Zinsen und Kosten 
allen Rechten (Eigentum, Hypotheken, Servituten u. s. f.) vor- 
gehe, die Dritte durch Verfügung des Schuldners in der Folge- 
zeit an der Liegenschaft erwerben könnten." 

So lange wir Pfändung haben, kann man sich damit zu- 
frieden geben; wie aber steht es mit diesem Vorrecht, wenn 
nachträglich Konkurs eröffnet wird ? Dann wären die Pfändungs- 
gläubiger nach Reichel nicht genügend geschützt, denn wenn 
vielleicht wegen einer geringfügigen Pfandunterschlagung Kon- 
kurs eröffnet wird, ^) so werden die spätem Konventionalhypo- 
thekargläubiger ja doch vorgehen. Mit der Konkurseröffnung 
erlischt ja bloss das „Pfändungspfandrecht" I Es braucht nur 
einer jener spätem Vertragspfandgläubiger im Einvernehmen des 
Gepfändeten zu stehen und ihn zu veranlassen, eine kleine 
Pfandunterschlagung zu begehen und Pfandunterschlagung ist 
ja ein Grund der sofortigen Konkurseröffnung. Ein derartiger 
immerhin etwas fragwürdiger Ausweg ist nicht einmal nötig, es 
genügt, wenn dem Schuldner die Erklärung der Zahlungsunfähig- 
keit abgenötigt wird. ^) Wir sehen: jene Gefahr, erst nach 



^) S. Archiv für Schuldbetreibung und Konkurs, Jahrgang II. 1893. p. 69 fg. 
No. 33. — 2) Art. 190 B.G. — ^) Nach Art. 191 B.G. 



Digitized by VjOOQIC 



— 21 — 

dem Pfändungspfandgläubiger befriedigt zu werden, ist für einen 
schlechten Menschen nicht gross, vorausgesetzt, dass der Schuldner 
rechtlich verfügen darf, und dass die rechtliche Behandlung einer 
erst nach der Pfändung entstandenen Hypothek im Konkurs so 
ist, wie Reichel meint. Ein gewissenloser Kreditor wird der 
Gefahr leicht einen Riegel stecken, und es gibt ja leider Leute 
genug, die darauf ausgehen, durch Geldborgen an verschuldete 
Leute noch einen schönen Profit zu ziehen! Diese gefährliche 
Sorte von Bauernfängern wird also durch jene Vormerkung im 
Grundprotokoll keineswegs von der Gefahr abgeschreckt, für 
ihre weitgehende pekuniäre „Hülfe" nur eine überaus „unsichere" 
Hypothek zu erhalten! Gerade die nachsichtigen Pfändungs- 
gläubiger, welche mit der Versteigerung der Liegenschaft zu- 
warten, werden durch solche Umtriebe am schwersten geschädigt. 
Art. 287 und 288 B.G. geben den benachteiligten Gläubigern 
gegenüber den bevorzugten in mala fide befindlichen freilich 
eine Anfechtungsklage. Der Beweis dürfte hier aber nicht immer 
leicht zu führen sein. Zudem schützt die bloss persönliche 
Klage nicht genügend. 

Der von uns citierte Satz der bundesrätlichen Entscheidung 
musste nach Reichel so gedeutet werden, wie wir dies soeben 
gethan haben ; aber er will wohl anders verstanden sein. Wenn 
nach Art. 199 B.G. die gepfändeten Vermögensstücke in die 
Konkursmasse fallen, so ist damit nicht gesagt, dass infolge der 
KonkurseröfTnung die Wirkungen der Pfändung spurlos ver- 
schwunden wären und dass die nach der Pfändung entstandenen 
Hypothekarrechte jetzt in erste Linie zu stehen kämen. Art. 199 
B.G. sagt vielmehr bloss : an Stelle der Pfändungspfandgläubiger 
treten nun sämtliche Konkursgläubiger und somit ist auch ihnen 
gegenüber eine nach der Pfändung erfolgte rechtliche Ver- 
fügung des Schuldners über sein Grundstück einflusslos. In 
unserm Beispiel wird also der Gläubiger Karl — auch bei prin- 
zipieller Verfügungsfreiheit des Schuldners — keineswegs von 
den Konkursgläubigern als Hypothekargläubiger behandelt 
werden. ^) 



^) Die gleiche Ansicht vertritt Salis im Kommentar zu Art. 199 B.G. 
(Anm. 5): ^Wenq nivch Art. 199 gepfändete^ aher noch nicht verwertete Ver- 
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Wenn uns auch der zuletzt eingeschlagene Weg der bessere 
zu sein scheint, als derjenige Reicheis, so stossen wir dabei 
gleichwohl auf verschiedene Gefahren, die notwendig beseitigt 
werden müssen. Wiederholt ist schon hervorgehoben worden, 
dass das Verfügungsrecht des Schuldners geeignet ist, bei Dritten 
den Irrtum zu erwecken, ein mit dem Schuldner abgeschlossenes 
Rechtsgeschäft sei jedermann gegenüber gültig und in einem 
allfällig eintretenden Konkurs würde ein nach der Pfändung 
erworbenes Pfandrecht wie jedes andere Pfandrecht behandelt. 
Es gibt ja gelehrte Leute, welche der Meinung sind, das 
„Pfändungspfandrecht" gehe spurlos unter und die erst nach 
der Pfändung entstandenen Vertragspfandrechte erhielten infolge 
der Konkurseröffnung volle Sanktion. Mancher wird sich zu 
einem Geschäftsabschluss mit dem Schuldner herbeilassen viel- 
leicht gerade in Voraussicht naher Konkurseröffnung. Wenn nun 
in Wirklichkeit nach unserer Meinung solche Leute freilich nur 
als Chirographargläubiger am Konkurs teilnehmen, so bedeutet 
doch ihre Teilnahme für die gewesenen Pfändungspfandgläubiger 
grossen Nachteil, indem dadurch eben der verhältnismässige 
Anteil eines jeden verkleinert wird. *) Solcher Schaden ist nur 



mögensstüüke in die Konkursmasse fallen, so ist damit nicht gesagt, dass die PfSn- 
düng als nichtig und nicht geschehen anzusehen sei; es tritt vielmehr nur das 
Beschlagsrecht der Gesamtheit der Gläubiger, welches in der Konkurseröffnung 
liegt, an Stelle des in der Pfändung liegenden Beschlagsrechtes des einzelnen 
Gläubigers. Daraus folgt: Wenn nach erfolgter Pfändung der Schuldner ein 
gültiges Spezialpfand — dies ist auch nach der in vorliegender Arbeit ge- 
gebenen Auffassung mit Einwilligung des Betreibungsamtes möglich — an der 
gepfändeten Sache (an einer Liegenschaft oder an einem andern Vermögens- 
Objekt) bestellt (Art. 97 fg.), und wenn nun vor der Verwertung der Konkurs 
über das Vermögen des Schuldners eröffnet wird, so findet kein Nachrücken des 
der Pfändung nachgehenden Pfandgläubigers statt wegen angeblichen Wegfalls 
der Pfändung, vielmehr kommt der Ertrag der Pfändung den Konkursgläubigern 
zu, und der nachgehende Pfandgläubiger erhält nur einen eventuellen Mehrwert.* 
^) Anders gestaltet sich der analoge Fall im Konkurs. Der Dritte, 
welcher sich mit dem Schuldner nach Konkurseröffnung in ein Rechtsgeschäft 
eingelassen hat, kann sich für seine Ansprüche gegen den Gemeinschuldner 
nicht an die Konkursmasse halten. Er muss sich auf später vertrösten; es sei 
denn, dass er den Nachweis führt, von der Konkurseröffnung keine Kenntnis 
gehabt zu haben. Ein solcher Nachweis wird aber in der Regel nicht geliefert 
werden können. 
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zu vermeiden, wenn dem Schuldner infolge der Pfändung über- 
haupt jede rechtliche Verfügung genommen wird. ^) 

Sämtliche bisher angeführten Erwägungen zeigen, dass die 
Pfändungsgläubiger bei Aufrechterhaltung der rechtlichen Ver- 
fügungsfreiheit des Schuldners über das gepfändete Objekt stets 
eine gewisse Gefahr laufen. Der Schuldner braucht nur ein 
gewissenloser Mensch zu sein und er hat es in seiner Gewalt, 
seine Gläubiger, insbesondere die nachsichtigen, welche mit der 
Pfandverwertung noch zuwarten, schwer zu schädigen; und in vor- 
kommenden Fällen wird es nicht immer möglich sein, ihn solcher 
unsauberer Manipulationen zu überweisen. Jener Art. 101 B.G., 
welcher eine Vormerkung der Pfändung der Liegenschaft ins 
Grundprotokoll vorschreibt, muss deshalb in Verbindung mit 
Art. 96 B.G. einen weitern Sinn haben. Es wird überhaupt die 
Möglichkeit, dass Dritte ein dingliches Recht an der Liegenschaft 
erwerben, prinzipiell ausgeschlossen, denn jede Verfügung ist 
verboten, damit der Pfändungsgläubiger für seine Forderung 
völlig sichergestellt sei , soweit gepfändete Vermögensstücke 
vorhanden sind. 

In dem angeführten bundesrätlichen Entscheide wird frei- 
lich nicht nur das „Vorrecht" des t^fändungsgläubigers vor später 
dinglich Berechtigten als Wirkung jenes Vormerks von Art. 101 B.G. 
bezeichnet, sondern es wird weiter gesagt : „Mit dem angeführten 
Wege — den z. B. der Kanton Basel-Landschaft in § 27 seines 
Einführungsgesetzes ^) eingeschlagen hat — ist den Anforderungen 
des Betreibungsverfahrens, speziell des Art. 101 B.G. Genüge 



1) Nach früheren kantonalen Gesetzen, wie Zürich, Neuenburg, St. Gallen 
u. 8. f., wäre eine solche Beeinträchtigung der Pfändungsgläubiger durch erst 
nach der Pfändung entstandene Gläubiger im Konkurs nicht möglich gewesen, 
da dort durch die Konkurseröflfnuug die bereits erfolgte Pfändung nicht um- 
gestossen wurde. (Vgl. Protokoll der Verhandlungen der ständerätlichen Kom- 
mission 1886, p. 161.) — 2) Einführungsgesetz von Basel-Landschaft, § 27, al. 2: 
„Die Vormerkung der Pfändung einer Liegenschaft hat die Wirkung, dass im 
Falle der freiwilligen Veräusserung (durch Fertigung oder Gant) oder Verpfän- 
dung derselben die betriebene Schuld samt Zins und Kosten als verhaftet vor- 
gestellt werden muss." — § 27, al. 3: „Die Vormerkung der Pfändung von Liegen- 
schaften erlischt im Falle des Konkurses oder wenn binnen zwei Jahren nach der 
Pfändung das Verwertungsbegehren nicht gestellt oder zurückgezogen und nicht 
erneuert wird," 
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gethan. Den Kantonen bliebe aber unbenommen, kraft ihres 
Oesetzgebungsrechtes im Gebiete des Immobiliar-Sachenrechtes 
ein melireres zu thun, als wozu das Betreibungsgesetz sie ver- 
pnichtete, und zu dem radikalen Mittel der vollständigen Ausser- 
Vorkehrsetzung gepfändeter Liegenschaften, der sog. „Sperrung 
dc3 Grundbuches" zu greifen (vgl. Reichel in der „Zeitschr. des 
b(?rn. Juristenvereins" 1891, Seite 37) — dies hat unter anderen 
auch der Kanton Basel-Stadt gethan, wenigstens nach der Aus- 
legung zu schliessen, welche die hierfür zuständige kantonale 
Behörde dem § 23 des dortigen Einführungsgesetzes gegeben 
hat ^) — nach dieser für den Bundesrat massgebenden — und 
übrigens dem Wortlaut des genannten § 23 wohl entsprechenden 
— Auslegung ist die Möglichkeit, dass Dritte an einer gepfän- 
deten Liegenschaft ein dingliches Recht erwerben, überhaupt 
ausgeschlossen." 

Der letztere Weg ist ein Abweg — werden wenigstens die 
Anhänger der grundsätzlich gewährten Verfügungsfreiheit sagen 
müssen. Mit dem Hinweis auf diesen zweiten Weg nähert sich 
aber der Bundesrat unserer Meinung; auch nach ihm kann 
wenigstens dem Schuldner die rechtliche Verfügung über die 
Liegenschaft genommen sein.' Doch weicht diese Konstruktion 
darin von der unsrigen ab, dass erst infolge kantonaler Bestim- 
m im gen dem Gläubiger der nötige Schutz zukommt, und ferner 
darin, dass nach dem Bundesrat dem Schuldner die Verfügung 
erst mit dem Eintrag ins Grundbuch genommen wird — der 
Kintnig ins Grundbuch wirkt konstitutiv — , nach uns dagegen 
schon von der Pfändungserklärung des Betreibungsbeamten an. — 
Nach dem Entscheid des Bundesrates geniesst der Gläubiger gar 
keinen Schutz in der Zeit zwischen der Pfändung und der Anzeige 
der Pfändung an die Amtsstelle, welche die Grund- und Hypo- 
thekenbücher führt, denn während dieser Zeit hat ja doch der 
Schnldner die Verfügungsbefugnis! Wenn wir auch dem Schuldner 
in dieser Zeit die Verfügung verbieten und jedes Zuwiderhandeln 



1) Einführungsgesetz von Basel-Stadt, § 23 : „Ist die Pfändung einer Liegen- 
schaft der Grundbuchverwaltung angezeigt, so darf in Bezug auf diese Liegen- 
ßchiift ohne Ermächtigung des Betreibungsamtes keine Verfügung des Schuldners 
Tpi>hr im Grundbuch eingetragen werden," 
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unter Strafe stellen, so ist doch — falls Reicheis Ansicht die 
richtige ist — die Möglichkeit gegeben, dass ein Dritter durch 
Eintragung ins Grundbuch ein Recht erwirbt, welches dem Recht 
des pfändenden Gläubigers vorgeht. Diese Eventualität würde 
zudem sehr verschieden treffen, je nachdem der Betreibungs- 
beamte sofort nach dem Pfändungsakte oder erst geraume Zeit 
später die Mitteilung an den Grundbuchführer macht. 

Wir können den Gläubiger vor schädlichen Verfügungen 
durch den Schuldner nur schützen, indem w^ir dem Schuldner 
sofort mit der Pfändung — nicht erst mit der Eintragung derselben 
ins Grundbuch — auch die rechtliche Verfügung nehmen. Wir 
erhalten damit in diesem Punkte Uebereinstimmung mit der Be- 
handlung der Liegenschaften bei der Konkurseröffnung. Es wird 
also auch ein vom Schuldner nach der Pfändung, aber vor der 
Anzeige der Pfändung an den Grundbuchführer abgeschlossener 
Vertrag über die gepfändete Liegenschaft — und damit auch die 
Eintragung ins Grundbuch — dem Pfändungsgläubiger gegenüber 
nichtig sein. Es ist freilich zu bedauern, dass hier trotz Grund- 
buch der Dritte getäuscht werden kann und wäre es deshalb zu 
wünschen gewesen, jener Art. 115 des Entwurfes des eidgen. 
Justizdepartementes vom 11. November 1885: „Die Pfändung 
von Liegenschaften wird durch schriftliche Anzeige des Betrei- 
bungsbeamten an diejenige Amtsstelle bewirkt, welcher die Füh- 
rung der Grund- und Hypothekenbücher obliegt ^^, wäre Gesetz 
geworden, statt der jetzigen Bestimmung, wonach die Pfändung 
schon früher perfekt wird. ^) In der Praxis wird freilich der an- 
gedeuteten Gefahr für den Dritten dadurch begegnet werden 
müssen, dass dem Betreibungsbeamten unverzügliche Anzeige 
der Pfändung an die Amtsstelle, welche bei Liegenschaftsver- 
äusserungen oder Verpfändungen mitzuwirken hat, zur Pflicht 
gemacht wird. Wir können nicht begreifen, wie der Bundesrat 
eine die Sperrung des Grundbuches bezweckende Bestimmung 
des Einführungs- Gesetz -Entwurfes von Zürich (Ergebnis der 
kantonsrätlichen Beratung, § 24) als unzulässig beanstanden 
konnte. Es ist indes von uns bereits konstatiert worden, dass 



^) Art. 101 B.G. : „Die Pfändung einer Liegenschaft wird der Amtsstelle 
jing^ezei^t, welche die Grund- und HTpothekenbücher führt" u. s. f, 
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der Bundesrat in der Folge ähnliche Bestimmungen anderer 
kantonaler Einführungsgesetze sanktioniert hat. ') ^) 

Wir haben eine Kollision von Rechten : der Schuldner hat 
ein Recht, aber auch der Gläubiger hat ein solches an dem näm- 
lichen Vermögensobjekte. Gerade hier wird nun zur Lösung 
des Konfliktes der Satz praktisch, dass die Eigenart der Rechte, 
welche in dem Konflikte scharf hervortritt, entscheidet. Die 
Eigenart des aus der Pfändung entstandenen Rechtes des Gläu- 
bigors besteht nun gerade darin, den Eigentümer in seiner 
Machtbi^fugnis über die Sache zu beschränken, damit dem Gläu- 
biger das Recht, aus dem Verkauf der Liegenschaft für seine 
Forderung befriedigt zu werden, völlig gesichert sei. Wie wir 
gt^zeigt haben, würde es an solcher Sicherheit fehlen, wenn der 
Schuldner in freier Weise rechtlich verfügen könnte und zwar 
selbst wenn solche Verfügungen dem Gläubiger gegenüber, der 
gepfändet hatte, als unwirksam erklärt werden. Der Schuldner 
daif deshalb nicht über sein Grundstück verfügen. Wir ziehen 
den Schluss: Art. 96 B.G. verbietet prinzipiell ohne Ausnahme 
sämtliche Verfügungen des Schuldners über gepfändete 
Grundstücke; eine dem Verbot zuwiderlaufende Hand- 
lung ist dem Pfändungsgläubiger gegenüber ungültig. 

Das Verbot der rechtlichen Verfügungen über 
bewegliche Sachen. 

Was wir in Bezug auf Liegenschaften gesagt haben, gilt aus 
gleichen Gründen auch für die fahrende Habe, sofern nicht durch 
die verschiedene physische Natur eine Aenderung bedingt ist. 
Wir erstrecken das absolute Verfügungsverbot also auch auf ge- 



") Basel-Stadt, E.G., § 23. Siehe oben p. 23. Die gleichen Vorschriften 
enthielten frühere Kantonalgesetze, so Schaflfhausen § 49, 50, 58; Thurgau § 27; 
Zünuh § 113; Luzern § 35; ferner Oberer, erster Entwurf (1881), Art 84, zweiter 
Entwurf (März 1882), Art. 132 und 133. — 2) Erfreulicher Weise beabsichtigt 
man in neuester Zeit (Juni 1894) nun auch in Zürich das Einführungsgesetz im 
Sinne einer Sperrung des Grundprotokolles abzuKudern. (Motion von Herrn 
R. ObeiTichter Wolf und einiger Notare und Gemeindeammänner.) § 19 des 
Einf.-GöH. lautet: „Die Veräusserung oder Verpfändung einer Liegenschaft ist 
gegenüber den Gläubigern, zu deren Gunsten dieselbe bereits gepfändet ist, so 
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pfändete Mobilien und keines\yegs hat das Ueberschreiten des 
Verbotes bloss Strafe zur Folge, vielmehr ist auch hier die recht- 
liche Verfügung dem Pfändungsgläubiger gegenüber unwirksam. 
Unsere Ansicht ist bisher nur von wenigen Rechtskundigen ge- 
teilt worden, insbesondere vertreten Reichel und der Kommentar 
eine andere Auffassung. Ersterer erklärt, indem er sich auf 
Art. 205 O.K. beruft : „Der gutgläubige Dritte, welcher derartige 
Vermögensstücke erwirbt, wird Eigentümer, ohne dass der pfän- 
dende Gläubiger ihm gegenüber einen Anspruch erheben kann." 
Und der Kommentar schliesst seine Betrachtungen über Art. 96 
B.G. mit den Worten: „Die hier vertretene Auffassung von der 
relativen Nichtigkeit nachträghcher Rechtsakte erleidet eine Aus- 
nahme zu Gunsten des gutgläubigen Erwerbers einer beweglichen 
Sache; dessen Rechte gehen nach Art. 205, 209, 211 O.R. allen 
frühern Rechten, mithin auch einer Pfändung vor." 

Art. 205 O.R. lautet: „Vorbehaltlich der Bestimmungen 
über gestohlene und verlorene Sachen, erlangt der gutgläubige 
Erwerber einer Sache das Eigentumsrecht, auch wenn der Ver- 
äusserer nicht Eigentümer war. Unter den gleichen Voraus- 
aussetzungen erlöschen sonstige dingliche Rechte Dritter an der 
Sache." 

Auch wir geben zu, dass dieser Artikel nicht durch B.G. 
aufgehoben oder verändert worden ist, bestreiten aber die An- 
wendbarkeit desselben auf die gepfändeten Mobilien, über welche 
der Schuldner trotz des Verbotes rechtlich verfügt hat, denn wir 
glauben, dass die rechtlichen Verhältnisse dieser Objekte gerade 
nach den von Art. 205 vorbehaltenen Bestimmungen über 
gestohlene und verlorene Sachen zu beurteilen sind. 

Die Begründung dafür hegt in folgender Erwägung. Die 
nahe Verwandtschaft des Konkurses und der Pfändung im 
schweizerischen Rechte verlangt gleiche Behandlung des beschlag- 



lange ungültig, bis deren Beireibungen dahingefallen sind. — Der Notar hat 
bei der Fertigung solcher Rechtsgeschäfte die Kontrahenten auf diese Vorschrift 
aufmerksam zu machen, und davon, dass dies geschehen sei, im Protokoll und 
in der Urkunde Vormerk zu nehmen.*' An Stelle dieser Bestimmung soll treten: 
„Ist eine Liegenschaft gepfändet, mit Arrest belegt oder in einem Güterverzeichnis 
nach Art. 162 B.G. aufgenommen, so ist eine Veräusserung und Verpfändung 
derselben durch das Grundprotokoll nicht zulässig.** 
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nahmten Vermögens. Wir berufen uns hier auch auf den Kom- 
mentar (p. 80) : „Die Pfändung des B.G. ist die Beschlagnahme 
einzelner Vermögensstücke des Schuldners behufs Befriedigung 
des betreibenden Gläubigers. Der Schuldner wird des Eigentums 
an der Sache nicht entsetzt, aber Verfügung und Veräusserung, 
in der Regel auch Gewahrsam und Verwaltung, werden ihm 
bezüglich des gepfändeten Vermögens entzogen. Die Pfändung 
übt somit auf das Vermögen des Schuldners im einzelnen die 
gleiche Wirkung aus, wie die Konkurseröffnung desselben in 
seiner Gesamtheit (vgl. Art. 197, 199, 204, 221, 222, 223 fg.)." 
Darnach müssen auch die Polgen der unbewilligten rechtlichen 
Verfügungen über fahrendes Gut im Pfändungs- und Konkurs- 
verfahren die gleichen sein. Aber gerade der Kommentar zieht 
diesen Schluss nicht ; er lässt vielmehr eine verschiedene Behand- 
lung eintreten, wenn wir seine bereits citierte Schlussbemerkung 
zu Art. 96 B.G. vergleichen mit den Ausführungen zu Art. 204 
B.G. *) Letztere lauten folgendermassen : „Art. 204 B.G. erklärt 
die Rechtshandlungen des Schuldners über Objekte der Konkurs- 
masse den Konkursgläubigern gegenüber als ungültig, also auch 
die rechtlichen Verfügungen über eine bewegliche Sache. Ver- 
fügt der Schuldner gleichwohl, so begeht er ein dem Diebstahl 
und der Unterschlagung entsprechendes Delikt und die auf solche 
Weise veräusserten Sachen sind zu den gestohlenen und ver- 
lorenen Sachen der Art. 206 fg. O.R. zu zählen."^) 

Wir sehen nicht ein, weswegen das Verbot der Veräusse- 
rung beweglichen Gutes bloss im Konkurs dem Gläubiger gegen- 
über wirksam sein soll. Warum nicht auch im Pfändungsver- 
fahren ? Verdient der Pfändungsgläubiger den staatlichen Schutz 
weniger als der Konkursgläubiger? Gewiss nicht. Wir haben 
für das Pfändungsverfahren freilich keine spezielle Bestimmung, 
wie sie Art. 204 B.G. für den Konkurs gibt. Es sind aber 
zwingende Gründe vorhanden, hier den Weg der Analogie zu 
beschreiten. Die Anhänger der entgegenstehenden Ansicht wer- 
den sofort die Gefährdung der Rechtssicherheit im Verkehr ent- 



^) Es darf freilich nicht übersehen werden, dass die Bearbeitung der be- 
treffenden Artikel von verschiedenen Autoren hörrührt, — ^ Vou S^lis Hom- 
tnentiert. 



^ 
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gegenhalten, da trotz der Vormerkung in der Pfändungsurkunde 
der Gegenstand nicht leicht als gepfändeter erkannt werden könne, 
wie dies bei der Liegenschaft infolge der Vormerkung im Grund- 
buch der Fall sei; der Konkurs werde publiziert, die Pfändung 
dagegen nicht. Darauf ist zu entgegnen : Aus dem Verbot der 
rechtlichen Verfügungen über Mobilien entsteht für den Verkehr 
keine grosse Gefahr : Einmal ist derjenige, welcher der Pfändungs- 
betreibung unterliegt, in der Regel am grossen Verkehr nicht 
beteihgt, er ist ja nicht Kaufmann. *) Dann wird die Gefahr auch 
dadurch kleiner, dass einem verdächtigen Schuldner ja jederzeit 
der Gewahrsam und die Verwaltung entzogen werden kann. 
(Art. 98, al. 3 B.G.) Ist diese Gefahr übrigens nicht auch vor- 
handen bei dem In- Verkehr-Setzen gestohlener oder verlorener 
Sachen? und bezüglich dieser bestimmt ja Art. 206 O.R., dass 
sie innerhalb fünf Jahren von jedem Inhaber zurückverlangt 
werden können. Weit grösser als diese Gefahr ist jene, welche 
entsteht, wenn dem Schuldner die rechtlichen Verfügungen er- 
laubt werden, und ihr muss begegnet werden. 

Ignorieren wir einmal Art. 204 B.G. und nehmen wir an, 
auch für das Konkursverfahren bestehe keine spezielle Vorschrift, 
welche die unbewilligten rechtlichen Verfügungen des Schuldners 
über die beschlagnahmten Vermögensstücke als ungültig erklärt, 
so müssen wir gleichwohl die im Exekutionsverfahren dem De- 
bitor verbotenen Handlungen, falls sie vorgenommen werden, als 
dem Gläubiger gegenüber unwirksam erklären. Wir haben näm- 
lich nicht das mindeste Bedenken, die so veräusserten Mobilien 
auch bei dieser Annahme unter die verlorenen und gestohlenen 
Sachen des Art. 206 O.R. zu rechnen. Auch der dritte gut- 
gläubige Erwerber hat sie herauszugeben. Die massgebende 
Gerichtspraxis ist zwar mit Recht der Ansicht, der genannte 
Artikel finde auf unterschlagene oder sonst durch Missbrauch des 
Vertrauens in fremde Hände gekommene Sachen keine Anwen- 



1) Sofern er Kaufmann ist oder auf dem Markte verkaufte, haben wir die 
Bestimmung von Art. 206 O.R., wonach eine gestohlene oder verlorene Sache, 
die gutgläubig an Öffentlicher Steigerung, auf einem Markte oder von einem 
Kaufmann erworben wurde, nur gegen Vergütung des dafür bezahlten Preises 
herausgegeben werden muss. Die Frage, ob wir es hier mit gestohlenen oder 
verlorenen Sachen zu thun haben, ist weiter unten zu lösen. 
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düng. *) Art. 206 O.R. kann nur von demjenigen richtig ver- 
standen werden, der die geschichtliche Entwicklung kennt. Ein 
Laie bleibt sich wohl die Antwort auf die Frage schuldig : wes- 
halb werden denn die unterschlagenen Sachen nicht gleich be- 
handelt? Ein kurzer geschichtlicher Exkurs wird uns auch die 
Antwort darauf geben, ob Art. 206 eventuell auf das „Pfän- 
dungspfand" Anwendung finden kann. 

Das deutsche Recht unterscheidet Sachen, die ohne den 
Willen des Eigentümers, resp. des Berechtigten — verlorene 
und gestohlene — und solche, die mit dessen Willen aus seiner 
Gewere gekommen sind. Gestohlenes und verlorenes Gut hat 
auch der gutgläubige Dritte auf Verlangen des Berechtigten 
zurückzugeben; dagegen die an zweiter Stelle aufgeführte, mit 
dem Willen des Machthabers aus seiner Gewere gekommene 
fahrende Habe kann dem gutgläubigen Drittmann nicht abverlangt 
werden. ^) Dieser Unterschied liegt auch dem Art. 206 O.R. zu 
Grunde und darnach soll er interpretiert werden. Der Grund, 
weshalb anvertrautes Gut bei bona -fide- Erwerb dem Dritten 
nicht weggenommen werden kann, ist deutlich zu merken aus 
den Parömien „Wo du deinen Glauben gelassen hast, da musst 
du ihn wieder suchen" oder „Trau, schau wem", oder auf 
Schweizerdeutsch: „Lapi, thue d' Auge-n-uf !"^) Wenn nun 
in unserem Pfändungsverfahren die gepfändeten Sachen im 
Hause des Schuldners gelassen werden, so wäre es gewiss un- 
billig, dem toleranten Gläubiger nach eingetretenem Vertrauens- 
missbrauch des Debitors — und die Pfandunterschlagung ist eine 
Unterschlagung unter besonders erschwerenden Umständen — 
jene geflügelten Worte entgegenzuhalten. Oft ist es geradezu 
unmöglich, gepfändete Stücke in amtliche Verwahrung oder 
überhaupt dem Schuldner wegzunehmen. Dass sich das B.G. 
nicht negativ zur unberechtigten Verfügung über Pfändungs- 



^) S. Kommentar zum schweizerischen Obligationenrecht, herausgegeben 
von Dr. A. Schneider unter Mitwirkung von Dr. H. Fick, grössere Ausgabe 
(1891/93), Anmerkung 6 zu Art. 206. — ^ Sachsenspiegel, Landrecht II. 60. — 
Siehe auch Brunner in seinen Vorlesungen über deutsches Privatrecht, Berlin, 
Sommer 1892. — ^) Der Sinn dieser Parömien ist: „Ein jeglicher Mensch mag 
wohl zusehen, wem er sein Recht vertraue.*^ (Lübisches Recht von 1240. Vgl. 
Hach IL, 194.) 
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stücke verhält und dem Gläubiger erklärt : „Ich helfe dir nicht, 
hettischt d' Auge-n-uf thue, du Lapi", geht schon daraus hervor, 
dass es eine solche Verfügung ausdrücklich unter Strafandrohung 
verbietet. ^) Aber auch vom rechtlichen Gesichtspunkte aus ge- 
hören die im Gewahrsam des Schuldners bleibenden gepfändeten 
Mobilien nicht zum „fahrenden guot", das mit dem Willen des 
Berechtigten aus seiner Gewere gekommen ist, denn hier im 
Pfändungsverfahren waren die in Betracht kommenden Objekte 
gar nicht in der Gewere des Gläubigers. — Aus rechtsgeschicht- 
lichen Erwägungen ziehen wir also den Schluss, dass uns nichts 
daran hindert, den Art. 206 O.R. erweiternd zu interpretieren. 
Diese extensive Interpretation darf aber nur zu Gunsten eines 
Teiles der „unterschlagenen" Sachen erfolgen. Es sind darnach 
den „verlorenen und gestohlenen Sachen" des Art. 206 O.R. 
die gepfändeten Mobilien, über welche der Schuldner unter 
Vertrauensmissbrauch rechtlich verfügte, gleichzustellen. 

Wir haben bisher immer von dem Fall gesprochen, der 
am ehesten geeignet ist, die Wünschbarkeit der Beschränkungen 
des Schuldners zu Gunsten des Gläubigers zu zeigen, von dem 
Fall nämlich, dass der Gläubiger die gepfändeten Gegenstände 
in seiner Hand behält. Selbstredend ist entsprechend eine Ver- 
fügung über verpfändete Gegenstände, die in der Verwahrung 
des Betreibungsbeamten oder eines Dritten sind, dem Schuldner 
verboten. Eine Verfügung des Schuldners in dieser Richtung 
grenzt hart an Diebstähl ; freilich fehlt hier das charakteristische 
Moment der fremden Sache. Gleichwohl werden auch hier die 
Bestimmungen des O.R. über „gestohlene und verlorene Sachen" 
Anwendung finden. 



*) Die von Prof. Zürcher in der Zeitschrift für schweizerisches Strafrecht, 
Jahrgang II, p. 341 vorgeschlagenen Artikel über Bestrafung der Pfandunter- 
schlagung sind von der Mehrzahl der kantonalen £inführungsgesetze acceptiert 
worden. Hier wie auch auf andern der kantonalen Gesetzgebungsherrlichkeit 
vorbehaltenen Gebieten zeigt sich, dass die meisten kantonalen Einführungs- 
gesetze thatsächlich doch der gleichen Quelle entsprungen sind, und dass hier 
schon das B.G. hätte Ordnung schaffen können. Dies gilt auch von der Frist- 
ansetzung nach Art. 111 B.G. Würde sich der eidgenössische Gesetzgeber vor 
den kantonalen Kirchturmspolitikern nicht allzusehr gefürchtet haben, so wäre 
B.G. an manchen Stellen besser ausgefallen. 
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Das Ergebnis unserer Auseinandersetzungen ist : Art. 96 B.G. 
verbietet prinzipiell thatsächliche und rechtliche Verfügungen 
wie über Immobilien so auch über Mobilien. — 

Zum Ueberfluss sei noch darauf hingewiesen, dass auch die 
Entstehungsgeschichte des B.G. diese Ansicht rechtfertigt. 
Der durch die zweite Beratung der Bundesversammlung auf- 
gestellte Gesetzesentwurf vom 29. Juni 1888 bestimmt in Art. 126, 
al. 3 (welcher unserm Art. 96 B.G. entspricht) : „Der Betreibungs- 
beamte erteilt dem Betriebenen den Befehl, sich jeder Ver- 
fügung über das gepfändete Recht zu enthalten." ^) 
Die Umänderung in die jetzige Passung des Art. 96 B.G. ist 
keine materielle. Es scheint uns, man wollte dem Missverständnis 
vorbeugen, als ob nur Verfügungen über das gepfändete Recht 
verboten seien und nicht auch thatsächliche Verfügungen; des- 
halb änderte man und verbot allgemein in Art. 96 B.G. „die 
Verfügungen über die gepfändeten Vermögensstücke". 

Mit dem citierten Art. 126 stimmt materiell überein der 
Art. 115, al. 4 des Entwurfes erster Lesung der Bundesversamm- 
lung vom 30. Juni 1887: „Die Pfändung wird dadurch vollzogen, 
dass der Beamte dem Betriebenen den Befehl zustellt, sich jeder 
Verfügung über das gepfändete Recht zu enthalten." Dieser 
Passung stimmte auch die ständerätliche und die nationalrätliche 
Kommission bei. Zu vergleichen sind überdies die übereinstim- 
menden Art. 117, al. 4 des bundesrätlichen Entwurfes vom 
23. Februar 1886 und Art. 116, al. 3 des Entwurfes des Justiz- 
departementes vom September 1885 : „Die Pfändung gilt als 
vollzogen, sobald derp Betriebenen der Befehl zugestellt ist, sich 
jeder Verfügung über das gepfändete Recht zu enthalten." 

Der zweite Entwurf der Expertenkommission auf Grundlage 
des Systems Oberer vom Jahre 1882 bestimmt in Art. 78 : 
„Durch die Pfändung werden die gepfändeten Vermögens- 
stücke der Verfügung des Schuldners entzogen." 

Wenn wir den Artikel des letztgenannten Entwurfes mit 
den übrigen Entwürfen vergleichen, so sehen wir, dass man 
schwankte : das eine Mal sollten dem Schuldner die thatsäch- 



*) Den gleichen Wortlaut hat Art. 126, al. 3 der Vorlage des Bundesrates 
vom 27. Januar 1888. 
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liehen Verfügungen erlaubt, das landere Mal jedoch auch sie 
verboten sein. Stets aber war es dem Gesetzgeber daran 
gelegen, die rechtlichen Verfügungen zu verbieten. Man war 
geneigt, dem Schuldner die thatsächlichen Verfügungen zu ge- 
statten, nicht aber die rechtHchen; denn wenn der Schuldner 
thatsächlich, nicht aber rechtlich, verfügen kann, ist dies für 
den Gläubiger weit weniger gefährlich, als wenn das Umgekehrte 
der Fall wäre. 

So geht also auch aus der Entstehungsgeschichte des 
Art. 96 ß.G. hervor, dass vom Gesetzgeber vor allem die recht- 
lichen Verfügungen verboten werden wollten. 

n. Von den durch den Betreibungsbeamten bewilligten 

Verfügungen. 

Das Prinzip des Art. 96 B.G. — Verbot jeder Verfügung — 
steht fest. Wollte man aber dieses Prinzip in seiner ganzen 
Härte schonungslos gegen den gepfändeten Schuldner durch- 
führen — wie im Konkurs — , so würde er dadurch allzu schwer 
getroffen werden. Ein Unterschied in der Behandlung des 
Pfändungsschuldners und derjenigen des Gemeinschuldners im 
Konkurs Hesse sich kaum mehr konstatieren. Der Pfändungs- 
schuldner würde innerhalb der Sphäre der gepfändeten Ver- 
mögensobjekte der gleichen strengen Behandlung unterliegen, 
wie der Gemeinschuldner. Dies hat der Gesetzgeber auch gefühlt : 
während in den frühern Entwürfen jede Verfügung ausnahmslos 
verboten ist, ^) bestimmt Art. 96 B.G., dass der Schuldner mit 
Bewilligung des Betreibungsbeamten thatsächlich und 
rechtlich, natürlich nur innerhalb der Bewilligungssphäre, über 
die gepfändeten Vermögensstücke verfügen kann. 

Das Gesetz gibt in einigen Fällen selbst ausdrücklich dem 
Betreibungsbeamten Anweisung, eine Verfügungsbewilligung zu 
erteilen. So soll nach Art. 103, al. 2 B.G. dem Schuldner im 
Falle des Bedürfnisses erlaubt werden, aus den gepfändeten 
Früchten oder aus den Früchten der gepfändeten Liegenschaft 



Wenigstens jede Verfügung über das gepfändete Recht. Siehe 
oben p. 32. 

3 
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für sich und seine Familie den Unterhalt zu ziehen. *) Aber 
auch wenn das Gesetz eine BewiUigung nicht expressis verbis 
vorsieht, wird der Betreibungsbeamte nach selbständigem Er- 
messen geeigneten Falls solche erteilen. Er bestimmt z. B., wie 
weit der Schuldner die in seinem Gewahrsam gelassenen Sachen 
gebrauchen darf. Der Betreibungsbeamte wird in der Bewilli- 
gung zur Verfügung vorsichtig, doch auch nicht zu engherzig 
sein müssen. ^) Thatsächliche Verfügungen kann er natürlich 
eher gestatten als rechtliche. Trotz des im Prinzip aufgestellten 
Verfügungsverbotes wird der Schuldner also auch rechtlich ver- 
fügen können, wenn er glaubt, ohne Nachteil der Gläubiger, 
wohl aber zu eigenem Vorteil eine Rechtshandlung vornehmen 
zu können. Es darf aber nicht in seinem eigenen Ermessen liegen, 
zu entscheiden, ob eine Verfügung vorzunehmen erlaubt sei oder 
nicht : er hat die Bewilligung des Betreibungsamtes einzuholen. 
In Fällen, in denen unzweifelhaft durch eine Verfügung der 
Gläubiger stark gefährdet würde, wird der Betreibungsbeamte 
das Gesuch ohne weiteres abschlägig beantworten, um Pfän- 
dungsgläubiger wie auch Dritte vor Schaden zu bewahren. In 
andern Fällen aber, in denen der Betreibungsbeamte glaubt, 
dem Gesuch sei zu entsprechen, dürfte es oft ratsam sein, die 
Pfändungsgläubiger zuerst anzufragen, ob ihnen eine solche 
Verfügung genehm sei oder nicht. Der Betreibungsbeamte setzt 
sich durch eine solche Anfrage dem Gläubiger gegenüber 
ausser Verantwortlichkeit. Doch soll dem Schuldner die Be- 
willigung auch dann erteilt werden, wenn absolut kein Schaden 
zu befürchten ist, wenn aber der Gläubiger nach erfolgter An- 
frage grundlos oder aus Chicane die Zustimmung zu geben 
verweigert. 

Die Veräusserung gepfändeter Vermögensobjekte, auch der 
Liegenschaften, wird der Betreibungsbeamte immer gewähren, 
wenn Sicherheit gegeben ist, dass aus dem Erlös die Pfändungs- 
gläubiger sofort befriedigt werden. Vorsichtigerweise besorgt in 



1) Es wird in solchen Fällen die Frage der Uebertretung der Verfügungs- 
bewilligung durch den Schuldner nicht immer leicht zu beurteilen sein. (Siehe 
Zürcher a. a. O. p. 312.) — ^ Siehe auch Schulthess, Rechtsfreund in Betreibungs- 
und Konkuissachen, p. 44. 
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solchen Fällen der Betreibungsbeamte selbst den Verkauf, damit 
sich der Schuldner nicht mit dem Erlös aus dem Staube machen 
kann. *) 

Auch die Bewilligung zur Aufnahme einer Hypothek ist 
nicht ausgeschlossen; vor allem ist aber gerade hier die Zu- 
stimmung der Gruppengläubiger nötig, wenn die Pfandbestellung 
ihnen gegenüber wirksam sein soll. 

NachträgHche Bewilligung (ratihabitio) der Verfügung des 
Schuldners wird insbesondere dann eintreten, wenn es Gegen- 
stände betraf, welche dem „Abgange unterworfen oder am 
wachsenden Schaden liegen". ^) 

Infolge der bloss relativen Ungültigkeit der unbewilligten 
Rechtshandlungen des Schuldners wird die Härte, welche im 
prinzipiellen Verfügungsverbot steckt, in der Praxis — ganz 
abgesehen von der bewilligten Verfügung — erheblich gemildert. 
Hat der Schuldner das Verfügungsverbot überschritten, so wird 
er bestraft. Aber nur in solchen Fällen, in welchen alles Ver- 
mögen gepfändet worden ist oder voraussichtlich infolge des 
Rechtes der Anschlusspfändung (siehe weiter unten) noch gepfändet 
werden muss, wird der Gläubiger die relative Nichtigkeit zur 
Geltung bringen. In allen übrigen Fällen, wo hinreichend genug 
Pfändungsobjekte vorhanden sind, wird die Praxis sich damit 
zufrieden geben, weitere Stücke zu pfänden. Weil der Gläubiger 
nicht geschädigt wurde, soll die Bestrafung des Schuldners 
eine mildere sein. ^) Bei den letztgenannten Verhältnissen wird 
übrigens eine „Pfandunterschlagung" kaum vorkommen, denn 
der Schuldner hat, falls er über einen gepfändeten Gegenstand 
verfügen will, einfach den Betreibungsbeamten zu ersuchen, die 
Pfändung des betreffenden Objektes durch die Pfändung eines 
andern zu ersetzen. 



^) Art. 124, al. l : „Auf Begehren des Schuldners kann der Verkauf statt- 
finden, auch wenn der Gläubiger noch nicht berechtigt ist, denselben zu ver- 
langen." — ^) Vgl. St. Galler Konkursgesetz vom 22. November 1844. § 46. — 
3) Prof. Dr. Zürcher schlägt in seinem Artikel a. a. O. p. 341 vor: § 10: „Die Ver- 
folgung des Schuldners geschieht nur auf Antrag der Gläubiger, zu deren Gunsten 
die beseitigten Gegenstände eingepfändet waren." Die grosse Mehrzahl der 
kantonalen £infuhrungsgesetze hat diese Bestimmung mit gesetzlicher Kraft 
aufgenommen. 
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Wenn keine Bewilligung durch den Betreibungsbeamten 
im Gesetz vorgesehen wäre, könnte man noch eher geneigt sein, 
den Art. 96 B.G. dahin zu verstehen, dass rechtliche Verfügungen 
dem Schuldner auch ohne Bewilligung erlaubt seien. Es ist aber 
dazu gar kein Bedürfnis vorhanden. *) 



Die juristische Natur des aus der Pfändung 
entstehenden Rechtes. 

Nachdem wir entschieden haben, wie weit sich das Ver- 
fügungsverbot erstreckt und welches die Folgen der Uebertretung 
desselben sind, können wir uns über die rechtliche Natur des 
aus der Pfändung zu Gunsten des Gläubigers entstehenden 
Rechtes kürzer fassen, denn die Entscheidung der ersten Frage 
ist zugleich von grösstem Einfluss auf die Entscheidung der 
zweiten. Da nach Art. 96 B.G. die Dispositionsfähigkeit des 
Schuldners sehr beschränkt ist, so ist das Recht des Gläubigers 
ein um so stärkeres. Deshalb — und zwar insbesondere, weil 
die sämtlichen unbewilligten Verfügungen des Schuldners über 
die gepfändeten Vermögensstücke dem Gläubiger gegenüber un- 
wirksam sind — kommen wir auch dazu, das aus der Pfändung 
zu Gunsten des Gläubigers entstehende Recht als ein materielles, 
meist dingliches bezeichnen zu müssen. ^) ^) Wenn schon Reichel, 



^) Die in den Einfiihrungsgesetzen zur Anwendung kommenden Ausdrücke 
„rechtswidrig", „widerrechUich", „unbefugt** fallen unter den Begriff der „un- 
bewilligten'* Verfügung unserer Darstellung. — ^) Es wird dieser Schluss wohl 
um so eher gestattet sein, als Windscheid den Inhalt des dinglichen Rechtes über- 
haupt bloss als negativ bestimmt. Vgl. Pandekten, Bd. I, § 38: „Alle Rechte 
bestehen zwischen Person und Person, nicht zwischen Person und Sache. Das 
dingliche Recht enthält nur Verbote. Sein Inhalt ist also ein bloss negativer." 
— ^) Ein Kritiker, der das Manuskript dieser Abhandlung gelesen hat^ wirft uns 
vor, „die praktische Erörterung über die Bedeutung des Verfügungsverbotes sei 
von uns nicht einmal als schlüssiges Moment für die Natur des Pfandnn^s- 
pfandrechtes verwendet worden**. Wir möchten durch diese Bemerkung einer 
solchen Auffassung des Lesers vorbeugen. 
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der annimmt, gegen einen Teil der unbewilligt vorgenommenen 
rechtlichen Verfügungen des Schuldners sei der Gläubiger wehr- 
los, das Recht nachdrücklich als ein Pfandrecht bezeichnet, so 
sind wir noch weit eher berechtigt, ein Pfandrecht anzunehmen, 
weil wir ja alle rechtlichen Verfügungen des Schuldners über 
gepfändete Mobilien, die dem Verbot zuwiderlaufen, dem Gläu- 
biger gegenüber für unwirksam halten. 

Zwei Meinungen stehen einander hauptsächlich gegenüber, 
von denen die eine das Recht des Gläubigers als Pfandrecht 
ansieht, ') indes die andere jedes Recht des Gläubigers an der 
gepfändeten Sache bestreitet^); der Gläubiger habe „nur gewisse 
prozessualische Rechte, die ihn ermächtigen, innerhalb gesetz- 
licher Fristen und nach gesetzlicher Form durch Versilberung 
der Sache die Zahlung zu suchen". ^) 

Im Grunde genommen haben wir es mit einem alten Streit 
zu thun, einem Streit, der für das Konkursrecht bereits ausge- 
fochten zu sein scheint und für dessen Lösung nur zwei Möglich- 
keiten gegeben sind: „entweder rein publizistisches Verhältnis 
des gepfändeten Vermögens zum Staate, aber mit. dem privat- 
rechtlichen Zwecke der Gläubigerbefriedigung, oder aber ein 
privatrechtliches Verhältnis der Gläubiger, um aus ihm heraus 
die Befriedigung zu erzielen".*) 

Bei der Verwandtschaft des Konkurses und des Pfändungs- 
verfahrens im schweizerischen Recht liegt die Vermutung nahe, 
der einmal gegebenen Entscheidung über die aufgeworfene Frage 
für das eine Verfahren auch entsprechende Gültigkeit für das 
andere Verfahren zusprechen zu dürfen. Da sich unsere An- 
sicht bezüglich der Natur des Gläubigerrechtes im Konkurse 



*) Reichel a. a. O. ; Zeerleder, Zeitschrift des bernischen Juristenvereins, 
Jahrgang XXV, 1889, p. 174. — 2) Kommentar, p. 80 und 81. — Weber, 
Leo (nZur Kritik über das Schuldbetreibungs- und Konknrsgesetz." Bemerkungen 
zu Dr. A. Zeerleders systematisch kritischer Darstellung des Gesetzes. Bern 1889), 
p. 11 fg. — Bundesrat (Rekurs Stehelin & Cie. und Reber), abgedruckt im 
Archiv für Schuldbetreibung und Konkurs, II. Jahrgang, 1893. No. 33, p. 73. — 
3) Bericht der ständerätlichen Kommission, p. 9. — *) Siehe Kohler, Lehrbuch 
des Konkursrechtes 1891, p. 99 (vgl. auch übereinstimmend damit: Kohler, Leit- 
faden des 4eutschen |Conkursrecl)tes für Studierende ^893, § 7, p. 18). 
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ganz mit derjenigen von Kohler deckt, sei hier ausdrücklich 
auf Kohlers treffliche Ausführungen hingewiesen. *) 

Wie aber steht es mit dem Verhältnis des Gläubigers zur 
gepfändeten Sache in unserm Pfändungsverfahren? Warum 
stehen sich hier überhaupt zwei Meinungen schroff gegenüber? 
Darauf gibt am besten eine Vergleichung zwischen den ver- 
schiedenen Entwürfen des Bundesgesetzes Auskunft. 

Die Entwürfe mit gemischtem System (teils Pfändung, teils 
Konkurs) und mit „Anschlusspfändung", welche vor dem zweiten 
Entwurf der Expertenkommission erschienen sind, haben aus- 
drücklich ein dingliches Recht konstatiert. ^) Der Entwurf der 
Expertenkommission nach der ersten Beratung bestimmt eben- 
falls noch in Art. 73: „Durch die Pfändung entsteht zu Gunsten 
des Gläubigers an den gepfändeten Vermögensstücken ein spe- 
zielles Pfandrecht, welches auch im Fall späteren Konkurses 
seine Geltung behält, jedoch älteren Pfandrechten nachsteht.^ 
Erst seit dem zweiten Entwürfe der Expertenkommission finden 
wir keine ausdrückliche Bestimmung des Gläubigerrechtes mehr; 
vielmehr haben alle Entwürfe — abgesehen von hier ausser 
Betracht fallenden unwesentlichen Aenderungen — den Art. 78 
des genannten zweiten Entwurfes reproduziert. Er lautet : „Durch 
die Pfändung werden die gepfändeten Vermögensstücke der Ver- 
fügung des Schuldners entzogen. Tritt gegen den Schuldner 
die allgemeine Beschlagnahme oder der Konkurs ein, bevor der 
Erlös der gepfändeten Vermögensstücke verteilt oder ein ge- 
pfändetes Guthaben an Zahlungsstatt übernommen worden ist, 
so fallen diese Vermögensteile in die Masse und es steht dabei 
den Gläubigern, welche Spezialpfändung ausgewirkt haben, bei 
der Liquidation nur hinsichtlich der Pfändungskosten ein Vor- 
recht zu." 

Was veranlasste die Expertenkommission, die Bestimmung 



1) Kohler, Leitfaden. § 22 fg. — 2) Der „Entwurf Bärlocher**, welcher 
ebenfalls ausdrücklich ein spezielles Pfandrecht aufstellt, fällt hier ausser Betracht, 
weil er ausschliesslich das reine Pfändungssystera ohne Anschlusspfändung kennt. 
— Der „Minderheitsentwurf** vom Jahre 1875 bestimmt in Art. 38 nach fran- 
zösischem Vorbild : „Alle Vermögensstücke des Schuldners sind das gemeinsame 
Pfiind seiner Gläubiger,** 



ptm^^^ 
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ihres ersten Entwurfes „durch die Pfändung entsteht an dem 
gepfändeten Vermögensstück ein spezielles Pfandrecht" fallen zu 
lassen ? Warum wurde überhaupt die Frage nach der rechtlichen 
Natur des dem Gläubiger aus der Pfändung an der Sache erwach- 
senden Rechtes unbeantwortet gelassen? Es erklärt sich dies 
offenbar erstens daraus, dass in diesem zweiten Entwurf die Teil- 
nahme mehrerer Gläubiger an der nämlichen Pfändung in weit 
höherem Grade als im ersten Entwurf ermöglicht wurde, und 
zweitens daraus, dass die gepfändeten Objekte bei Konkurseröff- 
nung in die Konkursmasse fallen (Art. 76 des zweiten Entwurfes 
ist zu vergleichen mit Art. 72 und 43 des alten Entwurfes).^) 
Gleichwohl scheint man sich der Sache nicht ganz klar gewesen 
zu sein, denn es wurde eine, das „dingliche" Recht ablehnende 
Bestimmung nicht aufgenommen. Statt einer solchen unzwei- 
deutigen Erklärung fand der in Kraft stehende Art. 96 B.G. 
Aufnahme: „Durch die Pfändung werden die gepfändeten Ver- 
mögensstücke der Verfügung des Schuldners entzogen."^) Damit 



Art. 72 (alt): Sind gegen den gleichen Schuldner mehrere PfKn- 
dungen verlangt, so müssen sie in der Reihenfolge des Einganges der Pfändungs- 
begehren vollzogen werden. Dabei gelten jedoch solche Begehren, welche am 
gleichen Tage, bezw. innert der gemäss Art. 43 bestimmten Serie von Tagen 
eingegangen sind, als gleichzeitig gestellt. — Für gleichzeitig gestellte Begehren 
ist nur eine Gesamtpfttndung vorzunehmen. — Art. 4 3 (alt): Der Zahlungs- 
befehl ist dem Schuldner so bald als möglich, spätestens aber innert 7 Tagen 
nach Eingang des Betreibungsbegehrens zuzustellen. — Es ist den obersten 
kantonalen Aufsichtsbehörden freigestellt, diese Frist auf ihrem Gebiete zu ver- 
kürzen. Sie können aber auch bestimmen, dass alle innert einer Serie von 
höchstens 7 Tagen eingehenden Betreibungsbegehren als am letzten Tage ein- 
gegangen gelten und an einem und demselben Tage angefertigt, beziehungsweise 
zugestellt werden sollen. — Art. 7 6 (neu). (Es werden zunächst die Be- 
stimmungen des frühern Art. 72 — siehe oben — reproduziert; dazu dann aber 
folgende neue Bestimmung aufgenommen:) Das Gleiche (nämlich nur eine Ge- 
samtpffindung) gilt für alle Pfändungsbegehren, welche bei dem Betreibungs- 
beamten eingehen, bevor die Pfändung überhaupt vorgenommen worden ist. — 
Gehen innert 14 Tagen nach Vornahme einer Pfändung weitere Pfändungs- 
begehren ein, so nehmen dieselben an der früheren Pfändung teil. Es ist daher 
in diesem Falle keine neue Pfändung vorzunehmen, sondern nur die frühere zu 
ergänzen, soweit es zur Deckung der sämtlichen pfändenden Gläubiger notwendig 
ist. — ^ Dass die Kommission die frühere unzweideutige Bestimmung- des 
Gläubigen-echtes durch den angeführten SM? ersetzt hat^ zei^t ein Blick in den 
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ist eine positive authentische Bestimmung der rechtlichen Natur 
des „Pfändungspfandrechtes" umgangen worden. Seit diesem 
Entwurf suchen wir in den spätem Entwürfen und auch im 
Gesetz vergeblich nach genauer Auskunft über das Recht des 
Kreditors. 

Zur Erforschung des richtigen Sachverhaltes sind haupt- 
sächlich zwei Fragen zu beantworten: 

1. Vermag der Beitritt weiterer Gläubiger zu derselben 
Pfändung die Annahme eines Pfandrechtes zu Gunsten 
des einzelnen Gläubigers an den Pfändungsgegenständen 
auszuschliessen ? 

2. Ist die Ablehnung eines materiellen aus der Pfändung 
entstehenden Gläubigerrechtes dadurch begründet, dass 
infolge der Konkurseröffnung die gepfändeten Objekte 
in die Konkursmasse fallen? 

Das Institut der Gruppenpfändung ^) soll ein mate- 
j ielles Recht unmöglich machen. Man wird dies etwa so be- 
gründen : Der Gläubiger kann nicht mehr an einem Vermögens- 
atück ein bestimmtes Recht haben, denn wenn viele Gläubiger 
an der gleichen Pfändung teilnehmen, müssen sie im Verhältnis 
befriedigt werden; der Anspruch, den der Einzelne an der vor- 
handenen Pfändungsmasse hat, ist aber eine Unbekannte bis zur 
Verteilung. Erst durch den Kollokationsplan, vielleicht dann nicht 
einmal, erst nachdem sämtliche Kosten des Verfahrens weg- 
gerechnet sind, nachdem die Vindikationsprozesse erledigt sind 
u. s. f., entscheidet sich, wie gross in Wirklichkeit der Anspruch 
des einzelnen Kreditors auf das einzelne Vermögensobjekt ist. 
Der Pfändungsgläubiger hat also nicht von vorneherein ein be- 
stimmtes oder — um einen Ausdruck Kohlers zu gebrauchen — 
,, geschlossenes" Recht an einem Vermögensstück des Schuldners, 
m. a. W. : subjektive und objektive Seite decken sich nicht wie 
beim gewöhnlichen Pfandrecht. — Die Gegner eines dinglichen 
i rläubigerrechtes werden auch heute noch mit Vorliebe auf die 
Üruppenpfändung hinweisen, die ein bestimmtes Recht des Ein- 



awfiiten Entwurf der Expertenkommission, wo ausdrücklich bei Art. 78 auf den 
früheren Art. 73 als dem zu ersetzenden Artikel hingewiesen wird. 
*) Siehe darüber nnten die zweite Abhandlung. 
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zelnen an einer Sache, also ein materielles Recht des Gläubigers, 
unmöglich mache, ja, heute wird diese Ansicht noch eher ihre 
Berechtigung haben, da durch das Gesetz die Teilnahme weiterer 
Gläubiger zu einer Pfändung erheblich erleichtert worden ist. 

Diese Begründung ist nicht stichhaltig; jedenfalls nicht 
dann, wenn ein einziger Kreditor eine Gläubigergruppe bildet 
und sofort feststeht, dass auch nach Abzug der Kosten der Erlös 
aus der Pfändungssache ihn völlig befriedigen wird. Hier kann 
doch die Möglichkeit nicht bestritten werden, dass der Gläubiger 
ein ganz bestimmtes Recht von ganz bestimmtem Wert an einer 
Sache hat. Es kann freilich der Schuldner mit Einwilligung des 
Betreibungsbeamten über die Sache verfügen; aber eine Bewilli- 
gung ist eben notwendig, damit er das Recht des Gläubigers 
nicht verletze. Der Betreibungsbeamte bewilligt quasi als Stell- 
vertreter des Gläubigers, er ist ihm verantwortUch. Es ist die 
Möglichkeit einer Veräusserungsbewilligung kein Grund, um ein 
dingliches Recht zu leugnen. Wird die Bewilligung erteilt, so 
bildet die Veräusserung eben einen Endigungsgrund des ding- 
lichen Rechtes. Verfügt der Debitor ohne Bewilligung, so ist 
dies nicht der Fall und das Recht des Kreditors besteht fort, 
in wessen Händen auch die Sache sei, da ja dem Gläubiger 
gegenüber die Verfügung des Schuldners unwirksam ist. 

Aber auch dann, wenn mehrere Kreditoren zu einer Be- 
friedigungs-Gruppe vereinigt sind, ist ein materielles Recht des 
Einzelnen, das infolge der Pfändung entsteht, wohl konstruierbar. 
Für eine vollständige Befriedigung ist hier natürlich weniger 
Aussicht vorhanden, als wenn nur ein einziger Gläubiger die 
Pfändung verlangt hat. Doch ändert dies an der Konstruktion 
des Rechtes nichts. Gleichgültig ist, ob die gepfändete Masse, 
zu welcher alle Vermögensstücke herangezogen werden mussten, 
die pfändenden Gruppengläubiger vollständig befriedige, oder ob 
schon von vorneherein eine bloss teilweise Befriedigung voraus- 
zusehen ist und infolgedessen die Kreditoren eine nur verhält- 
nismässige Befriedigung erhalten wie im Konkurs. Das Recht 
jenes einen Pfändenden kommt nun einfach auch den übrigen 
zu gut. Die später teilnehmenden Gläubiger erhalten am erst- 
gepfändeten Stück gleiche Rechte wie der Erstpfändende; dafür 
wird aber auch dieser gleichberechtigt mit den übrigen gegen- 
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über den eventuell noch weiterhin gepfändeten Gegenständen. 
Alle Gruppenteilnehmer haben das nämliche Recht, durch die 
Liquidation der Pfändungsmasse so weit als möglich befriedigt 
zu werden. Sie haben ein Recht auf die Sache selbst, freilich 
geht das Recht des Einzelnen nicht auf ein genau bestimmtes 
konkretes Vermögensstück, sondern bloss auf eine Quote. Ein 
jeder wird aber geschützt gegen eine Beeinträchtigung, erfolge 
diese durch den Schuldner, den Betreibungsbeamten, andere 
Gläubiger oder Drittpersonen. Jeder Einzelne hat das Recht, 
in der vom Gesetz bestimmten Zeit die Verwertung der gesamten 
Pfändungsmasse zu verlangen ; nicht die Majorität der Gruppen- 
teilnehmer ist massgebend. Der Hinzutritt weiterer Teilnehmer 
zu einer Pfändung vermag nur die thatsächlichen Verhältnisse 
für den einzelnen Gläubiger ungünstiger zu gestalten : nach wie 
vor stehen ihm die gleichen Rechte zu, wie dem Einzig-Pfän- 
denden; bloss bei der Verteilung, am Schlüsse des Verfahrens, 
kann er nur einen Teil des Erlöses beanspruchen. — Es ist 
keineswegs ein Requisit des materiellen Rechtes, dass es das 
bestimmte Recht einer Person auf ein ganz bestimmtes Objekt 
ist. Andere Rechtsverhältnisse weisen ein analoges Recht auf: 
so haben wir im Erbrecht das Recht des berufenen Erben auf 
den Nachlass. Der auf einen Teil eingesetzte Erbe succediert 
auf den Nachlass als Ganzes, wenn er auch nicht das Ganze 
bekommt. Man kann hier nicht sagen, der einzelne Miterbe 
habe an einem ganz bestimmten Vermögensobjekte ein ding- 
liches Recht. Die römischen Juristen lehren uns vielmehr: das 
Recht des Einzelnen geht auf eine Quote. „Die Miterben erhalten 
eine Quote des Nachlasses und sämtlicher einzelner Nach- 
lassobjekte, sie erhalten eine pars pro indiviso, einen idealen Teil 
der Nachlasssachen." *) Auch hier ist der auf die Quote ent- 
fallende Betrag möglicher Weise auch nicht zum vorneherein 
bestimmbar. Es ist z. B. zweifelhaft, ob noch ein neuer Erbe 
geboren wird, ob ein anderer Berufener auf seinen Teil ver- 
zichtet; es sind •verschiedene Legate auszuzahlen; es müssen 
eine Anzahl von Gläubigern befriedigt werden u. s. w. Trotz 
alledem besteht ein materielles Recht. 




*)Dernbur^in seineu Vorlesungen über röm. JJrbrecbt, Berlin, Soipinör 18?2, 
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In ähnlicher Weise ist für den Konkurs ein dingUches 
Recht zu konstruieren. Es sei hier wiederum auf Kohlers Dar- 
stellung verwiesen. ^) Auch societas und communio inci- 
dens zeigen ähnliche Verhältnisse: trotz mehrerer Gleich- 
berechtigter besitzt jeder ein dinghches Recht an der gesamten 
ihnen als Eigentum zustehenden Sache. 

Damit haben wir die Antwort gegeben auf die Behauptung, 
ein dingliches, durch die Pfändung geschaffenes Recht des 
Kreditors sei wegen des Institutes der Gruppenpfändung nicht 
möglich. 

Den an zweiter Stelle (siehe Frage 2, oben p. 40) genannten 
Grund führt namentlich Leo Weber als Argument gegen ein 
dinghches Recht ins Feld. Er schreibt : ^) „Dass das Gesetz kein 
dingliches Recht an der gepfändeten Sache einräumen will, geht 

aus verschiedenen Bestimmungen desselben hervor , so aus 

Art. 199, nach welchem gepfändete Vermögensstücke, die im 
Zeitpunkt der Konkurseröffnung noch dem Schuldner ge- 



*) Kohler, Lehrbuch, p. 103: „Das Beschlagsrecht unterscheidet sich von dem 
(vertraglichen) Pfandrecht durch den Mangel an Geschlossenheit; dies ist so zu 
verstehen: Während bei dem Pfandrechte die subjektive und objektive Seite sich 
deckt, so dass eine bestimmte Person ein bestimmtes Recht an der Sache hat, 
welches darum auch gegenüber künftigen Gläubigern in seinem vollen Stande 
erhalten wird, so besteht das Beschlagsrecht in blanco zu Gunsten unbestimmt 
welcher Personen. Das Beschlagsrecht involviert daher zwar eine Dispositions- 
beschränkung, welcher eine aktive Seite, nämlich das Recht der Gläubiger, 
gegenübertritt: es unterscheidet sich dadurch von der Vermögensverfestung des 
§ 532 der deutschen Strafprozessordnung; aber das aktive Recht braucht im 
Moment noch nicht ein perfektes zu sein: es kann unbestimmt sein, es kann 
sich erst später voll entwickeln. — Und zwar ergibt sich dies in folgender 
Weise: durch die Beschlagnahme ist allen Konkursgläubigern der Zutritt zum 
Beschlagsrechte deferiert; angenommen wird die Delation durch Anmeldung im 
Konkurse. Ebenso wie nun bei der hereditas delata die passive Seite und die 
aktive auseinanderfallen, und beide erst durch die Acquisition vereinigt werden, 
so ist es auch hier ; und wie bei der hereditas delata eine Gebundenheit besteht, 
welche sich erst durch Acquisition zum Vollrechte gestaltet, so ist es auch hier." 
— ^ Was Kohler für das Recht des einzelnen Gläubigers im Konkurs sagt, 
gilt nicht ohne weiteres auch für die Pfändung. Der Grundgedanke bleibt aber 
derselbe; auch hier haben wir ein aus der Beschlagnahme entstehendes materielles 
Recht des einzelnen Gläubigers. Gleichgültig ist dabei, dass das Vermögen nicht 
insgesamt auf einen Schlag (wie im Konkurs), sondern successiv mit Beschlag 
belegt wird. 
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hören, d. h. noch nicht verwertet sind, einfach in die Konkurs- 
masse fallen und, wie alles übrige Vermögen, zu Gunsten der 
Konkursgläubiger verwertet werden sollen." 

Wir sehen nicht ein, warum deshalb ein dingliches Recht 
des Pfändungsgläubigers unmöglich sein sollte. Bis zur Konkurs- 
eröffnung konnte der Pfändungsgläubiger doch alle Rechte des 
dinglich Berechtigten zur Geltung bringen, er konnte auf seine 
Rechte verzichten, Klagen und Einreden geltend machen u. s. f. 
Die Konkurseröffnung ist für das dingliche Recht eben ein 
Endigungsgrund wie jeder andere Endigungsgrund, wie z. B. 
Untergang der Sache, anderweitige Befriedigung u. s. f. Unbe- 
schadet des dinglichen Rechtes konnte der Gesetzgeber aus 
Zweckmässigkeitsgründen in der Konkurseröffnung einen Endi- 
gungsgrund für die Pfändung und damit für das dingliche Recht 
aufstellen. Deswegen, weil das Recht nie ausgeübt wurde, ob- 
wohl es vielleicht hätte ausgeübt werden können, und nun ein 
Endigungsgrund eintritt, kann doch nicht bestritten w^erden, dass 
ein dingliches Recht bestanden hat. Es ist indes zuzugeben, 
dass, je mehr Endigungsgründe vorhanden sind, ein dingliches 
Recht um so schwächer ist. Geht das Recht an der gepfändeten 
Sache dem Pfändungsgläubiger auch verloren, so kann er 
Konkursgläubiger werden und als solcher sofort ein neues 
dingliches Recht erwerben. Die durch die Pfändung erfolgte 
Verhaftung der Sache bleibt fortbestehen, doch nicht zu Gunsten 
der Gläubiger, welche gepfändet haben, sondern für die Kon- 
kursgläubiger. Wir haben bereits oben darauf hingewiesen, dass 
die unbewilligten Verfügungen des Schuldners in der Pfändungs- 
zeit auch den Konkursgläubigern gegenüber ungültig sind. *) 

Frühere kantonale Gesetzeszustände belehren uns, dass sich 
die Anschauung eines Pfandrechtes mit dem Erlöschen der 
Pfändung infolge Konkursausbruchs ganz gut verträgt. Welches 
immer auch die Konstruktion des aus der Pfändung entstehenden 
Rechtes sei, so viel steht fest, dass vernünftigerweise mit 
Konkurseröffnung die Pfändung erlöschen muss. So erklärt auch 
Brüstlein : ^) „Ein Konkurs, der erst dann verhängt wird, wenn 



') Vgl. Salis im Kommentar, Anmerkung 5 zu Art. 199; bereits oben 
citiert p. 21, Anm. 1. — ^) Briistlein, Die Grundzü^e des ijntwurfes eines ei4- 
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die wachsamen Gläubiger den Schuldner ausgeplündert haben 
ein Konkurs, welcher die vorhergehende Pfändung nicht zum 
besten der Masse annulliert, ein solcher Konkurs ist ein Unding. 
Den dritten Gläubigern nützt das so viel als nichts und dem 
betreibenden Gläubiger kann er, ausser der unwürdigen, dem 
Rechtsgefühl widerstrebenden Befriedigung seines Rachedurstes, 
nichts abtragen, sofern die Pfändung gewissenhaft vollzogen 
und der Schuldner kein Schelm ist." 

Auch Prof. Heusler in seinen Motiven *) spricht sich 
wiederholt in scharfer Weise gegen eine Kumulation von Pfän- 
dung und Konkurs, diesen zwei völlig heterogenen Exekutions- 
mitteln, aus. 

Auf gleiche Weise ist jenen entgegenzutreten, welche die 
Streiter im Kampfe für ein materielles, resp. dingliches Recht 
durch Citierung von Art. 127 und 142 B.G. glauben entwaffnen 
zu können. ^) Art. 127 B.G. erklärt allerdings in Uebereinstimmung 
mit Art. 142 (letzterer bezügl. Liegenschaften) : „Der Verkaufs- 
gegenstand wird (bei der zweiten Steigerung) ^) dem Meist- 
bietenden zugeschlagen, sofern das Angebot den Betrag allfällig 
betreibender Gläubiger im Rang vorhergehender, pfandversicherter 
Forderungen übersteigt. Erfolgt kein solches Angebot, so fällt 
die Betreibung in Hinsicht auf diesen Gegenstand dahin." Auch 
hier ist nicht einzusehen, weshalb ein Recht nicht ein dingliches 
sein könnte, weil es infolge einer Gesetzesbestimmung vorzeitig 
erlischt. Bis zum Untergang des Rechtes stehen ja dem Be- 



genössischen Betreibungs* und Konkarsgesetzes. Eine Streitschrift als Entgegnung 
auf die Broschüre des Herrn Nationalrat Bachmann, 1888, p. 22. 

*) Vgl. Bundesgesetz über Schuldbetreibung und Konkurs. I. Entwurf mit 
Motiven, 1874, z. B. p. 59 fg. — 2) Weber a. a. O. p. 12. —3) Nach Art 126 B.G. 
muss eine zweite Steigerung angeordnet werden, sofern das höchste Angebot in 
der ersten Steigerung den Schätzungswert nicht erreicht und den Betrag all- 
fälliger vorgehender pfandversicherter Forderungen nicht übersteigt. Ein Be- 
treibungsbeamter schreibt uns: »Art. 126 ist unausführbar. Wenn gegantet 
wird, so ist der Gegenstand dem Meistbietenden zu überlassen, ansonst man das 
Gantpublikum einfach vertreibt und für die Zukunft fern hält und zudem die 
Kosten einer zweiten Gant nur schädigen." — Es sei dazu Dernburgs Aeusse- 
rung in seinem Vortrage „Die Phantasie im Rechte" (Berlin 1894, p. 20) an- 
geführt: n^^io ist heutzutage die Zwangsversteigerung doch so ganz auf rasches 
geschäftsmässiges Abmachen gerichtet. Zur Zeit des allgemeinen preussischen 
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reohtigten doch alle Befugnisse zu, welche dem dinglich Berech- 
tigten zukommen. Alle Verfügungshandlungen, die der Schuldner 
unbewilligt vornimmt, sind ihm gegenüber nichtig; gegen jeden 
Dritten, von dem er glaubt beeinträchtigt zu werden, hat er 
eine Klage. Er hat das Recht, wenn immer möglich so weit als 
möglich aus dem Erlös der Sache befriedigt zu werden. Oft 
wird er nur zum Teil befriedigt, eventuell auch gar nicht, 
weil die Pfändungskosten den gesamten Erlös verschlingen 
oder weil die Sache untergegangen ist. Damit erlischt auch das 
dingliche Recht. Einen besondern Endigungsgrund haben nun 
eben auch die Art. 127 und 142 aufgestellt. Der Hinweis auf 
ein ähnliches Verhältnis wird zeigen, dass Art. 127 und 142 
keineswegs gegen ein dingliches Recht sprechen : Eine Liegen- 
schaft ist für sechs Hypotheken im Wert von Fr. 50,000 ver- 
haftet. Es erwirbt ein Siebenter eine neue Hypothek von Fr. 10,000. 
Als kurz darauf der erste Hypothekargläubiger Zahlung vom 
Eigentümer der Liegenschaft verlangt, stellt sich heraus, dass 
der Schuldner nicht im stände ist, bar zu bezahlen. Er wird 
betrieben. Es w^erden gerade Fr. 50,000 gelöst. Nach kantonalem 
Recht ^) — und hier gilt es ja — werden die ersten sechs 
Hypothekargläubiger vollständig befriedigt; der siebente hat das 
Nachsehen, und das Grundstück geht unbelastet an den neuen 
Eigentümer über. Die Hypothek fällt dahin ; sein dingliches 




Landrechts war dies anders. Wurde in dem ersten Termin die Taxe nicht er- 
reicht, so erfolgte kein Zuschlag; ein zweiter Versuch war zu machen. Die 
neuere preussische Gesetzgebung kennt keine Taxe mehr, keinen zweiten Termin. 
Er vervielfältigt ja das Geschäft. Keine Würdigung findet, dass der fehlgeschlagene 
Termin die Aufmerksamkeit weiterer Kreise weckt, dass danach günstigere Er- 
gebnisse zu erwarten sind, dass auch der Grundbesitzer mittelst wiederholten Aus- 
bietens vielleicht noch zu retten ist." Dernburg ist also ganz anderer Ansicht 
als jener Praktiker, der Art. 126 B.G. als unausführbar erklärte. Beide haben 
recht: der Praktiker sofern ländliche, Dernburg sofern grössere städtische Bezirke 
in Frage kommen. In einem schweizerischen Dorfe weiss gewöhnlich jedermann, 
dass dieses oder jenes Grundstück, diese oder jene Kuh an diesem oder jenem 
Tage zum ersten Mal vergantet wird. Schon bei der ersten Gant strömt das 
ganze Dorf zusammen, wenn es auch nur gilt, die Neugierde zu befriedigen. 

^) Vgl. Huber, System und Geschichte des schweizerischen Privatrechtes* 
Band III, p. 596 fg. 
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Recht geht unter. Trotzdem wird niemand behaupten, er habe 
kein dingUches Recht besessen. — 

Was wir für das aus der Pfändung entstehende Recht 
beanspruchen, haben die früheren Kantonalgesetze für das Ver- 
tragspfand ausdrückUch anerkannt. So sagt das bürgerl. G.B. 
von Aargau, § 562: „Den mehreren Pfandgläubigern ist das 
Objekt als Ganzes verpfändet; jedes der Pfandrechte ist unteil- 
bar und ruht für die ganze Forderung und für jeden Teil der- 
selben auf der Gesamtheit aller Sachen, auf denen es bestellt ist, 
und zwar auf jeder einzelnen und auf jedem Teil derselben."*) 
— „Was den Inhalt des Pfandrechtes bei Konkurrenz mehrerer 
Gläubiger anlangt, so hatten sie alle die Befugnisse der sichernden 
Massnahmen und die Exekution u. s. f."^) 

Was für ein Recht soll denn der Gläubiger --haben, wenn 
er kein Privatrecht an der gepfändeten Sache hat ? Darauf 
antwortet der bereits citierte Bericht der ständerätlichen Kom- 
mission : „Der Gläubiger erwirbt durch die Pfändung nur ge- 
wisse prozessualische Rechte, die ihn ermächtigen, inner- 
halb gesetzlicher Fristen und nach gesetzlicher Form durch Ver- 
silberung der Sache Bezahlung zu suchen." Um diese Theorie 
zu begründen, weist der Bericht einzig auf Art. 113, al. 2 und 
den ihm entsprechenden Artikel des bundesrätlichen Ent- 
wurfes. Er lautet: „Andere bewegliche Sachen (nämlich ausser 
Geld, Banknoten, Wertschriften, Gold- und Silbersachen und 
andere Kostbarkeiten) dürfen einstweilen in den Händen des 
Schuldners oder des dritten Eigentümers gelassen werden, welche 
für den Wert haften und verpflichtet sind, sie auf die erste 
Aufforderung herauszugeben." Die Entscheidung wird also einzig 
abgestellt auf die Haftbarkeit des Schuldners für den Wert der 
gepfändeten Sache, die in seinem Gewahrsam gelassen wird. 
Darauf ist zu sagen : Nach jenen Rechten, welche ein sog. 
hypothekarisches Mobiliarpfandrecht kennen (wobei die Sache 
im Besitze des Verpfänders bleibt), ist der Schuldner ebenfalls 
für den Wert einer in seinem Gewahrsam gelassenen Sache 
haftbar; gleichwohl besteht ein unbestritten dingliches Recht 
des Gläubigers. ^) Das „Haftbarsein für den Wert der Sache" 

») Huber, Bd. III, p. 696. — 2) x. gl. O. p. 597. — 3) Vgl. über die 
Mobiliarhypothek: Huber, Bd. IV, p. 817. 
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nach dem cit. Art. 113, al. 2 besagt nichts Weiteres, als dass 
der Schuldner für jede Wertminderung des Objektes dem Gläu- 
biger gegenüber einzustehen hat, keineswegs aber, dass jederzeit 
auch ohne Bewilligung des Betreibungsbeamten oder des Gläu- 
bigers das Pfändungsstück veräussert werden kann, wenn nur 
andere Vermögensstücke, die nach des Schuldners eigenem Er- 
messen gleichen Wert haben, an Stelle der veräusserten vor- 
handen sein werden. Wäre dies der Fall, so würden die am 
Schluss des citierten Artikels stehenden Worte sinnlos sein : 
„und verpflichtet sind, sie auf erste Aufforderung herauszugeben". 
Er kann darnach die gepfändete Sache gar nicht veräussern, 
denn dann wäre er ja nicht im stände, sie auf die erste Heraus- 
forderung herauszugeben. 

Wenn wir auch der Argumentation des citierten Berichtes 
beistimmen würden, so können sich jedenfalls heute diejenigen, 
welche das Recht des Gläubigers als ein bloss prozessualisches 
ansehen, nicht mehr auf jenen Art. 113, al. 2 — jetzt Art. 98, 
al. 2 B.G. — berufen, da die zweideutigen Worte „für deren 
Wert haften" fallen gelassen worden sind und die entsprechende 
Stelle nun lautet : „Andere bewegliche Sachen können einst- 
weilen in den Händen des Schuldners oder eines dritten Besitzers 
gelassen werden gegen die Verpflichtung, dieselben jederzeit 
zur Verfügung zu halten." 

Das B.G. ist überhaupt im Schutze des Gläubigers weiter 
gegangen als die frühern Entwürfe. So müssen nach Art. 98, 
al. 3, wenn es der Gläubiger verlangt, diese Sachen in amtliche 
Verwahrung genommen oder einem Dritten übergeben werden, 
während der frühere Entwurf ^) lediglich bestimmte, „auf Ver- 
langen des Gläubigers können diese Gegenstände in amtliche 
Verwahrung genommen oder einem Dritten übergeben werden". 

Auch dem Faustpfandgläubiger haftet die Sache für deren 
Wert; sie dient einzig und allein, wie das „Pfändungspfand", 
zur schliesslichen Befriedigung. Ebenso kann auch der Faust- 
pfandgläubiger nur auf dem Wege der Betreibung, durch Ver- 
mittlung des Betreibungsbeamten, die Sache verwerten.^) Der 
Hauptunterschied vom „Pfändungspfandrecht" besteht also 

J) Bundesrätlicher Entwurf, Art. 113, al. 3.-2) Art. 151 tg, B.G. 
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nur darin, dass das Faustpfandrecht bestimmt, ausschliesslich 
bloss einer Person zur Befriedigung verhilft, dass es nicht auf 
dem Betreibungswege begründet wurde, trotz Konkurseröffnung 
bestehen bleibt, und dass es einen mehr dauernden Charakter 
hat. Sind diese Unterscheidungsmerkmale wirklich so wesent- 
lich, dass die beiden Rechte nicht unter denselben Begriff ge- 
bracht werden könnten? 

Wie wir schon oben zu beweisen versuchten, macht die 
Teilnahme Mehrerer an der nämlichen Pfändung und die Kon- 
kurseröffnung als Endigungsgrund des „Pfändungspfandrechtes" 
keineswegs das dingliche Recht unmöglich. Das Faustpfandrecht 
ist ein dingliches; es unterscheidet sich für die juristische Kon- 
struktion nicht sehr wesentlich von dem Rechte des Pfändungs- 
pfandgläubigers an der gepfändeten Sache *) ; deshalb ist auch 
dieses letztere ein dingliches Recht. Die Hauptbedeutung des 
Faustpfandrechtes kegt nach B.G. ebenfalls bloss darin, dass 
der Gläubiger „innert bestimmter Frist" Verwertung verlangen 
kann. Deswegen ist es aber keineswegs ein bloss prozessualisches 
Recht. 2) 

Gerade dadurch, dass nach Bundesgesetz der Arrest ledig- 
lich eine prozessualische Massregel ist und nicht materielle 
Privatrechte entstehen lässt, unterscheidet er sich von der Pfäur 
düng. Im Gegensatz zu den gepfändeten Vermögensstücken, die 
im Gewahrsam des Schuldners gelassen werden und die j e d e r z e i t 
zurVerfügung gehalten werden müssen, und bezüglich welcher 
jede nicht bewilligte Verfügung seitens des Schuldners verboten 
ist, bestimmt Art. 277 B.G. : „Die Arrestgegenstände werden dem 
Schuldner zur freien Verfügung überlassen, sofern er Sicherheit 
leistet, dass im Fall der Pfändung oder der Konkurseröffnung 
die Arrestgegenstände oder an ihrer Stelle andere Vermögens- 
stücke von gleichem Werte vorhanden sein werden." Hier wird 



*) Thatsächlich ist die Sicherung des gewöhnlichen Faustpfandgläubigers 
natürlich grösser. — ^) Vgl. Kohler, Pfandrechtliche Forschungen, Jena 1882, 
p. 59 ; Dass der Gläubiger die Verwertung des Pfandobjektes nicht selbst an die 
Hand nehmen kann, beweist gegen die Dinglichkeit des Rechtes nicht das 
mindeste; „im Gegenteil, die exekutive Veräusserung an sich ist ja überhaupt 
nur als Ausfluss eines dem Gläubiger durch Pfändung oder Frohnung erlangten 
dinglichen Rechtes zu konstruieren.*' 

4 
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unzweideutig ausgesprochen, dass der Arrestgläubiger ein ding- 
liches Recht nicht hat. Warum sollte es der Gesetzgeber unter- 
lassen haben, eine gleiche Bestimmung auch für die Pfändung 
zu treffen, wenn dies wirklich in seinem Sinn gelegen wäre? 
Das Gesetz will hier einen Unterschied zwischen Pfändung und 
Arrest konstatieren und dieser liegt eben darin, dass wir dort 
ein dingliches Recht, hier aber eine bloss prozessualische Mass- 
regel haben. Beim Arrest rauss die zuständige Behörde dem 
Gesuch des Gläubigers, dem Schuldner sei der Gewahrsam zu 
entziehen, nicht stattgeben, während ein solches „müssen" bei 
der Pfändung ausdrücklich konstatiert ist. Nach erfolgter Pfän- 
dung hat eben der Gläubiger ein zweifelloses Recht, aus der 
Sache so weit als möglich befriedigt zu werden, er hat ein ding- 
liches Recht. Nicht so beim Arrest. Der Arrest nach B.G. 
stellt sich als eine vorsorgliche prozessualische Vollstreckungs- 
massregel dar. Er soll die Möglichkeit der Entstehung eines 
dinglichen Rechtes (sei es nun durch Pfändung oder durch 
Konkurseröffnung) sichern. ^) 

Weber und Brüstlein erklären dagegen, „die Pfändung 
im schweizerischen Recht ist eine die Verwertung der Sache 
vorbereitende Vollstreckungsmassregel". Ebenso der Bundesrat^): 
„Die Pfändung besteht im wesentlichen nicht sowohl in der 
Begründung eines dinglichen Rechtes als vielmehr in der amt- 
lichen Beschlagnahme — mise sous main de justice — einer 
Sache mit der Zweckbestimmung nach Ablauf einer bestimmten 
Zeit die Zwangsverwertung daran zu vollziehen." Ebenso das 
Betreibungsamt Basel*): „Die Pfändung ist ihrem rechtlichen 
Wesen nach nicht die Anlegung eines Pfandrechtes, sondern ein 
Verfügungs verbot. " 

Es sind dies unzutreffende Konstruktionen, denn wären sie 
richtig, so bestände zwischen Arrest und Pfändung nur ein un- 
wesentlicher Unterschied, was der Wirklichkeit nicht entspricht. 



1) Art. 281 B.G.: Vermögensstücke, auf welche Arrest gelegt ist, können 
nur unter Vorbehalt der Teilnahme des Arrestgläubigers gepfändet werden. — 
Art. 278 B.G.: Hatte der Gläubiger nicht schon vor Bewilligung des Arrestes 
Betreibung oder Klage angehoben, so ist er gehalten, binnen 10 Tagen nach Zu- 
stellung der Arresturkunde die Betreibung anzuheben. — ^ Vgl. Archiv, II. Jahrg., 
p. 73, No. 33. — 3) Vgl. Archiv, II. Jahrgang, No. 33. 
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Wer betrieben hat und eventuell den Rechtsvorschlag des Schuld- 
ners erfolgreich bekämpfte, hat doch gewiss Anspruch auf bessern 
höhern Schutz als derjenige, der bloss Arrestgründe geltend 
machte. Der Pfändungsgläubiger hat nun freilich auch nach 
der Theorie der prozessualischen Rechte einen solchen erhöhten 
Schutz, indem er während einer bestimmten Zeit die Ver- 
steigerung der Pfändungssachen verlangen kann. Was nützt 
ihm dies aber, wenn er den unbewilligten Verfügungen des 
Schuldners, die vor der Verwertung erfolgten, wenn er dritten 
Ansprechern wehrlos gegenübersteht, wenn diese unbewilligten 
Verfügungen auch ihm gegenüber wirksam sind und nur Straf- 
folge nach sich ziehen ? Auch diejenigen Juristen, nach welchen 
nur prozessualische Rechte des Gläubigers aus der Pfändung ent- 
stehen, werden nicht in Abrede stellen, dass die unbewilligten 
Rechtsgeschäfte des Schuldners über das Pfändungsobjekt dem 
Gläubiger gegenüber nichtig sind und dass er gegen dritte An- 
sprecher auf dem Prozesswege vorgehen kann. Darin liegt aber 
doch gewiss ein Widerspruch 1 *) 

Die Pfändung ist freilich eine Vollstreckungsmassregel, sie 
ist eine Beschlagnahme ; das schliesst aber nicht aus, dass gerade 
diese Beschlagnahme ein neues dingliches Recht begründet. Das 
öffentliche Recht soll in seiner Anwendung als Prozessrecht die 
Zwecke des Privatrechtes realisieren und das geschieht hier eben 
dadurch, dass durch die Beschlagnahme dem Gläubiger ein Recht 
an der Sache gegeben wird. Es wird ihm die in der Sache 
liegende Wertqualität zur Befriedigung überwiesen. 2) 

Ein Haupt Vertreter des publizistischen Prinzips, Leo Weber, 
will hauptsächlich deshalb von einem Privatrecht des Schuldners 
nichts wissen, weil das Betreibungsamt „die Punktionen einer 
vom Staate ad hoc eingesetzten, quasi -vormundschaftlichen Ge- 
walt" ausübt. ^) Weber schreibt: „An Stelle des Schuldners hat der 
Betreibungsbeamte innert den Schranken des Gesetzes über die 
gepfändeten Gegenstände zu verfügen. Er wird also allerdings 
auQh an Schuldners statt, wenn die Sache aus dem Gewahrsam 
gekommen ist, die Eigentumsklage anstellen können. Allein 



') Siehe unten p. 54. — ^) Kohler (Pfandrechtliche Forschungen, Jena 1882), 
61. — 3) Weber a. a. O. p. 8. 
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dieser dingliche Anspruch ist nicht durch die Pfändung „be- 
gründete« 

Es ist zuzugeben, der Vindikationsanspruch ist nicht erst 
durch die Pfändung, sondern durch den Eigentumserwerb des 
Schuldners „begründet" worden, wohl aber ist das Recht, an 
Stelle des Schuldners diese Klage anstellen zu dürfen, durch die 
Pfändung begründet. Dadurch wird aber noch keineswegs die 
Unrichtigkeit der Annahme eines dinglichen Rechts des Gläu- 
bigers bewiesen. Das Recht der Vertretung des Schuldners 
erhält der Betreibungsbeamte eben deshalb, weil befürchtet wird, 
der Schuldner werde es dem materiellen Rechte des Gläubigers 
gegenüber an der schuldigen Achtung fehlen lassen. 2) Das 
dingliche Recht des Gläubigers ist derart beschaffen, dass es im 
Kollisionsfalle dem Eigentumsrecht des Schuldners vorgeht. Des- 
wegen ist dem Schuldner das Schicksal der Sache, welche ihm 
eigentümlich gehört, mehr oder weniger gleichgültig. Das ist 
der Grund, weshalb der Betreibungsbeamte den Schuldner bei 
Aufstellung der Vindikationsklage vertreten kann. Er stellt 
also die Vindikationsklage im vorwiegenden Interesse des Gläu- 
bigers an, um dessen Recht an der Sache zu schützen. Es geht 
dies auch daraus hervor, dass, wenn der Schuldner und der 
Betreibungsbeamte es unterlassen, gegen einen dritten Ansprecher 
vorzugehen, der Gläubiger eigenmächtig gegen diesen prozessieren 
kann. 3) 4) 




^) Weber a. a. O p. 11, 12. — 2) j^ ^^j. Praxis wird übrigens der Be- 
treibungsbeamte von diesem Prozessrecht kaum Gebrauch machen, sondern den 
Schuldnern und den Gläubigern das gerichtliche Vorgehen überlassen. — ^) Vgl. 
p. 54. — *) Das französische Recht gibt dem Gläubiger in solchen Fällen 
eine sog. action subrogatoire. Darnach hat jeder einzelne Gläubiger, dessen 
Forderung klagbar ist (unbedingt und verfallen), im eigenen Interesse an Stelle 
des Schuldners (als procurator in rem suam) die Recht« und Klagen desselben 
geltend zu machen, welche der Letztere, aus welchem Grund dies auch sei, selbst 
nicht geltend macht. £s wird aber dabei vorausgesetzt, dass dadurch die Siche- 
rung der Befriedigung des Gläubigers oder diese selbst herbeigeführt wird. Vgl. 
Dr. W. Behagel (Das badische bürgerliche Recht und der Code Napoleon) 
II. Aua., Bd. II, 1857, p. 27. Vgl. ferner Art. 2092 u. 2093 Code civ. fr. Siehe 
auch 1166 des C. c: „Neanmoins les creanciers peuvent exercer tous les droits et 
actions de leur d^biteur k Texception de ceux qui sont exclusivement attaches k 
la personne." 
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Wenn wir auch dem Schuldner gegenüber eine Art vor- 
mundschaftlicher Gewalt anerkennen wollten, so ist eine solche 
aber objektiv betrachtet nicht möglich, denn wir dürfen nicht 
ausser acht lassen, dass der Betreibungsbeamte auch die Interessen 
der Kreditoren zu wahren hat.^)^) Man darf den Betreibungs- 
beamten weder als einseitigen Vertreter des Schuldners, noch als 
einseitigen Vertreter des Gläubigers behandeln.^) Dieses Mittelglied 
in der Person des Betreibungsbeamten wurde lediglich geschaffen, 
um die öffentliche Ordnung aufrecht zu erhalten. Man konnte es 
nicht in das Ermessen des Gläubigers stellen, auf eigene Paust hin 
Befriedigung zu suchen. Die nachsichtigen Kreditoren kämen 
dabei zu kurz und der Schuldner würde vor der Willkür des 
Gläubigers nicht genügend geschützt sein. Dadurch, dass wir 
zwischen Gläubiger und Schuldner ein amtliches Zwischenelement 
haben, ist die Möglichkeit keineswegs ausgeschlossen, dass dem 
Gläubiger ein materielles Recht aus der Pfändung entsteht. Der 
Betreibungsbeamte ist weit mehr der Vertreter des Gläubigers; 
was er thut, geschieht vor allem im Interesse des Gläubigers. 
Der Gläubiger bestimmt^ dass überhaupt und in welchem Betrag 
gepfändet werden soll; er kann verlangen, dass dem Schuldner 
der Gewahrsam der Sache genommen wird u. s. f., und an alle 
diese Wünsche des Gläubigers ist der Betreibungsbeamte ge- 
bunden. Steht letzterm eine Cognition zu, so geschieht dies 
lediglich im Interesse der öffentlichen Ordnung.^) 



^) Vgl. Art. 95, al. 5 B.G.: „Im übrigen soll der Beamte, soweit thunlich, die 
Interessen sowohl des Gläubigers als des Schuldners berücksichtigen. " — ^) Was 
Kohler (Leitf. § 7, p. 18) über eine solche i^Vormundschaft* sagt, trifft auch für die 
Pfändung zu : „Eine andere Ausnahme wäre die relative Schwächung der Handlungs- 
fähigkeit des Schuldners, so dass er in den Gläubigem oder doch im Gantverwalter 
(Betreibuugsbeamten) eine Art Vormund bekäme, um seine Verhältnisse zu ordnen. 
Allein dies wäre eine sonderbare Art der Vormundschaft, die den Schuldner von 
Haus und Hof treibt, auf dass die Gläubiger ihre Bezahlung erhalten. Dazu 
kommt, dass der Schuldner in der That nicht handlungsunfähig wird, denn seine 
Rechtsakte sind vollgültig, nur können sie die Rechte der Gläubigerschaft nicht 
schädigen; verzichtet die Giäubigerschaft auf den Konkurs (Pfändung), so er- 
weisen sie sich als vollgültig." — ^) Dass der Betreibungsbeamte vor allem die 
Interessen der Gläubiger zu wahren hat, zeigt auch die historische Entwicklung. 
Im Kanton Unterwaiden nid dem Wald galt früher folgendes Recht : «Das 
PfHn4en ^ann selbst geschehen; da aber eii^e 4em Schuldner selbst gegebeQe 
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Als letzten Hauptgrund zu Gunsten eines materiellen, aus 
der Pfändung entstehenden Gläubigerrechtes führen wir an: die 
Möglichkeit der selbständigen Wahrung und Durchführung dieses 
Rechtes auf dem Wege des Civilprozesses. Das praktische Kri- 
terium des Privatrechtes ist ja das Recht der Geltendmachung 
im Prozessweg vor dem Civilgerichte ^) und hier besteht kein 
Zweifel, dass der Kreditor einen Anspruch auf die Sache auf 
dem Wege des Civilprozesses geltend machen kann und zwar 
keineswegs bloss als Stellvertreter des Schuldners; vielmehr auch 
gegen den Willen des Schuldners, wenn dieser auf sein Recht an 
der Sache dritten Ansprechern gegenüber verzichtet. Hier kann 
doch nicht wohl von einer Stellvertretung in juristischem Sinn ge- 
sprochen werden! Das Recht des Schuldners an der Sache tritt 
eben ganz zurück hinter dem Rechte des Pfändungsgläubigers, 
was aber nur möglich ist, weil der Letztere ein materielles Recht 
an der Sache hat. ^) 



Sobald feststeht, dass das aus der Pfändung entstehende 
Recht ein materielles Recht des Gläubigers ist, so ist damit auch 
zugleich gesagt, dass dieses Recht ein Pfandrecht sein muss; 
es ist ein Pfandrecht, das freilich infolge seiner durch Gesetz und 
imter amtlicher Mitwirkung erfolgten Begründung anders geartet 
ist als das Vertragspfandrecht; es fällt nur unter den all- 
gemeinsten Begriff des Pfandrechtes. Es ist ein Pfandrecht, 
denn es ist das Recht, sich mittelst einer Sache für eine Forde- 
rung bezahlt zu machen. Eine nähere Begründung dieser Be- 
hauptung haben wir nicht mehr zu geben; sie liegt bereits in 
unsern frühern Ausführungen. — 



Wahrung von diesem, wenn er schlecht ist, bei Schätzungsvornahme dürfte in 
Abrede gestellt werden, so ist es geratener, es geschehe durch einen unparteiischen 
DrittniRun, am besten durch den Qemeindeweibel, Landweibel oder Landläufer, 
die um billige Lohnung, je nach Rücksicht der Entfernung, wo Schuldner zu 
Avisieren ist, solches zu thun vom Ansprecher aufgefordert werden können.^ 
{LentUy: Sammlung aller in den sämtlichen Kantonen der Schweiz bestehenden 
Schuldbetreibungsgesetze. Zürich 1842, p. 86.) 

*) Thon, Rechtsnormen, p. 131. — Dernburg, Pandekten, Bd. I, § 47. — 
2J Vgl, Kohler, Lehrbuch, für den Konkurs, § 48. 
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Wir haben bisher meist die Hauptobjekte der Pfändung, 
die körperlichen Vermögensstücke im Auge gehabt; es kann aber 
auch eine Forderung gepfändet werden. Wir erhalten dann 
ein Forderungspfand (pignus nominis). Der Pfändungsakt be- 
steht darin, dass dem Schuldner mitgeteilt wird, er könne nur 
noch an den Betreibungsbeamten wirksam zahlen. ^) Auch in 
diesem Fall entsteht zu Gunsten des Gläubigers ein materielles 
Recht, doch kein dingliches, wenn gleich eine Meinung dahin 
geht, dass durch die Pfändung ein Recht an der Forderung be- 
gründet werde und die Forderung demnach als Rechtsobjekt 
behandelt werden könne wie eine körperhche Sache. ^) Wir 
stimmen jedoch der Ansicht von Dernburg zu, dass wir es mit 
einer beschränkten Cession zu thun haben. ^) Die Anzeige an 
den Schuldner wirkt civilrechtlich wie die Anzeige einer Ab- 
tretung (O.R. 187, 189, 196); doch sind die Zahlungen des Dritt- 
schuldners an den Betriebenen nicht überhaupt, sondern nur den 
pfändenden Gläubigern gegenüber nichtig. ^) Auch hier erkennen 
wir das Recht des Gläubigers negativ in der Beschränkung des 
Schuldners Zahlung anzunehmen. '^) — 

Verschiedene schweizerische Rechtslehrer stehen der Kon- 
struktion des aus der Pfändung entstehenden Rechtes als Pfand- 
recht etwas misstrauisch gegenüber. Solche feindselige Stellung- 
nahme gegen ein Pfandrecht beruht wohl hauptsächlich auf 
Reminiscenzen an frühere kantonale Zustände. 

So schrieb schon im Jahre 1874 Heusler (Motive pag. 71): 
„Vollends ist es aber ein Punkt, der die Anhänger des Pfändungs- 
verfahrens weit auseinander führt. Es betrifft das die Frage, ob 
die Pfändung Vorzugsrechte im Konkurs oder ausserhalb des- 
selben für den Gläubiger, der zuerst dazu gelangt ist, gewähren 
soll. Wo dieser Satz besteht, wo die durch die Pfandschatzung 
erlangten Rechte zu Vorzugsrechten werden, etwa durch Ein- 
trag ins Pfandbuch zu förmlichen Pfandrechten, wird er als be- 
sonderer Vorzug des Betreibungsrechtes gepriesen, während er 

^) Bei Vorhandensein von Inhaberpapieren, Wechseln und andern indossablen 
Papieren ist natürlich die Pfändung der Forderung schon vollzogen durch die 
Besitznahme der betreffenden Papiere von seiten des Betreibungsamtes. Vgl. 
Art. 98 B.G. — 2) S) Dernburg, Pandekten Bd. I, p. 705—706. -- -*) Vgl. 
Kommentar, Anm» 5 ad Art 99 B.G. — ^) V^l. oben p. 6, Anm. 1, 
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in den Kantonen, welche ihn nicht kennen, ebenso entschieden 
verpönt ist. Ich gestehe nun allerdings offen, dass ich das durch 
Betreibung erlangte Pfandrecht für etwas Verfehltes halte. Es 
ist ein für den Kredit gefährliches Machwerk und darum schon 
im Entwürfe eines schweizerischen Handelsrechtes mit Recht 
reprobiert. Es hat aber auch ausserdem einen Uebelstand, der 
nicht gehörig beachtet ist und auf den mit Nachdruck muss 
hingewiesen werden. Es kann durch solche „erlangte Rechte^ 
dem Schuldner allmählich seine ganze Habe unter die Pfandhaft 
gestellt werden, und zwar auf sehr lange Dauer, indem der 
Gläubiger, wenn er bis zur Pfandschatzung vorgedrungen ist, 
sich zur Ruhe legt und sich seines Pfandrechtes getröstet. Schon 
das ist doch wahrlich nicht in der Ordnung; die Exekution soll 
nicht den Zweck haben, {Pfandrechte zu verschaffen, sondern 
Tilgung der Forderung herbeiführen. Der Schuldner wird aber 
dadurch einer peinlichen Versuchung anheimgegeben. Er lässt 
sich vielleicht nach einiger Zeit beikommen, ein Stück seiner 
verhafteten Habe zu verkaufen ; sofort ist der Schuldner mit der 
Klage der Defraudation zur Hand, ein Gesetzesparagraph ist 
ebenfalls zu Gebot und der Schuldner büsst die Nachlässigkeit 
des Gläubigers und die Verkehrtheit des Betreibungsgesetzes 
mit harter Strafe. Und derselbe Vorwurf trifft das ganze Be- 
treibungswesen einer Reihe von Kantonen, aller derjenigen näm- 
lich, bei denen die Pfändung nicht mehr wirklich ausgeübt wird, 
sondern zu einer blossen Pfandaufzeichnung geworden ist. Wir 
geben gerne zu, dass es unmöglich oder doch zu kostspielig ist, 
alle Pfänder dem Schuldner wegzunehmen und in einem Pfand- 
lokal unterzubringen, und dass oft der Schuldner selbst der 
natürlichste Wächter derselben ist" u. s. f. 

Heusler gesteht (p. 73) jedoch selbst, dass seine Abgeneigt- 
heit gegen das Pfändungsverfahren hauptsächlich auf der Wahr- 
nehmung des schlechten Erfolges desselben in einigen Kantonen 
beruht. 

Wenn unser Gesetzgeber die frühern kantonalen Betreibungs- 
pfandrechte ablehnen musste, so rechtfertigt dies noch keines- 
wegs den Schluss, das nach gegenwärtigem Bundesgesetz durch 
die Pfändung entstehende Recht sei kein Pfandrecht. Es ist 
eben ein Pfandrecht ganz besonderer Art und gerade dadurch, 
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dass es die Mängel abgestreift hat, welclie an früheren kantonalen 
Betreibungspfandrechten hafteten, unterscheidet es sich vor- 
teilhaft von diesen. Die von Heusler gerügten Mängel sind zum 
grössten Teil verschwunden. 

Das neue Recht ist allerdings auch ein Vorzugsrecht, aber 
nicht das Vorzugsrecht eines Einzelnen, sondern dasjenige einer 
ganzen Gruppe von gleichberechtigten Kreditoren gegenüber 
erst später berechtigten. Ein Vorzugsrecht ist das aus der 
Pfändung entstehende Recht gerade weil es ein Pfandrecht ist, 
denn diejenige Gruppe, welche die Sache zuerst gepfändet hat, 
geht in der Befriedigung aus dem Erlös derjenigen Gruppe, 
welche erst später auf die Sache griff, voran. Es werden nicht 
bleibende, dauernde Pfandrechte geschaffen wie früher, sondern 
nur solche von beschränkter Dauer, Pfandrechte zum Zwecke 
der Tilgung von Forderungen; die Tilgung der Fordenmg soll 
gesichert werden, so weit dies möglich ist. Die Pfändung ist 
freilich ein die Verwertung bestimmter schuldnerischer Ver- 
mögensobjekte vorbereitender Akt, dessen Bedeutung aber gerade 
wesentlich in der Begründung des materiellen Gläubigerrechtes 
besteht. 

Das Pfändungspfandrecht unterscheidet sich von dem gewöhn- 
lichen Pfandrecht besonders durch seine beschränkte Dauer: 
durch Konkurseröffnung geht es unter*) und die bisherigen 
Pfändungspfandgläubiger sind darauf angewiesen, mit allen 
übrigen Gläubigern, also auch mit solchen, deren Forderungen 
erst durch Konkurseröffnung fällig wurden, ins Teil zu gehen. ^) 
Es ist weiterhin dadurch zeitlich beschränkt, als es nach Art. 
116 B.G. bei beweglichen Vermögensstüeken überhaupt nach 
Ablauf eines Jahres und bei Liegenschaften nach zwei Jahren 
erlischt. Nach demselben Artikel kann das Pfandrecht bei be- 
weglichen Sachen erst nach Ablauf eines Monats seit der Pfän- 
dung und bei Liegenschaften erst nach sechs Monaten realisiert, 
das heisst Verwertung verlangt werden. Unser Pfandrecht 
ist also nicht von „ewiger" Dauer, d. h. seine Dauer ist nicht 



^) Mit dem Pfandrecht gehen nicht auch die Wirkungen desselben spurlos 
unter. Siehe oben p. 21, Anm. 1. — ^) Zur Teilnahme am Konkurs müssen die 
bisherigen Pfändungsgläubiger ihre Forderungen neuerdings anmelden* 



Digitized by VjOOQIC 



— 68 — 

unbegrenzt abhängig vom Willen des pfändenden Gläubigers, 
wie dies etwa nach früheren kantonalen Gesetzen der Fall war. 
Gerade durch Schaffung des Pfandrechtes soll eine möglichst 
befriedigende Tilgung der Schuld herbeigeführt werden. 

Auch während der Dauer der Pfandverhaftung wird nach 
Bundesgesetz der Debitor möglichst schonend behandelt. Dem 
Schuldner kann der Gewahrsam der Sache belassen bleiben. Es 
ist aber auch die Möglichkeit gegeben, dass er rechtlich über 
seine Sache verfügen kann, wo dies notwendig oder nützlich 
erscheint. Freilich ist zu solcher Verfügung die Bewilligung 
des Betreibungsamtes einzuholen. Wird sie versagt, so kann 
der Schuldner in einer Beschwerde an die Aufsichtsbehörde ge- 
langen. Trotz des Pfandrechtes wird »also der Schuldner in kein 
hartes Abhängigkeitsverhältnis zum Gläubiger gebracht. 

Sobald der Gläubiger auf irgend eine Weise befriedigt 
ist, geht natürlich das Pfändungspfandrecht unter; es ist wie 
das gewöhnliche Pfandrecht accessorischer Natur. 

Das gewöhnliche Vertragspfandrecht ist meist von vorn- 
herein bestimmt nach seinem Wert; das Recht des einzelnen 
Pfändungsgläubigers wird aber in Bezug auf seinen Wert erst 
näher bestimmt nach Ablauf der Teilnahmefrist der Art. 110 
und 111 B.G., ja eigentlich erst nach Bereinigung des Kollo- 
kationsplanes, da es nicht ausgeschlossen ist, dass bis dahin 
Dritte Eigentums- resp. Vertragspfandrechte erfolgreich geltend 
machen. 

Wir kommen zum Schlüsse: Das aus der Pfändung 
entstehende Recht des Gläubigers ist ein Pfand- 
recht, aber es weicht in Bezug auf Entstehung, 
Realisierung und Beendigung erheblich von den 
Verhältnissen des vertraglichen Pfandrechtes ab. 



-«»KH*- 
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Die Grappenpfiindung. 



Das neue Institut der Gruppenpfändung ist durch folgende 
Bestimmungen des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und 
Konkurs geschaffen worden: 

y^Art, 110. Gläubiger , welche innerhalb dreissig Tagen nach dem 
Vollzug einer Pfändung das Pfändungsbegehren stellen^ nehmen an der- 
selben teil. Die Pfändring wird jeweilen insoxoeit ergänzt, als zur Deckung 
sämtlicher Forderungen einer solchen Gläubigergruppe notwendig ist. 

Gläubiger, deren Pfändungsbegehren erst nach Ablauf der dreissig- 
tägigen Frist einlaufen, bilden in derselben Wel^e weitere Gruppen mit 
gesonderter Pfändung. 

Bereits gepfändete Vei^mögensstücke können neuerdings gepfändet 
werden, jedoch nur soweit, als deren Erlös nicht den Gläubigern, für tvelche 
die vorgehende Pfändung stattgefunden hat, auszurichten sein wird.'^ 

yf Art. 111. Die Kantone können der Ehefrau, den Kindern, Mündeln 
und Verbeiständeten des Schuldners das Recht einräumen, für Forderungen 
aus dem ehelichen, eltei^lichen oder vormundschaftlichen Verhältnisse wäh- 
rend der dreissigtägigen Frist *auch ohne vorgängige Betreibung an einer 
Pfändung teilzunehmen. Es steht den Kantonen frei, zu Gunsten die.^er 
Per.%onen die Frist zur Teilnahme um zehn Tage zu verlängern. 

Das Betreibungsamt gibt dem Schuldner und den Gläubigem von 
einem solchen Ansprüche Kenntniss, unter Aiisetzung einer Frist von zehn 
Tagen, innerhalb welcher sie denselben bestreiten können. 

Wird der Anspruch bestritten, so findet die Teilnahme nur mit dem 
Rechte einer provisorischen Pfändung statt und der Ansprecher hat binnen 
zehn Tagen Klage zu erheben, widngen falls seine Teilnahme dahin fällt. 
Der Prozess wird im beschleunigten Verfahren geführt.^ — 
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Es kann nicht unsere Aufgabe sein, näher auf di« geschicht- 
liche EntwickUing des durch diese Artikel geschaffenen Institutes 
der Gruppenpfändung ^) einzutreten. Der Kommentar von Weber 
und Brüstlein hat in so eingehender und erschöpfender Weise 
die Entstehungsgeschichte der beiden Artikel dargestellt, dass wir 
gezwungen wären, hier einige Seiten desselben wörtlich wieder- 
zugeben. 

Die Gruppenpfändung bedeutet einen Kompromiss zwischen 
den Anhängern des reinen Pfändungssystems mit absolutem 
Vorrecht des Erstpfändenden und den Vertretern des reinen 
Konkurssystems. Ohne den Schuldner allzuschwer zu treffen, 
ohne ihn zum Konkursiten zu machen, wollte man doch den 
gleichberechtigten Gläubigern eine gleichzeitige , wenn auch 
meist nur verhältnismässige Befriedigung gewähren. Auf der 
einen Seite sollte nicht wiegen jeder Kleinigkeit Konkurs eröff- 
net werden und auf der andern Seite nicht der erste Beste den 
übrigen Gleichberechtigten alles vorwegnehmen können.^) Statt 
des einzigen Erstpfändenden wird nun eine ganze Gruppe von 
früher pfändenden einer Gruppe von später pfändenden Gläubi- 
gern gegenüber privilegiert. Nach diesem Grundgedanken sind 
auch die verschiedenen Komplikationen zu entscheiden, welche 
durch das Gruppensystem hervorgerufen werden. Die Idee, welche 
der Gruppenpfändung zu Grunde liegt, ist eine durchaus ge- 
rechte, die Ausführung derselben stösst jedoch auf manche 
Schwierigkeiten. 



Voraussetzungen zur Teilnahme an einer Gruppe. 

An der Spitze des ganzen Institutes steht der aus dem 
französischen Recht ^) zuerst durch § 38 des Minderheitsent- 
wurfes aufgenommene Satz : „Alle Vermögensstücke des Schuld- 



ig Auf weniger zutreflfende Weise wurde bisher meist von einer „ A n - 
schlusspfändung** gesprochen. S. Kommentar p. 117. — ^) Vgl. bezüglich der 
Hauptgründe gegen dieses rücksichtslose System, gegen das „privilfege odieux", 
den Minderheitsentwurf ; ferner Verhandlungen des schweizerischen Juristenvereins, 
Zug 1881, Referat Obererp. 19 fg. — ^) Code civ., Art. 2093 j ebenso badisches 
Laudrecht, Art. 2093. 
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ners sind das gemeinsame Pfand (le gage commun) seiner Gläu- 
biger und der Erlös aus demselben wird unter sie nach Ver- 
hältnis verteilt, wofern nicht unter den Gläubigern gesetzliche 
Gründe des Vorranges bestehen." 

^Diese Bestimmung — les biens du debiteur sont le gage 
commun de ses creanciers — ist nur bedingt zu verstehen. Die 
Rechtsordnung verbietet den Schuldnern keineswegs, ihre Aktiven 
flüssig zu machen und aus dem Gelde ganz nach Belieben diesen 
oder jenen Gläubiger zu befriedigen; aber sobald die Rechts- 
ordnung selber bei dieser Befriedigung mitwirken und hülfreiche 
Hand leisten soll, widerstrebt es ihr, das Vermögen des Schuld- 
ners nur zu Gunsten einzelner Gläubiger anzugreifen." 

Diesem Postulat entspricht am ehesten das Konkurssystem. 
Aus bekannten Gründen, z. B. billigen Rücksichten, die man 
auf das Interesse des Schuldners glaubte nehmen zu müssen*), 
war der schweizerische Gesetzgeber, soweit wenigstens die Nicht- 
Kaufleute in Betracht kommen, dem Konkurs abgeneigt. Zu- 
gleich erklärten die auf dem Boden des sog. Minderheitsentwurfs 
stehenden Vertreter der französischen Schweiz, es sei eine Un- 
billigkeit, wenn noch nicht fällige Forderungen entgegen ver- 
traglicher Verabredung vorzeitig gelöscht werden müssten, wie 
dies im Konkurs der Fall sei. 2) „Qui a terme, ne doit rienl" 



') Siehe insbesondere die schönen Worte Brüstleins in seiner Streitschrift 
contra Bachmann, p. 21 fg. — Ferner Seigneux, De la loi fed^rale sur la pour- 
suite pour dettes et la faillite. Rapport present^ k Tassemblee generale de la 
80ci^t6 des juristes suisses. Fribourg 1876, p. 33 fg. — Auch Grenier, Correferat 
am Juristentag in Zug, abgedruckt in den Verhandlungen des schweizerischen 
Juri8tenvereins,Zugl881,p.73fg. — Ferner Bericht der nationalrätlichen Kommission 
vom 28. März 1887, p. 5. — 2) Vgl. Seigneux a. a. O. p. 34 fg. — Grenier 
a. a. O. p. 75. — Vgl. ferner Minderheitsentwurf (Sept. 1875), p. 73, 74: „Das 
System des Konkurses ist hart, besonders für die ackerbautreibende Bevölkerung. 
Man hat es hundertmal gesagt: der Handelsmann lebt von seinem Kredit; durch 
den Verkauf seiner Waren kann er Geld finden. In den Zeiten der Wohlfahrt 
und in den Städten verkauft sich ein Haus leicht: in Basel oder in Lausanne 
'wird es zehn Käufer für einen finden. Auf der andern Seite geschieht es häufig, 
dass ein Landwirt, als Schuldner einer Summe von ungefähr zwei Dritteln oder 
drei Vierteln des Wertes seines Grundstücks, weder sein Land verkaufen, noch 
ein Anleihen gegen eine darauf zu errichtende Hypothek erhalten kann. Auf 
das Begehren eines einzigen zu hitzigen Gläubigers in Konkurs erkannt, wird 
er ruiniert und sein Sturz wird hin und wieder denjenigen seiner übrigen 
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Doch auch das französische System *), welches sämtliche fälligen 
Forderungen, die sich bis zum Tag der Steigerung angemeldet 
haben, als gleichberechtigt behandelt, wurde in seiner Reinheit 
nicht aufgenommen, weil die Erfahrungen*)^) gezeigt hatten, 
dass es bei diesem System nur schwer hält, eine Schuld ein- 
zutreiben, da im Augenblick der Steigerung plötzlich ein Gläu- 
biger erscheint, der den grössten Teil des Pfanderlöses für sich 
beansprucht. '*) So kam man dazu, die Möglichkeit der Teilnahme 



Gläubiger nach sich ziehen. Dies alles, weil der Konkurs auf einem 
Ausnahmsgesetze beruht, welches, im Widerspruche mit den 
Verträgen, die nicht verfallenen Schulden einklagbar macht. 
Dieses Gesetz kann äusserst ungerecht werden, wenn es anf ein Land angewandt 
wird, dessen Landwirtschaft auf der Unauf kündbarkeit der Kapitalien beruht, wie 
zum Beispiel in den kleinen Kantonen.*^ 

1) Code civ. fran9., Art. 2093 und Code de proc. civ. francj., Art. 609, 
656 — 672. — Da die schweizerische Gruppenpfändung im Hinblick auf die 
französische „distribution par contribution** entstanden ist, &o mag ea auf- 
fallen, dass wir nicht auf das französiscbe Recht eingehen. Bei näherem Zusehen zeigt 
sich aber, dass die Gruppenpfandung unseres Rechtes ein ganz neues Rechts- 
gebilde ist, und dies hauptsächlich infolge der durch die Fristansetzung ge- 
schaffenen Möglichkeit mehrerer Gruppen. Diese Unterschiede sind so bedeutend, 
dass eine Vergleichung mit dem französischen Recht nur von geringem Wert 
sein dürfte. — Wer sich für die französische „Anschlusspfändung" — distribution 
par contribution — interessiert, vergleiche „Lebens de Procedure civile par 
Boitard, Continu^es et completees par Colmet-Daage. Quinzieme Edition 
mise au courant et refondue par E. Glasson. Tome II. Paris 1890, p. 365 
suiv., No. 887 suiv. — ^) Das französiche Recht galt früher bis zum B.G. auch 
in Genf und im Berner Jura; übrigens auch bis 1877 in Bayern (Entwurf zu 
einer Prozessordnung Art. 841, 842, 864—867), Württemberg, Baden (bad. Land- 
recht, Art. 2093) und Preussen. — Eine ähnliche Einrichtung kannte auch Zürich. 
Siehe darüber Näheres weiter unten. — ^) lieber den früheren Rechtsznstaud in Genf 
spricht sich Oltramare (Loi fed^rale sur 1a poursuite pour dettes et la faillite. Commen- 
taire explicatif, Geneve 1892, p. 76) folgendermassen aus : „Nous avions ^te 
habitu^s k voir consacr^ jusqu'Ä. ses derni^res cons^quences le principe de T^galite 
des cr^anciers, %alit^ basee sur Taxiome que les biens du ddbiteur sont leur 
gage commun. — II r^sultait de cette ^galite que jusqu'^ la distribution des 
derniers provenant de la vente des objets saisis et y comprise cette distribution, 
les cr^anciers düment constates et verifies pouvaient intervenir et faire valoir 
leurs droits; que d^s lors seuls les creanciers ignorants ou n^gligents ^taient 
exclus de la repartition." — *) Der Minderheitsentwurf gibt auf p. 81 fg, dieses 
Beispiel: „Ich bin Gläubiger für Fr. 1000. Ich pfände und lasse Vermögena- 
stücke, die meinem Schuldner gehören, bis auf den Belauf dieser Summe ver- 
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der Inhaber fälliger Forderungen durch eine Frist zu begrenzen, 
damit der Betreibungsbeamte schon vor der Verwertung weiss, 
welchen Betrag die Pfänder zu decken bestimmt sind.*) Es 
schreibt auch ein Praktiker der französischen Schweiz^): „Les 
rfegles de la loi federale sur la poursuite ne sont justifiees que 
par le desir bien evident d'empecher que la realisation seit par 
trop retardee ensuite d'interventions venant ä se produire apres 
de longs d^lais/^ 

Wir können ein ordentliches und ein ausserordent- 
lichesTeilnahmerecht (auch Anschlussrecht genannt) unter- 
scheiden. Nach Art. 110 B.G. nehmen die Gläubiger, welche 
innerhalb dreissig Tagen nach dem Vollzug einer Pfändung das 
Pfändungsbegehren stellen, an derselben teil (ordentliches Teil- 
nahmerecht),*) und nach Art. 111 B.G. können die Kantone den 
Ehefrauen, Kindern, Mündeln und Verbeiständeten des Schuldners 
das Recht einräumen, für Forderungen aus dem ehelichen, elter- 
lichen oder vormundschaftlichen Verhältnis während einer dreissig- 
oder vierzigtägigen Frist auch ohne vorgängige Betreibung an 
der ersten Pfändung teilzunehmen und zwar für fällige oder 
nicht fällige Forderungen (ausserordentliches Teilnahmerecht).*) 
Sämthche Kantone — einzig Thurgau ausgenommen — haben in 
ihren Einführungsgesetzen von diesem Rechte Gebrauch gemacht ; 
die meisten im Sinne einer vierzigtägigen Frist. ^) 



steigern; im Augenblick, wo ich bezahlt zu werden vermeine, intervenieren 
andere Gläubiger, z. B. für Fr. 99,000, und teilen den Steigerungserlös mit mir. 
Ich erhalte einen Prozent meiner Forderung und werde angewiesen, von neuem 
eine Pfändung vorzunehmen und ins Unbestimmte hinaus für die andern die 
Kastanien aus dem Feuer zu holen.'' 

*) Vgl. Votum Ruchonnet in den Verhandlungen betreffend den B.G.-Entwurf 
vom 23. Februar 1886, p. 82. — 2) Oltramare a. a. O. p. 76. — ^) Massgebend 
ist der Zeitpunkt, an welchem das Begehren der Post übergeben wurde, nicht 
der Zeitpunkt, an welchem es beim Betreibungsamt einlangte. Vgl. Art. 35 B.G. 
und dazu Archiv, Jahrgang I, No. 63 p. 118. — *) Wie uns der Kommentar zu 
Art. 111 B.G. belehrt, wurde diese erst in den spätem Beratungsstadien auf- 
genommene Bestimmung veranlasst durch den in der Presse erhobenen Vorwurf, 
es sei eine Verletzung der Rechtsgleichheit, wenn die Frau des eingetragenen 
Kaufmanns ihre privilegierte Frauengutsforderung nach Art. 219 im Konkurs des 
Ehemannes geltend machen könne, während der Frau des gewöhnlichen Bürgers, 
der nur auf Pfändung betrieben werden kann, dies versagt bleibe. — ^) „Die 
Frist von 40 Tagen, welche das kantonale Recht für die Anschlusspfändung ein- 
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Der Anschluss nach Art. 110 B.G. unterscheidet sich we- 
sentlich von demjenigen nach Art. 111 B.G. ; denn nur der 
letztere ist ein Anschluss, der erstere mehr ein zufälliges Zu- 
sammentreffen und Gleichbehandeln ; beim erstem ist auf Seite 
des Berechtigten der Wille vorhanden, sich anzuschliessen, beim 
letztern dagegen ist dieses Willensmoment gar nicht nötig. Die 
Betreibungsbeamten, welche anfänglich etwa geglaubt haben, 
eine Anschlusspfändung nach Art. 110 B.G. habe erst dann zu 
erfolgen, wenn sie verlangt wird, sind auf dem Holzweg. In 
sehr vielen Fällen wird ein während der dreissigtägigen Frist 
Pfändung begehrender Gläubiger noch gar nicht wissen, dass 
bereits von anderer Seite gepfändet worden ist. Er verlangt 
deshalb auch nicht die Anschlusspfändung, sondern er verlangt 
überhaupt bloss Pfändung. Erst durch die Pfändungsurkunde 
erfährt er, dass die infolge seines Wunsches vorgenommene Pfän- 
dung eine sog. Anschlusspfändung, d. h. eine blosse Pfändungs- 
ergänzung ist. Wenn in einem Amtsbericht zu lesen ist, eine 
Gruppe könne sich erst bilden, wenn Anschlusspfändung verlangt 
wird, so ist dies also zum mindesten nicht korrekt ausgedrückt. 

Die Möglichkeit der Teilnahme an einer von dritter Seite 
veranlassten Pfändung ist den in Art. 111 B.G. genannten Per- 
sonen — natürlich nur sofern ihre Ansprüche berechtigte sind — 
sozusagen ausnahmslos sicher ; nicht so den übrigen Gläubigern. 
Es liegt in der Natur der Verhältnisse, dass jene, resp. ihre Ver- 
treter, meist sofort Kenntnis von der Pfändung erhalten; insbe- 
sondere wird dies bei der Ehefrau und den Kindern der Fall 
sein, denn Schuldner und Gläubiger wohnen gewöhnlich unter 
demselben Dache und es kann die Pfändung nicht verborgen 
bleiben. Immerhin ist auch bei solchen Verhältnissen der Mangel 
jeder Kenntnis von der Pfändung nicht ausgeschlossen, und es 



führen kann, hat den Zweck, dass man sich, nachdem aUe andern Pfändungs- 
begehren eingelaufen sind, von dem Stande der eingelaufenen Forderungen 
überzeugen und sich dann entscheiden kann, Anschlusspfändung zu verlangen 
oder nicht." (Schulthess a. a. O. p. 57.) — Solothurn kennt bezüglich des Mündel- 
gutes kein Anschlussrecht (vgl. neues Civilgesetzbuch von Solothurn, Art. 94 
und 160). Neuenbürg und Solothurn haben dreissigtägige Anschlussfrist, St. Gallen 
dreissig Tage für Frauengutsforderungen. Sonst besteht überall die Frist von 
vierzig Tagen. — Vgl. dazu oben Anm. 1, p. 31. 
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ist daher von Wert, wenn nach einigen kantonalen Einführungs- 
gesetzen die durch Art. 111 B.G. zur Teilnahme Berechtigten 
und Verpflichteten (ihre Vertreter) amtlich von der erfolgten 
Pfändung Nachricht erhalten.*) Die nach Art. 111 B.G. Be- 
rechtigten haben während der ganzen Frist die Möglichkeit, 
sich anzuschliessen, da sie von dem hemmenden Betreibungs- 
gang befreit sind ; sie haben kein Betreibungs-, sondern bloss das 
Pfändungsbegehren zu stellen. Wird ihre Forderung bestritten, 
so nehmen sie doch provisorisch 2) an der Pfändung teil und 
haben nur während zehn Tagen eine Klage auf Feststellung 
ihres Anspruches zu stellen (Art. 111, al. 3). 

Die Kantone, welche von dem ihnen nach Art. 111 B.G. 
gegebenen Recht Gebrauch gemacht haben, mussten natürlich 
dafür sorgen, dass mit der Intervention das familienrechtliche 
Gütersystem aufgelöst wird und die Ehefrau wie die Kinder 
gleich gewöhnlichen Gläubigern auftreten können. ^) 

Im Gegensatz zu den bevorzugten Personen des Art. 111 
B.G. hängt die Teilnahme der gewöhnlichen Gläubiger an einer 
Pfändung vom Zufall ab, denn nirgends wird die Pfändung 
publiziert ; ja verschiedene Umstände treten dem Bekanntwerden 
der Pfändung in weitern Kreisen hindernd entgegen: der zuerst 
pfändende Gläubiger und diejenigen, welche sich bereits ange- 
schlossen haben, haben ein Interesse daran, dass keine weitern 
Kreditoren teilnehmen, und vor allem wird es dem Schuldner 



1) Z. B. Züricher Einf.-Ges. §§ 41 und 42. Bezüglich der übrigen Kantone 
siehe Kommentar p. 122. — ^) Die provisorische Pfändung unterscheidet sich 
von der definitiven lediglich dadurch, dass der Gläubiger weder die Verwertung 
verlangen kann, noch seinen Anteil am Pfändungserlöse ausbezahlt erhält (vgl. 
Art. 118 und 119 B.G.) — ^) Der Berichterstatter der ständerätlichen Kommission 
(p. 18) gibt den Kantonen den Rat, einer Intervention von dieser Seite überhaupt 
dadurch zuvorzukommen, dass sie das Frauen-, Kinder- und Mündelgut von Anfang 
an sicher stellen. — Wir treten hier nicht näher auf die Vermögensverhältnisse 
ein, welche den in Art. 111 B.G. genannten Forderungen zu Grunde liegen, da 
die Besprechung dieser ganz auf kantonaler Gesetzgebung beruhenden Zustände 
uns allzuweit vom eigentlichen Thema der Gruppenpfändung entfernen würde. 
Es sei hier verwiesen auf die Auslese kantonaler Bestimmungen im Kommentar 
zu Art. 111 B.G. Insbesondere ist nachzusehen Huber a. a. O., Bd. I, p. 237 
bis 392 (eheliches Güterrecht), p. 437—473 (Kindesvermögen), ferner p. 646 fg. 
(Mündelgut). 
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daran gelegen sein, den unangenehmen Besuch des Beireibungs- 
beamten zu verschweigen. ^) Gerade weil das Zusammentreffen 
mehrerer Gläubiger ein zufälliges ist, braucht der Einzelne gar 
nicht zu wissen, dass bereits vor ihm von anderer Seite die 
Pfändung verlangt wurde, und deshalb kann von einem eigent- 
lichen Anschluss nicht die Rede sein. Der Anschluss erfolgt 
auch, ohne dass der Gläubiger, dessen Forderung „angeschlossen" 
wird, weiss, dass bereits für einen andern gepfändet worden ist. 
Es ist deshalb auch nicht nötig, dass der Gläubiger den An- 
schluss begehrt. Es wäre gänzlich verfehlt, würde der Betrei- 
bungsbeamte zur Zeit, da bereits eine Pfändung existent ist, für 
diejenigen Pfändungsbegehrenden, welche nicht ausdrücklich An- 
schluss verlangen, je eine besondere Separatpfändung vornehmen. 
Wir haben hier vor allem den Fall iip Auge, wo vor Ablauf 
der dreissig Tage nach der ersten Pfändung eine weitere verlangt 
wird. Aber auch wenn diese Frist verstrichen ist, fügt sich doch 
eine weitere Pfändung so der ersten an, dass die weitere Pfän- 
dung auf keinen Fall als Gruppe Nummer 1 zu bezeichnen ist, selbst 
nicht, wenn die erste Gruppe — erste Pfändung — aus einem einzi- 
gen Gläubiger besteht. — Die Teilnahme der Ehefrau, derKinder 
und Mündel an einer Pfändung der Vermögensstücke ihres 
Gatten, Vaters oder Vormundes beruht im Gegensatz zur Teilnahme 
der gewöhnlichen Gläubiger nie auf Zufälligkeit ; diese Personen 
dürften auch kaum die ersten sein, welche eine Pfändung be- 
gehren ; erst wenn sie wissen, dass von einem Dritten gepfändet 
wird und grössere Vermögensverluste bevorstehen, werden sie 
sich anschliessen. 

Wenn wirklich sämtliche Gleichberechtigten — d. h. sämt- 
liche Gläubiger fälliger Forderungen — in gerechter, verhältnis- 
mässiger Weise befriedigt werden sollten, so wäre eine Publi- 
kation entsprechend derjenigen der Konkurseröffnung unerläss- 
lich. 2) Man ist aber davon abgekommen, hauptsächlich weil zu 



*) Siehe übrigens Bemerkung 2. — ^) Der Minderheitsentwurf (p. 83) 
meint freilich: „Man mnss sich nicht verhehlen, wenn auch die Pfändungen 
nicht öflfentlich bekannt gemacht werden, so sind sie in Wirklichkeit nicht desto- 
weniger bekannt." Deshalb hat denn auch der Minderheitsentwurf (vgl. Art. 82 
und 86 desselben) vor dem Verkauf der Pfänder eine Bekanntmachung vor- 
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befürchten war, dass aus der Pfändung ein mehr oder weniger 
regelrechtes Konkursverfahren würde *) und weil die Erfahrung 
lehrt, dass ein vielleicht wegen einer unbedeutenden Pfändung 
in die Zeitung gesetzter Schuldner von aller Welt sofort als ein 
moralisch heruntergekommener Mensch angesehen wird und es 
ihm deshalb schwer wird, irgendwo wieder Kredit und weiteres 
Fortkommen zu finden. Das Bundesgesetz hat es also dem Zufall 
überlassen, die Leute zusammenzubringen, welche gleichzeitig 
an einer Pfändung teilnehmen sollen. 

Die Gläubiger des Art. 110 B.G. sind aber namentlich des- 
wegen weit ungünstiger gestellt als jene des Art. 111 E.G., 
weil letztere sofort nach Kenntnis der Pfändung, ohne voraus- 
gehende Betreibung, sich anschliessen können, indessen erstere 
in der Regel zuvor eine Betreibung anzuheben haben, also 
mindestens zwanzig Tage zuwarten müssen. 

Erhält ein gewöhnlicher Gläubiger am Tage der Pfän- 
dung Kenntnis derselben, so hat er keine Zeit zu versäumen, um 
das Betreibungsbegehren zu stellen — es sei denn, dass dies schon 
früher geschah — , damit spätestens am zehnten Tage nach 
erfolgter Pfändung der Zahlungsbefehl gegen den Schuldner 
erlassen wird. Zwanzig Tage darauf, also am letzten Tage der 
dreissigtägigen Frist, kann dann der Gläubiger — vorausgesetzt, 
dass kein Zwischenfall eingetreten ist — seinerseits die Pfändung 
begehren. Demnach hat er im günstigsten Fall kaum zehn 
Tage Zeit, um die Betreibung anzuheben und um noch rechtzeitig 
an der Pfändung teilnehmen zu können. Es darf aber wohl gesagt 
werden, dass dieser Fall öfter nicht eintritt und zwar aus ver- 



gesehen, durch welche sämtliche Gläubiger, welche fällige Forderungen besitzen, 
öffentlich benachrichtigt werden, dass sie ihre Ansprüche binnen zwei Wochen 
behufs der Teilnahme am Erlös der gepfändeten und noch bis zum Betrag der 
angemeldeten, noch weiter zu pfändenden Habe des Schuldners eingeben können. 
(Bundesrätliche Botschaft [p. 9] zu dem bundesrätlichen Entwurf vom 23. Febr. 1886.) 
^) Bemerkung Thurgaus zum Minderheitsentwurf (s. Botschaft des Bundes- 
rates SU seinem Entwurf vom 23. März 1886, p. 18): „Die öflfentliche Aufforderung 
zum Anschluss wird sachlich einer Konkurspublikation annähernd gleichkommen, 
ohne dass dem gedrängten Schuldner die Vorteile einer konkursamtlichen Liqui- 
dation zukommen, so dass denselben in den meisten Fällen nichts Anderes übrig 
bleiben wird, als selbst das Konkursbegehren zu stellen." 
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schiedenen Gründen. Der Gläubiger erhält, wie bereits erwähnt, 
keine offizielle Kenntnis von der Pfändung. Wenn er auch noch 
zufällig auf dieselbe aufmerksam gemacht wird, können die 
zehn Tage, innerhalb welcher das Betreibungsbegehren zu stellen 
ist, bereits verflossen sein, und gesetzt, der Gläubiger reiche 
sein Begehren auch rechtzeitig ein, so vermag doch der vom 
Schuldner erhobene Rechtsvorschlag den Gang der Betreibung 
in der Regel zu hemmen, so dass es dem Gläubiger erst nach 
Ablauf der dreissigtägigen Frist möglich . wird, Pfändung zu 
verlangen, und damit ist er um sein gutes Recht der Teilnahme 
an der ersten Pfändung gebracht. Ein charakterloser Schuldner 
wird es in der Hand haben, wider besseres Wissen durch Rechts- 
vorschlag einen Gläubiger, der erst während der zehn Tage nach 
erfolgter Pfändung die Betreibung anhebt, hinzuhalten und 
schwer zu schädigen, es sei denn, dass es sich um Forderungen 
handelt, für welche Rechtsöffnung erhältlich ist. 

In eingehender Weise bespricht die Botschaft des Bundes- 
rates vom 7. Dezember 1888 dieses Verhältnis*)^): „Bei dem 
von den eidgenössischen Räten eingeführten System der An- 
schlusspfändung kommt es ganz vorzüglich darauf an, bei Zeiten 
an die Reihe zu kommen ; denn so oft Gläubiger von einer 
Pfändung Wind bekommen, werden sie sich beeilen, sich die 
Teilnahme an derselben zu sichern, so dass diejenigen, die später 
kommen, Gefahr laufen, nichts Pfändbares mehr vorzufinden. 
Ist ihre Forderung nicht liquid, so mag es am Platze sein, dass 
sie sich gedulden; denn der Grundgedanke der Pfändung ist 
nun einmal „einer nach dem andern" und dieser Grundsatz 
duldet zu Gunsten derjenigen, welche noch nicht bereit sind, 
keine Einschränkung. Diejenigen dagegen, deren Forderungen 
liquid und durch einen vollstreckbaren Titel oder eine sonstige 
beweiskräftige Urkunde erwiesen sind, verdienen billigerweise 
Schutz gegen den bösen Willen eines Schuldners, der ohne 
triftigen Grund, um sie zu ärgern oder um Zeit zu gewinnen, 
Rechtsvorschlag erhebt. 

Diesen Schutz zu gewähren, ist der Zweck des von der 
Kommission eingeführten summarischen Rechtsöflfnungsver- 



*) A. a. O. p. 10 und 11. — 2) Siehe auch Schulthess, Rechtsfreund, § 34. 
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fahrens. Summarisch muss dieses Verfahren sein, um in fünf 
Tagen sich abwickeln zu können und dem Gläubiger zu ermög- 
lichen, in der dreissigtägigen Frist einer andern Pfändung sich 
anzuschliessen ; ist es aber summarisch, d. h. sind gewisse Beweis- 
mittel ausgeschlossen, so kann es unmöglich endgültig sein, da 
sonst der Betriebene in seinem Verteidigungsrecht ungebührlich 
geschmälert wäre; dem Betriebenen muss vielmehr unbedingt 
vorbehalten bleiben, die RechtsöfTnung dadurch unwirksam zu 
machen, dass er seinerseits als Kläger auftritt. Dabei sind zwei 
Fälle zu unterscheiden : 

Ist die Rechtsöffnung auf Grund eines vollstreckbaren Ur- 
teils erlangt worden, so gebührt ihr von vorneherein exekutorische 
Kraft, und der Schuldner, der es unternehmen will, seine Nicht- 
schuld geltend zu machen, kann dies erst thun, nachdem er 
bezahlt *) hat. 

Wenn dagegen die Rechtsöffnung auf den blossen Vorweis 
einer sonstigen rechtskräftigen Urkunde bewilligt wurde, soll es 
dem Betriebenen gestattet sein, die Zwangsvollstreckung selbst 
zu hemmen. Das Gesetz gestattet ihm zu diesem Behufe, sofort 
nach der Rechtsöffnung oder in den nächstfolgenden zehn Tagen 
Klage auf Aberkennung der Forderung zu erheben. Macht er 
von diesem Rechte Gebrauch, so hat die gegen ihn erkannte 
Rechtsöffnung nur provisorischen Charakter ; der Gläubiger kann 
zwar gleichwohl ein Pfändungsbegehren stellen, allein die Pfän- 
dung ist ebenfalls nur eine provisorische. 

Jeder Gläubiger, der eine Schuldurkunde besitzt, kann 
binnen fünf Tagen die Beseitigung des Rechtsvorschlages er- 
langen ; wenn er daher die Betreibung in den ersten fünf Tagen 
nach einer Pfändung begehrt, so kann er sicher sein, an derselben 
teilzunehmen, und ein Rechtsvorschlag des Schuldners kann ihm 
nichts anhaben." — 

Wird die Pfändung am Tage vor den Betreibungsferien 
vollzogen, so ist es für den Berechtigten, der noch nicht betrieben 
hat, unmöglich, an der Pfändung teilzunehmen, denn der Pristen- 



1) Nach Art. 82 B.G. auch nachdem gestundet worden ist oder Verjährung 
eingetreten ist; denn es handelt sich hier überhaupt um Einwendungen des 
Schuldners, welche die Schuldanerkennung entkräften. 
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lauf von dreissig Tagen wird durch die Betreibungsferien nicht 
unterbrochen, wohl aber kann während der fünfzehn Perientage 
(Art. 56, Ziffer 3) keine Betreibung angehoben werden. Wenn 
der Gläubiger auch sofort nach Ablauf der Betreibungsferien 
das Betreibüngsbegehren stellt, so muss er wenigstens noch 
zwanzig Tage mit dem Pfändungsbegehren zuwarten; mit andern 
Worten : der Gläubiger wird im günstigsten Pall erst fünf Tage 
nach der dreissigtägigen Prist das Pfändungsbegehren stellen 
können, also fünf Tage zu spät, um an der ersten Gruppe teil- 
zunehmen. — 

Wir haben von der Regel gesprochen ; ausnahmsweise kann 
auch einer der unter die Kategorie des Art. 110 B.G. fallenden 
Gläubiger sofort ohne vorgängige Betreibung teilnehmen, 
wenn er nämlich nach Art. 149 B.G. einen Verlustschein infolge Be- 
treibung auf Pfändung aus der Zeit der jüngst vergangenen 
sechs Monate, oder nach Art. 158 B.G. einen Pfandausfallschein *) 
infolge Betreibung auf Pfand Verwertung aus der Zeit des ver- 
gau^^enen Monats vorweist. ^) — 

Teilnahmeberechtigt an der ersten Pfändung ausser den 
bereits genannten Kreditoren ist auch nach Art. 281 B.G. der 
Arrestgläubiger, wenn die Gegenstände, auf welche Arrest ge- 
legt war, gepfändet werden. Der Arrestgläubiger nimmt in 
diesem Pall von Gesetzes wegen an der Pfändung teil. Der Be- 
treibungsbeamte hat ohne besonderes Begehren die pro- 
visorische Pfändung vorzunehmen.^) — 

Das Vorzugsrecht der Ehefrauen, Kinder und Mündel ist 
ein durchaus gerechtfertigtes, denn das Verhältnis, in welchem 
diese Personen zum Schuldner stehen, ist derart, dass die obli- 
gatorischen Beziehungen, bezw. deren Realisierung, mehr auf 



^) Ein Pfandausfallschein wird ausgestellt, wenn die Verwertung des 
Pfandes wegen ungenügenden Angebotes nicht stattfinden konnte oder der Erlös 
dio Forderung nicht gedeckt hat. — ^) Art. 328 hat für diese Betrachtung keine 
Bedeutung mehr. — ^) Dieser Bestimmung liegt die Billigkeitserwägung zu Grunde, 
daös, wer durch seinen Arrest Vermögensgegenstände des Schuldners festhält und 
dfijnit andern Gläubigern die Möglichkeit bietet, die fraglichen Gegenstände zu 
pfilnden, des dadurch geleisteten Dienstes willen füglich beanspruchen darf, 
gleichen Rechtes zu sein mit jenen, denen seine vorsorglichen Schritte zu statten 
gekommen sind. (Archiv, Jahrg. I, No. 25. Rekurs Zingg.) 
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familienrechtlichen Grundlagen und weniger auf der völlig freien 
unbeeinflussten Entschliessung des Gläubigers ruhen. Gerade 
dieses Verhältnis zwischen Kreditor und Debitor legt dem erstem 
die moralische Pflicht auf, sich zu gedulden und zuzuwarten. 
In den meisten Fällen kann das obligatorische Band ordentlicher- 
weise sogar erst mit Aenderung der familienrechtlichen Ver- 
hältnisse gelöst werden. So wird die Forderung der Ehefrau 
im allgemeinen erst mit der Trennung der Ehe fällig. Es ist 
aus solchen Gründen nur billig, wenn diesen Gläubigern nach 
der von dritter Seite erfolgten Pfändung sofort und so lange 
als möglich das Recht des Anschlusses zusteht. Das Anschluss- 
recht nach der Konstruktion des Art. 111 wird, soweit dies eine 
erste Pfändungsgruppe betrifft, praktisch eher durchführbar sein 
als dasjenige des Art. 110 B.G. So entnehmen wir dem Amts- 
bericht einer kantonalen Aufsichtsbehörde, ^) dass die „Anschluss- 
pfandung" am meisten von Ehefrauen benützt wird. „Aber auch 
dann führt die Betreibung naturgemäss nicht zu einer Gesamt- 
liquidation, sondern, wenn nicht zur allmählichen und gänzlichen 
Befriedigung des Gläubigers, so doch zur gütlichen Verständi- 
gung. Im allgemeinen wird das Institut der Gruppenpfän- 
dung überraschend wenig frequentiert; das Gruppenbuch ist 
bei den meisten Betreibungsämtern leer." Wie im Kanton St. Gal- 
len, so steht es auch im grössern Teil der übrigen Schweiz. Die 
Bildung von Pfändungsgruppen ist verhältnismässig selten, ^) ob- 



^) St Gallen, siehe Amtsbericht der Aufsichtsbehörde über Schuldbetreibung 
und Eonkurs, umfassend das Jahr 1892, p. 19. — ^) Es gibt indessen Ausnahmen. 
Insbesondere sind es städtische Betreibungskreise, in denen die Gruppenpfändung 
öfter vorkommt, so Zürich und Basel, auch Bern. Der Betreibungsbeamte 
von Basel-Stadt schreibt uns: ^,Von dem Institut der Anschlusspfändung wird 
ungemein viel Gebrauch gemacht seitens der Gläubiger und seitens der Ehefrau. ** 
Dagegen findet in Genf nur Art. 110 „une application fr^quente". „LWt. 111 
n'est au contraire presque jamais applique.** Ländliche Kreise weisen nur 
selten Gruppenpfändungen auf und zwar gilt dies selbst für solche Distrikte, 
welche bereits früher ein Anschlussrecht kannten. So erklärt der Betreibungs- 
beamte von Delsberg in einer Zuschrift an den Verfasser: „Dans mon arron- 
dissement les cas de participation k une saisie sont relativement rares. Quant 
a la participation de l'art. 111, je n'ai encore vu qu'un seul cas dans ma 
pratique: Demande de participation de la part d'une femme." Wir verweisen 
zur genaueren Kenntnis der Frequenz auf die von uns unten im 
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wohl erfahrungsgeraäss einem säumigen Schuldner meist nicht 
bloss ein einziger, sondern mehrere Gläubiger gegenüberstehen. 
Die relativ geringe Frequenz des Institutes der Gruppenpfän- 
duiig lässt sich zum grossen Teil aus der Nachsicht vieler Gläu- 
biger erklären. Keiner will sofort nach Pälligwerden der Schuld 
als erster den Stein, der den Schuldner möglicherweise ins 
Unglück stösst, ins Rollen bringen, denn es handelt sich ja ge- 
wöhnhch nur um kleinere unversicherte Beträge oder aber um 
grössere, die durch Pfänder oder Bürgen bereits sicher gestellt 
sind. Man lässt den Schuldner noch einige Zeit in Ruhe, hoffend, 
er werde mit der Zeit selbst, aus eigenem Antrieb, seiner Pflicht 
nachkommen. Inzwischen wird von dritter Seite gepfändet, der 
nachsichtige Gläubiger erfährt nichts davon oder erst zu spät 
und hat das Nachsehen, es sei denn, dass er Pfandgläubiger ist. 
Der unduldsame Kreditor wird belohnt, der nachsichtige bestraft. *) 
Vom streng juristischen Standpunkt aus ist dies freilich völlig 
korrekt; doch der billig denkende Mensch muss dies bedauern. 
Ruht nicht das ganze Institut der Gruppenpfändung auf BiUig- 
keitserwägungen ? Es sollte der Jagd nach dem ersten und besten 
Pfände „ein Dämpfer aufgesetzt werden" ; die Gleichberechtigten 
sollten nicht mehr ganz verschiedene Behandlung erfahren. Das 
war die Meinung des Gesetzgebers. Hätte er voraussehen können, 
dass die Gruppenpfändung, wie sie jetzt durch das Bundes- 
gesetz normiert ist, so wenig praktische Erfolge aufweisen würde. 



Anhftug unter II gegebenen statistischen Angaben und auf die 
im Anhang unter III aufgeführten Mitteilungen aus der Praxis. 
^) Vgl. Brüstlein contra Bachmann a. a. O. p. 44 fg.: „Es gibt manche 
Gläubiger, die den Schuldner aus Schonung nicht betreiben. Das Wohlwollen, 
welches sie zu diesem Verhalten bestimmt, gilt aber bloss der Person des Schuld- 
ners und nicht etwa auch seinen Gläubigern. So gut sind denn diese nachsichtigen 
Gläubiger doch nicht, dass sie sich mit ihrer Forderung gedulden, bloss um andern 
Glilubigern Gelegenheit zu geben, desto rücksichtsloser den Schuldner vor ihren 
Augeu auszuplündern. Deshalb wurde schon die Anschlussfrist von 10 auf 30 
Trtge ausgedehnt. Jeder wachsame Gläubiger, der einen liquiden Titel besitzt 
und die Betreibungsregister fleissig nachsieht (oder dem Schuldner zutraut, dass 
ei ihn zeitig benachrichtigen werde), wird damit in die Lage versetzt, Milde mit 
Vorsicht paaren zu können. So lange die übrigen Gläubiger nicht handeln, 
kaTin er ebenfalls stille sitzen, ohne Gefahr zu laufen, dass jemals ein Gläubiger 
ihin die Güter des Schuldners plötzlich vorwegschnappe." 
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wie dies thatsächlich nun der Fall ist, so würde Art. 110 wohl 
wesentlich anders lauten. Die Möglichkeit, an einer Pfändung 
teilzunehmen, ist viel zu beschränkt. Wir haben bereits gezeigt, 
dass der Gläubiger, welcher erst nach erfolgter Pfändung von 
derselben etwas erfährt, im günstigsten Fall nur eine Frist von 
10 Tagen hat, während welcher er seinen Entschluss zur Teil- 
nahme ausführen muss; dass dieser günstigste Fall nur selten 
eintritt, weil dem Gläubiger die Pfändung erst später be- 
kannt wird und weil der Schuldner Rechtsvorschlag erheben 
kann. Nach dem Gesagten ist die Einzelpfändung, wie sie früher 
in der grössern Zahl der Kantone zu Recht bestanden hat und 
wie sie heute noch im deutschen Reich in Geltung ist, der jetzt 
in Kraft bestehenden Gruppenpfändung vorzuziehen. De lege 
ferenda muss die Teilnahmemöglichkeit an einer Pfän- 
dung unbedingt eine grössere sein. Es stehen dabei dem 
Gesetzgeber drei Wege offen: 

Erstens: Die Publikation der Pfändung wäre das ein- 
fachste, doch nicht das beste Mittel, um dem Uebel abzuhelfen. 
So erklärte im Jahre 1876 Seigneux*): „Dans plusieurs Codes de 
procedure, on a recul^ devant cette publicite. Quant ä nous, 
nous estimons qu'elle est juste et indispensable. Du moment oü 
Ton reconnait le droit d'intervention des creanciers, et qu'on 
veut les mettre sur le pied d'6galite le plus etendu possible, la 
publicite est n^cessaire pour leur permettre d'exercer ce droit. — 

— La commiseration envers le debiteur ne doit pas avoir 

pour effet de nuire aux creanciers, en ne leur permettant pas 
d'intervenir et en creant une cause de privil6ge en faveur du 
saisissant." 

Aus bekannten Gründen^) hat der schweizerische Gesetz- 
geber die Publikation abgelehnt. Auch wir können uns mit 
derselben nicht befreunden und vermögen keineswegs wie Seig 
neux zwischen der publizierten Pfändung mit Anschlussrecht 
und dem Konkurs einen grossen Unterschied zu erkennen. Es ist 
unrichtig, wenn Seigneux meint, nur der Konkurs sei eine Strafe 
und nur der Konkurs würde die Bedingungen der Kreditgewährung 
ändern^) ; es ist dies auch bei der publizierten Pfändung der Fall.^) 

^) Seigneux a. a. O. p. 47 fg. — 2) Vgl. oben p. 66 u. 67. — ^) Seigneux 
a. a. O. p. 36. — *) Oberer, Referat a. a. 0. p. 26: Offenbar ist die Publikation der 
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Z w e i t e n s : Ein anderer Weg, welcher zur Besserung des 
gegenwärtigen Zustandes eingeschlagen werden kann, führt unter 
Beibehaltung der sonstigen bisherigen Bestimmungen zur Ver- 
längerung der Frist von dreissig Tagen auf zwei Monate. ^) Natür- 
hch muss dann die Frist des Art. 111 B.G. ebenfalls entsprechend 
verlängert werden auf zwei Monate oder auf zwei Monate und 
zehn Tage. Damit der Erstpfändende nicht viel länger auf Be- 
friedigung warten muss als dies nach dem gegenwärtigen Gesetz 
der Fall ist, könnte der Verwertungstermin auf eine kürzere 
Zeit nach Ablauf der Teilnahmefrist fortgesetzt werden. 

Drittens: Die dreissigtägige Frist für die Gläubiger fälliger 
Forderungen bleibt bestehen, aber in dem Sinne, dass während 
dieser ganzen Zeit, auch sofort nach dem ersten Pfändungsakt, 
also ohne vorgehende Betreibung, dem Inhaber einer fälligen For- 
derung die Möglichkeit gegeben ist, wenigstens provisorisch 
teilzunehmen, so dass für ihn eine provisorische Pfändungs- 
ergänzung vorgenommen wird. Der Gläubiger ist dann in ähn- 
licher Stellung wie die Ehefrau nach Art. 111 B.G., falls ihr An- 
spruch bestritten wird, oder wie der Arrestgläubiger, der zur Zeit 
des Pfändungsvollzuges die Betreibung noch nicht angehoben 
hat. ^) Schon der Minderheitsentwurf ermöglicht den sofortigen 
Anschluss eines jeden Gläubigers, der eine fällige Forderung gel- 
tend macht, und „alles Rechtsvorschlages ungeachtet wird zu 
seinen Gunsten zur wirklichen Pfändung geschritten ; doch findet die 
Versteigerung der gepfändeten Gegenstände nur provisorisch auf 
den Betrag der unwidersprochenen Forderung statt." ^) 

Saisie, wie der Minderbeitsentwurf sie vorsieht, thatsächlicb eine Konkurs- 
eröffnung, aber nur eine partielle zu Gunsten eines Teiles der Gläubiger, und 
so führt dieses Verfahren gerade den für den Schuldner empfindlichstenNach- 
teil des Konkurses, die kreditvernicbtende und auch die ruhige Kreditoren 
aufrüttelnde Publikation herbei, ohne den wichtigsten Vorzug desselben, die 
gerechte und gleichmässige Behandlung aller Gläubiger, zu erreichen. — In 
gleichem Sinne spricht sich aus Grivet f Bundesgesetz betreffend die Schuld- 
betreibung. Bern 1882) p. 47. 

1) Schon zur Zeit der Gesetzesberatungen (im Januar 1887) verlangte der 
Vorstand des schweizerischen Grütlivereins in einer Petition Ausdehnung der 
Frist auf mindestens zwei Monate mit der Begründung, eine kürzere Frist wäre 
zu kurz, „um den Wettlauf der Gläubiger abzuschwächen und entfernteren Kre- 
ditoren ihre Rechte zu wahren". — 2) Vgl. Art. 278 B.G. bis 281 B.G. — ») Siehe 
Minderheitsentwurf, Motive p. 91. 
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Wir möchten uns für diesen dritten Weg entscheiden, doch 
mit Verlängerung der Frist auf vierzig Tage. Der Schuldner hat es 
dann nicht mehr in der Hand, durch einen missbräuchlichen 
Rechtsvorschlag einen Gläubiger vom rechtzeitigen Eintritt in 
die Gruppe abzuhalten. Es wäre dies eine Annäherung an das 
in Frankreich geltende System, da nach dortigem Rechte eben- 
falls erst nach der Teilnahmeerklärung über allfällig bestrittene 
Forderungen abgeurteilt wird. 

Die Erleichterung der Gruppenbildung bedeutet freilich eine 
grössere Benachteiligung der trotz derselben nicht zur Teilnahme 
gelangenden Gläubiger. Der Schuldner kann nun weit eher 
durch eine einzige Gruppe ausgepfändet werden und den Kredi- 
toren, die sich dieser Gruppe nicht anschliessen konnten, wird die 
Möglichkeit einer Befriedigung in weite Ferne gerückt. Es ist 
leicht denkbar, dass von zwei Gläubigern, welche zeitig Kenntnis 
von der Pfändung erhalten haben und deren Forderungen nur 
wenige Tage nacheinander fällig werden, der eine fast völlig 
befriedigt wird, indes sich der andere auf lange Zeit hinaus ver- 
trösten lassen muss. Diese Möglichkeit ist aber auch unter dem 
gegenwärtigen Gesetz, freiUch nicht in gleichem Masse, gegeben, 
ja sie ist beim System der Einzelpfändung nicht ausgeschlossen. ^) 
In dieser Beziehung hat der Konkurs seine Vorzüge : auch noch 
nicht fällige Forderungen erhalten verhältnismässigen Anteil. 
So lange wir am Pfändungssystem festhalten, gibt es gegen die 
genannte Gefahr kaum eine Remedur. 

Das einzige Mittel bestände allenfalls in der Zulassung 
auch der noch nicht fälligen Forderungen.^) Dies würde aber 
den Uebergang zum regelrechten Konkurs bedeuten, denn die 



^) Oltramare a. a. O. p. 77 spricht sein Bedauern aus, dass dies durch B.G. 
nicht geschieht: „On arrive ä, cette cons^quence que si les saisies anterieures, ou' 
meme la premi^re, ont absorb^, ce qui arrivera souvent, la totalite des biens saisis- 
sables, les creanciers en retard, et quelque soit le motif de ce retard, perdent toute 
action utile sur les biens de leur debiteur. Cette consdquence des disposi- 
tions de laloi estcertainementfücheuse, car la duree relativement courte 
du delai d'un mois am^nera forceinent des retards fort pr^judiciables & des crean- 
ciers de tr^s boune foi que les circoustances seules auront pu empecher d'etro 
aussi diligents que les autres, plus heureux ou mieux avertis.** — ^) S. darüber 
unten p. 77 einen Vorschlag de lege ferenda. 
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Nicht-Publikation könnte nicht mehr beibehalten werden, da 
dadurch die Inhaber fälliger Forderungen gegenüber den übrigen, 
doch weniger berechtigten Gläubigern in ganz bedeutenden Nach- 
teil kommen könnten; deshalb hat der Minderheitsentwurf ^) Kon- 
kurs vorgesehen für den Fall, dass der Gläubiger darthut, „dass 
der Schuldner zahlungsunfähig und durch längeres Zuwarten 
seine Forderung gefährdet sei. Der Gläubiger, dessen Forderung 
nicht fällig ist und der nicht auf dem Wege der Pfändung vor- 
gehen kann, soll in diesem Fall zugelassen w^erden, den Konkurs 
herbeizuführen, wenn andere Gläubiger gepfändet haben." 

In ähnlicher Weise hat der Entwurf der Expertenkommis- 
sion^) (Dezember 1882) die Frage gelöst: „Ergibt die Pfändung 
oder die Liquidation der gepfändeten Vermögensstücke, dass der 
Schuldner überschuldet ist, so kann jeder Gläubiger, auch wenn 
seine Forderung noch nicht fällig wäre, bei dem Betreibungs- 
beamten die Einstellung des Pfändungsverfahrens und die Liqui- 
dation des gesamten Vermögens verlangen, es sei denn, dass die 
Gläubiger, welche zwar gepfändet, aber die Betreibung noch 
nicht zu Ende geführt haben, sich bereit erklären, ihn zur Teil- 
nahme am Pfändungserlös zuzulassen." ^) 

Keiner der von den beiden Entwürfen dargebotenen Lösungen 
ist zuzustimmen, da ein solches Vorgehen zugleich ein Verlassen 
des Pfändungsprinzips bedeuten würde. Wir können es auch 
nicht in das Ermessen eines einzelnen Gläubigers, dessen Forde- 
rung noch nicht einmal klagbar ist, legen, über einen Schuldner 
den Konkurs heraufzubeschwören. Handelt es sich um einen 
kleinen Betrag, so ist es nicht der Mühe wert, Konkurseröffnung 
eintreten zu lassen; steht aber eine grössere Forderung in Frage, 
so hätte sich der Gläubiger wohl von vorneherein etwas näher 
nach den finanziellen Verhältnissen des Schuldners erkundigen 
sollen. Warum liess er sich nicht ein Pfand geben ? ^) Es ist 
also seine eigene Schuld, wenn ein solcher Kreditor nichts er- 
hält. ^) Der veröffentlichte Konkurs bringt den Schuldner zu 
allem andern Unglück völlig um seinen Kredit, und deshalb 
wird es ihm weniger möglich sein, die trotz des Konkurses Unbe- 

*) § 182 unter 2. — 2) Art. 77. — ^) Vgl. Oberer, Referat a. a. O. p. 26 fg. 
— ^) Das Gesagte gilt wenigstens von den Kontraktsobligationeu. — ^) Vgl. 
Grenier a. a. O. p. 75. ■— Grivet a a. 0. p. 7. 
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friedigten später zu befriedigen. Die nicht publizierte Pfändung 
ist weniger kreditraubend; der Schuldner wird sich eher wieder 
aufrichten können und, wenn auch verspätet, die in der Pfän- 
dung nicht gedeckten Kreditoren befriedigen. — 

Anders geartet ist folgender Fall : Bald nach Abschluss 
eines Pfändungsverfahrens, das den Schuldner um sein Hab und 
Gut brachte, bricht aus irgend einem Grunde Konkurs über ihn 
aus. Der Schuldner hat inzwischen neues Vermögen erworben. 
Es macht sich nun eine bedauernswerte faktische Bevorzugung 
jener Gläubiger geltend, welche bereits aus der Pfändung teil- 
weise Befriedigung erhielten, im Gegensatz zu denjenigen, welche 
schon zur Zeit der Pfändung Kreditoren waren, jedoch keinen 
Anspruch auf den Pfändungserlös hatten. Die erstem haben kurz 
vor der Konkurseröffnung den Schuldner ausgepfändet und sollen 
nun für den noch ungedeckten Betrag schon wieder verhältnis- 
mässigen Anteil an der Konkursmasse haben. Die in zweiter 
Linie genannten Gläubiger erhalten also weniger, als wenn der 
Konkurs einzig mögliches Exekutionsmittel wäre. Das Verhältnis 
erscheint insbesondere dann unbillig, wenn der Konkursgrund 
bereits vor Schluss des Pf ändungs Verfahrens vorhanden war, 
aber erst später geltend gemacht werden konnte. Die Ungültig- 
keitserklärung der in einer bestimmten Zeit vor Konkurseröffnung 
erfolgten Pfändungen würde allerdings Abhülfe schaffen. Nach 
von uns bereits entwickelten Gründen, wie auch wegen der 
Schwierigkeit der praktischen Durchführung, wird aber ein solches 
Mittel nicht angewendet werden dürfen. — 

Sollte bei einer künftigen. Revision des B.G. die Zulassung 
der noch nicht fälligen Forderungen beliebt werden, so könnte 
unserer Ansicht nach ohne erhebliche Verletzung der Interessen 
der besser Berechtigten folgender Weg eingeschlagen werden : 
Der Inhaber einer noch nicht fäUigen Forderung soll eine Pfän- 
dung nicht veranlassen können, wohl aber ist er anschluss- 
berechtigt. Er soll jedoch nur provisorisch an einer Gruppe 
teilnehmen, und so lange der ursprünglich angesetzte Fällig- 
keitstermin noch nicht eingetreten ist, hat er kein Recht, die 
Verwertung der gepfändeten Stücke zu verlangen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt soll er auch nur der letzten der bestehenden Gruppen 
angehören. — 
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Die Gruppenbildung. 
Die einzelne Gruppe. 

Ein erstes Pfändungsbegehren veranlasst den Betreibungs- 
beamten zur Pfändung so vieler Vermögensstücke als es zur 
Deckung des einzutreibenden Betrages nötig erscheint.*) Ueber 
die Pfändung wird ein genaues Protokoll, die Pfändungsurkunde, 
aufgenommen.^) Es können folgende Fälle eintreten: 

Der Betreibungsbeamte findet an pfändbarem Vermögen: 

1. gar nichts,^) 

2. zu wenig, ^) 

3. gerade hinreichend genug, oder 

4. mehr als erforderlich ist, um den Gläubiger 
zu decken. 

Die Gläubiger, welche zur Zeit der dreissig-, resp. vierzig- 
tägigen Frist an einer Pfändung teilnehmen,^) bilden eine Gruppe. 
Dieser Anschluss veranlasst, falls die bereits gepfändeten Ver- 
mögensstücke nicht ebenfalls zur Deckung der beigetretenen Gläu- 
biger genügen, die Pfändung weiterer Stücke sofern solche vorhan- 
den sind : die Pfändung wird ergänzt. Wir haben keine neue Pfän- 
dung, sondern bloss eine Pfändungsergänzung.*) Die einzelnen 
Pfünduugsergänzungen werden mit dem ersten Pfändungsakt 
zusammen vom Gesetz als eine einzige Pfändung behandelt,"^) 
an welcher die teilnehmenden Gläubiger relativ gleiche Rechte 
haben j so dass sämtliche während der Anschlussfrist gepfändeten 



') Art. 97, al. 2 B.G. - 2) Art. 112 B.G. — 3) Art. 115, al. 1 B.G. -- -*) Art. 
115, al. 2 B.G. — ^) Vgl. oben p. 59 fg. — ^) Art. 114 B.G. : „Die Teilnahme neuer 
Gläubiger an einer Pfändung und die Ergänzungen derselben werden auf der 
PfKndungsurkunde nachgetragen. — Der Gläubiger, welcher als Teilnehmer hinzu- 
tritt, ürhült eine Abschrift der ganzen Pfandungsurkunde, die andern Gläubiger 
und d&T Schuldner erhalten je eine Abschrift des Nachtrags.** — '') Es scheint 
ims desüiüb der Ausdruck „Pfändungsergänzung** zutreffender zu sein als der ge- 
wöliülicih gebrauchte „Ergänzungspfändung**; vgl. Z.B.Anweisung des Obergerichts 
des Kantons Zürich zum eidg. Betreibungs- und Konkursgesetz vom 16. Januar 1894, 
§ tl5, d. 3. 



V 
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Vermögensstücke eine einheitliche Vermögensmasse bilden, wie 
das infolge Konkurseröffnung mit Beschlag belegte schuldnerische 
Vermögen eine einzige Masse bildet, aus welcher sämtliche be- 
rechtigten Gläubiger — hier die Gruppenteilnehmer — verhält- 
nismässige Befriedigung erhalten.') Das Verfahren innerhalb 
der einmal abgeschlossenen Gruppe entspricht, sofern die Kredi- 
toren nicht völlig befriedigt werden können, im Grossen und 
Ganzen dem Verfahren nach eröffnetem Konkurs. 

Anschluss an eine gänzlich erfolglose Pfändung (sub 1) 
ist unmöglich, ebenso an eine solche, die aus irgend einem 
Grunde (z. B. Zahlung) weggefallen ist, bevor ein weiterer 
Gläubiger das Pfändungsbegehren stellt.^) 

Beim Vorhandensein der sub 2 und 3 genannten Fälle 
wird eine relativ günstige Aussicht des Erstpfändenden immer mehr 
beeinträchtigt, je mehr weitere Kreditoren sich anschliessen.®) 
Gerade in solchen Fällen wird sich daher ein Gläubiger gerne 
zum voraus zu einer gütlichen Verständigung mit dem Schuld- 
ner herbeilassen. 

War für den Erstpfändenden der vierte Fall gegeben, so 
haben wir wieder verschiedene Möglichkeiten zu unterscheiden : 

a) Es ist nicht ausgeschlossen, dass die bereits gepfändeten 
Gegenstände auch zur Deckung weiterer sich anschliessender 
Gläubiger genügen.*) Dies wird namentlich bei gepfändeten 
Liegenschaften der Fall sein. Es können nämlich schon für 
den Erstpfändenden in Ermangelung anderer pfändbarer Gegen- 
stände auch Vermögensstücke gepfändet werden, die für sich 
allein den Wert der Betreibungssumme übersteigen. Dabei wird 
nicht nur der entsprechende ideelle Teil, sondern das ganze 
Vermögensstück gepfändet.^) 



1) Vgl. B.G. Art. 114 al. 1, 116 al. 2, 140 al. 2, 146 al. 1, 149 al. 1 
Archiv, Jahrg. II 1893, No. 103. — Vgl. ferner Züricher Anweisung § 111. — 
— 2) Vgl. Züricher Anweisung § 117. — 3) a. gl. O. § 114: „Geht innerhalb 
der Teilnahmefrist ein weiteres Pfändungsbegehren ein, so ist stets eine 
Gruppe zu bilden, gleichviel, ob der erste Gläubiger gedeckt sei oder nicht 
und ob im erstem Falle für die weitern Gläubiger noch genügend andere 
Gegenstände vorhanden wären oder nicht. Kine separate Pfändung zu Gun- 
sten der weitern Gläubiger darf niemals vorgenommen werden." — *) Vgl. 
Züricher Anweisung § 115, al. 1 und 2. — ^) Kommentar Anm. 1 zu Art. 97 B.G. 
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b) Es müssen weitere Gegenstände gepfändet werden; 
doch kann aus dem Gesamterlös der Pfändungsstücke trotz des 
Zutrittes eines neuen Kreditors die ganze Gruppe befriedigt 
werden.') 

c) Der Anschluss weiterer Gläubiger beeinträchtigt die 
günstigen Aussichten der bisherigen Teilnehmer so, dass die 
Gruppe in den dritten, meist aber in den zweiten Fall versetzt 
wird, (Siehe sub 3 und 2.) 

Die Möglichkeit einer günstigeren Gestaltung des Ver- 
hältnisses bis zur Verteilung des Pfändungserlöses ist damit aber 
keineswegs ausgeschlossen, sei es nun, dass in der Folgezeit 
weitere Gegenstände aufgefunden und für diese Gruppe gepfän- 
det werden, oder sei es, dass aus irgend einem Grunde (z. B. 
Verzicht, infolge eines Prozesses u. s. f.) ein Gläubiger aus der 
Gruppe austritt. Umgekehrt können, wie wir weiter unten 
zeigen werden, die Aussichten einer Gruppe auch nach Ablauf 
der Teilnahmefrist ungünstigere werden, insbesondere weil Dritte 
an gepfändeten Objekten ihre Ansprüche erfolgreich geltend 
machen. 

Nicht pfändbar sind die in Art. 92 B.G. überhaupt als un- 
pfändbar bezeichneten Gegenstände. 

Aus Art. 98 al. 4 B.G. geht hervor, dass auch solche 
Sachen gepfändet werden können, an denen Dritte ein Pfand- 
recht besitzen. Dieselben dürfen aber nur zur Verwertung ge- 
langen, wenn der Pfandgläubiger aus dem Erlös befriedigt wer- 
den kann.^) Der aus der Verwertung sich ergebende Ueberschuss 
kommt dann den Pfändungsgläubigern zu. Unbeschadet des abso- 
luten Rechtes des Pfandgläubigers, aus dem Erlös des Pfandgegen- 
standes in erster Linie befriedigt zu werden, erfolgt die Ver- 
steigerung desselben auch ohne Wissen und Willen des Pfand- 
gläubigers, sobald ein Ueberschuss zu erwarten ist. Es wäre 
aber trotz dieser gesetzlich vorgeschriebenen Teilnahme am 
Steigerungserlös unrichtig, wollte man dem Pfandgläubiger eben- 
falls ein Anschlussrecht zuschreiben. Er partizipiert auch nicht 
für einen allfällig ungedeckten Betrag am Erlös der übrigen 
gepfändeten Gegenstände.^) 

1) Vgl. Züricher Anweisung § 116, al. 3. — ^) Art. 126 B.G. in Verbindung 
mit Art. 156 B.G. — ^) Vgl. übereinstimmend Züricher Anweisung p. 105, Anm. 2. 
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Art. 114 B.G. schreibt vor: 

„Die Teilnahme neuer Gläubiger an einer Pfändung und 
die Ergänzung derselben werden auf der Pfändungsurkunde nach- 
getragen. — Der Gläubiger, welcher als Teilnehmer hinzutritt, 
erhält eine Abschrift der ganzen Pfändungsurkunde, die andern 
Gläubiger und der Schuldner erhalten je eine Abschrift des 
Nachtrages." 

Dazu gibt das bundesrätliche Reglement über. die Formu- 
lare und Register vom 18. Dezember 1891 unter Ziffer 12 die 
ergänzende Erklärung, dass die frühern Gläubiger erst nach Ab- 
lauf der Teilnamefrist eine Abschrift des Nachtrages erhalten. 
Um den Betreibungsbeamten zu entlasten, ist die Praxis sogar 
geneigt, die Pfändungsurkunde überhaupt erst am Schlüsse der 
genannten Frist dem pfändenden Gläubiger zuzustellen.^)^ Im 
Kanton Bern sollen die Betreibungsbeamten bereits allgemein in 
dieser Weise vorgehen. Dort wird sich aber der früher Pfändung 
begehrende Gläubiger mit Recht beschweren können, weil ihm 
durch eine solche dem Gesetz zuwiderlaufende Praxis die Kon- 
trolle darüber, ob die Pfändung rechtzeitig erfolgte, genommen 
wird. Der betreibende Kreditor wird nach Empfang der Pfändungs- 
urkunde hie und da in der Lage sein, dem Beamten noch weitere 
pfändbare Vermögensstücke des Schuldners anzugeben; erhält 



^) Wir entnehmen darüber dem 62. Rechenschaftsbericht des Ober- 
gerichtes an den Eantonsrat des Kantons Zürich über das Jahr 1892, p. 183, 
folgende Notizen: ,,Vor allem wurde es als ein Uebelstand bezeichnet, dass 
schon bei der ersten Pfändung dem Gläubiger eine Abschrift der Pfän- 
dungsurkunde zugestellt werden muss. Denn dies hat nicht nur zur Folge, 
dass der Gläubiger die Pfändungsurkunde meist in verschiedenen Stücken 
erhält, sondern bewirkt auch bei Eigentums- und Pfand ansprachen allerlei 
Komplikationen mit Rücksicht auf die Fristansetzung im Sinne des Art. 106, 
al. 2 B.G., sowie Ungerechtigkeiten im Kostenbezug. Es wurde daher der 
Wunsch ausgesprochen, dass erst nach Ablauf der Teilnahmefrist eine dann 
vollständige Pfändungsurkunde sämtlichen Gläubigern gleichzeitig zugestellt 
und ihnen hierauf jene Frist angesetzt werde, und zwar, statt durch die bisherigen 
viele unnützen Schreibereien und Kosten verursachenden besondern Anzeigen, 
durch eine blosse gedruckte Notiz in der Pfändungsurkunde. Weiter schien es 
dem Obergericht empfehlenswert, die Zustellung einer Abschrift der Pfändungs- 
urkunde für den Gläubiger, welcher gegenwärtig hierauf verzichten kann, mit 
Rücksicht auf Eigentums- und Pfandansprachen Dritter obligatorisch zu machen. ** 

6 
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Pf nun aber das Verzeichnis der mit Beschlag belegten Objekte 
2. B. zwanzig Tage später als nach gesetzlicher Vorschrift, so 
koiTimt dem Debitor diese Zeit sehr gelegen, um noch Vorhan- 
denes beiseite zu schaffen. Das gerügte Verfahren ist auch 
dazu angethan, dass der Betreibungsbeamte die erste Pfändung 
so lange als möglich hinausschiebt. Eine solche Praxis ist völlig 
unstatthaft. — 

Sämtliche Kosten, welche durch die zu Gunsten einer 
Gruppe vorgenommenen Pfändungsakte veranlasst werden, sind 
von den Gruppenteilnehmern im Verhältnis ihrer Forderungen 
vorzuschiessen. ^) Nach dem Wortlaut des Gesetzes müsste bei 
jedem einzelnen Pfändungsakt die Vorschussleistung von selten 
eines jeden der beteiligten Gläubiger stattfinden, so dass der 
Erstpfändende jedesmal beim Hinzutritt eines neuen Genossen 
ein neues Scherflein dem Betreibungsamte übergeben müsste. 
Für die Praxis ist ein solches Verfahren zu kompliziert und weil 
sich die auf den einzelnen Gruppenteilnehmer entfallende Kosten- 
quote erst nach'Abschluss der Gruppenfrist feststellen lässt, ver- 
ordnet die zürcherische Anweisung, dass erst nach diesem Zeit- 
punkt die Kosten einer Pfändung und zwar für alle Gruppen- 
gläubiger gleichzeitig liquidiert werden.^) — Bei Gläubigern, die 
selbst auf schwachen Füssen stehen, wird es doch angezeigt sein, 
insbeäondere wenn die Pfändung keinen grossen Erfolg ver- 
spricht, sofortigen Kostenvorschuss zu verlangen. 

Das Verhältnis mehrerer Gruppen zu einander. 

„Gläubiger, deren Pfändungsbegehren erst nach Ablauf der 
dreissigtägigen Frist einlaufen, bilden in derselben Weise weitere 
Gruppen mit gesonderter Pfändung." (Art. 110 al. 2 B.G.). Da 
sämtliche zu Gunsten einer Gruppe vorgenommenen Pfändungs- 
akte zusammen eine Pfändung bilden, so stimmt die Zahl der 
Pfändungen mit der Gruppenzahl überein. 



^) Siehe Art. 68 B.G. : „Der Schuldner trägt die Betreibungskosten; sie 
sind vom Gläubiger vorzuschiessen." — ^) Vgl. Züricher Anweisung § 293. — 
Vgl. auüh den 62. Kechenschaftsbericht des Obergerichtes an den Kantonsrat des 
Kantone Zürich über das Jahr 1892, p. 184. 
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Der Bestand der einzelnen Gruppe kann ein sehr verschie- 
dener sein: die Gruppe besteht aus einem oder mehreren Teil- 
nehmern. Wir haben bereits zu zeigen versucht, wie wenig zweck- 
mässig die Idee des Anschlussrechtes weiterer Gläubiger vom Ge- 
setz durchgeführt worden ist, so dass in der Praxis eine erste Gruppe 
meist nur aus einem einzigen Gläubiger besteht. Doch ist die Stel- 
lung dieses Einzelnen gegenüber einer weitern sich anschliessen- 
den Gruppe — bestehe sie nun ebenfalls bloss aus einem oder 
aber aus mehreren Kreditoren — völlig entsprechend der Stellung 
einer Gruppe, die aus mehreren Teilnehmern zusammengesetzt ist. 

Wir sind vielfach der Ansicht begegnet, dass ein einzelner 
Gläubiger niemals eine Gruppe bilden könne. Es ist diese Auf- 
fassung total falsch. Man hat sich durch die gewöhnliche Be- 
deutung von „Gruppe" als Inbegriff einer Mehrheit irre führen 
lassen. Man darf sich hier nicht an ein blosses Wort klammern; 
hätten wir ein passendes einfaches Wort für den Begriff, der 
sämtliche Gruppen — die „Einergruppen" und die übrigen 
Gruppen — umfasst, so würden wir dasselbe sofort gebrauchen ; 
es würde dadurch die Erkenntnis des Gesetzes wesentlich erleich- 
tert. Es kann der erstpfändende Gläubiger ganz gut für sich 
allein die erste Gruppe bilden, vorausgesetzt, dass sich zwar 
während der ersten dreissig Tage keine weitern Gläubiger an- 
schliessen, wohl aber später, zur Zeit da die erste Pfändung noch 
besteht, eine zweite Pfändung vollzogen wird, sei es nun in einem 
einzigen Akt auf Begehren eines einzigen Kreditors, oder aber in 
mehreren Akten auf Verlangen mehrerer. Es ist auch die Möglich- 
keit nicht ausgeschlossen, dass zwei von mehreren Gruppen bloss 
je aus einem einzigen Kreditor bestehen. Nehmen wir z. B. an, 
verschiedene dazu Berechtigte hätten zu verschiedenen Zeit- 
punkten Pfändung begehrt, und zwar: 

il am 1. Februar, B am 4. März, C am 5. März, D am 
9. März, E am 25. April. 

Wenn sämtliche Gruppen am 25. April (resp. am Tage da 
die letzte Pfändung vollzogen wurde) coexistent sind, so haben 
wir folgende Zusammensetzung : 

Die erste Gruppe besteht aus A — Einergruppe ; die zweite 
aus B, C und D — Gruppe mit mehreren Genossen ; und die dritte 
aus E — Einergruppe. 
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Nach zürcherischer Praxis *) wird eine Einergruppe über- 
haupt nicht als Gruppe betrachtet, sondern in die Rubrik „Einzel- 
j)fändung" registriert. ^) Daher wird natürUch auch eine Einer- 
gruppe nicht ins Gruppenbuch eingetragen, und aus diesem 
Grunde geben auch die den Gruppenbüchern entnommenen 
stati^^tischen Erhebungen des Jahres 1893 keine zuverlässige 
x'Xuskunft über die wirkliche Zahl der Gruppen. 

In diesem Zusammenhang müssen wir auch eine Notiz 
besprechen, die uns im Amtsbericht des aargauischen Ober- 
gerichtes für die Jahre 1891 und 1892 aufgefallen ist. Es heisst 
dort auf Seite 45 : „Es ist irrig, wenn ein Betreibungsbeamter 
meint, er müsse jede Pfändung in das Gruppenbuch eintragen. 
Eine Pfändung ist eben erst dann in das Gruppenbuch zu 
schreiben, wenn eine Anschlusspfändung verlangt wird, weil 
sich überhaupt erst dann eine Gruppe bilden kann." Es ist dies 
nicht ganz richtig. Jede Pfändung muss ins Gruppenbuch 
eingetragen werden, sofern die Pfändung für eine Gruppe 
erfolgt, und eine Gruppe wird freilich stets gebildet, wenn er- 
folgreich sog. „Anschlusspfändung" bewirkt worden ist; eine 
Gruppe kann aber auch existieren, ohne dass ein Anschluss 
(^ Teilnahme eines weitern Gläubigers an einer Pfändung) erfolgte. 
Nehmen wir an, einem ersten habe sich im Verlaufe von dreis- 
sig Tagen kein zweiter Pfändungsgläubiger angeschlossen; 
sobald nun später — gleichgültig wann, immerhin aber zur Zeit 
da die erste Pfändung noch besteht — auch nur für einen einzigen 
Kreditor neuerdings gepfändet wird, so bildet der erste Kreditor 
die prste Gruppe, obwohl bezüglich des zweiten Gläubigers, resp. 
mehrerer in zweiter Gruppe stehender Gläubiger, von einem 
eigentlichen Anschluss (im Sinne von Fusion) nicht die Rede 
sein kann, denn die erste Pfändung ist mit dem dreissigsten, 
resp. vierzigsten Tage abgeschlossen ; wer nachher kommt, er- 
wirkt nicht eine Pfändungsergänzung für die erste Gruppe, 
sondern er veranlasst eine neue, selbständige Pfändung. 



S( 



1) Nach übereinstimmenden Mitteilungen der Herren Oberrichter Wolf und 
Btadtnmtnann Schurter. — ^) Die bei den Zürchern beliebte Unterscheidang 
ziyißühen „ Einzel pfUndung" und „Gruppenpfändung" halten wir für unglücklich, 
tirul iwüT gerade wegen der Möglichkeit von Einer-Gruppen. 
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Die erfolgreiche Bildung einer weitern Gruppe ist in der 
Regel nur denkbar, wenn für die erste Gruppe der vierte Fall 
(s. oben pag. 78 fg.) gegeben ist, wenn also noch nicht alle pfänd- 
baren Vermögensstücke des Schuldners gepfändet sind. Hat der 
Betreibungsbeamte bereits für die erste Gruppe alle Gegenstände 
gepfändet, wird die Verwertung derselben aber voraussichtlich 
einen Mehrerlös ergeben, so kann eine neue Gruppe die nämlichen 
Vermögensstücke neuerdings pfänden. *) Vorsichtiger weise ver- 
langt die Züricher Anweisung, § 116, dass bereits gepfändete 
Gegenstände auch dann nochmals gepfändet werden sollen, wenn 
nach der Schätzung kein Mehrerlös über die vorhergehende Pfän- 
dung in Aussicht ist. Ja, wenn auch keine solche Vorschrift be- 
steht, muss der Betreibungsbeamte einem bezüglichen Begehren 
eines Gläubigers nachkommen, „denn die frühern Gruppengläu- 
biger können ja infolge unvorhergesehener Umstände ganz oder 
teilweise ohne Inanspruchnahme der Pfändungsgegenstände 
wegfallen, sei es durch Verzicht oder aus andern Gründen". 2) 

Wenn der Erlös der zur Befriedigung einer Gruppe ge- 
pfändeten Gegenstände nicht ausreicht, so wird die Pfändung 
unverzüglich aus eigener Initiative des Betreibungsbeamten er- 
gänzt. Es kann dabei aber nur „unbeschadet der Rechte in- 
zwischen erfolgter Pfändungen" gepfändet werden.^) Diese 
nachträgliche Pfändungsergänzung, veranlasst durch Unzuläng- 
lichkeit des Erlöses, unterscheidet sich nur unwesentlich von 
derjenigen, welche infolge Zutritts eines neuen Kreditors vor- 
genommen werden muss. Ein solches nachträgliches Pfänden 
ist ebenfalls keine für sich abgeschlossene Pfändung, es bildet 
vielmehr auch nur einen Teil der zu Gunsten sämtlicher 
Gruppengläubiger vorgenommenen Pfändung. — 

Eine Pfändungsergänzung eigentümlicher Art ist diejenige, 
welche durch den Anschluss von Ehefrauen, Kindern, 
Mündeln und Verbeiständeten in der Zeit der ver- 
längerten Teilnahmefrist, zwischen dem dreissigsten Und 
vierzigsten Tage nach Stellung des ersten Pfändungsbegehrens, 

*) Art. 110, al. 3 B.G. Natürlich nur „soweit, als der Erlös nicht deu 
Gläabigern, für welche die vorgehende Pfändung stattgefunden hat, auszurichten 
sein wird." — 2) Vgl. Archiv, Jahrg. II, No. 53. — ^) Art. 145 B.G. 
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veranlasst wird. Hat sich zur Zeit, da eine solche Person das 
Pfändungsbegehren in der bezeichneten Zeit stellt, bereits eine 
weitor*i Pfändungsgruppe gebildet , so wird eine Pfändungs- 
ergäiizung, die bloss auf das noch ungepfändete Vermögen greifen 
kann, unter Umständen nicht mehr hinreichende Deckung ge- 
wahren oder aber sogar völlig ausgeschlossen sein. Darf dann 
das vun einer weitern Gruppe bereits gepfändete Vermögen noch 
nachträglich für die erste Gruppe in Anspruch genommen werden? 
Es können daraua schwierige Konflikte entstehen, weshalb wir 
auf dieses Verhältnis näher eingehen wollen. 

Zunächst sprechen wir von der anschlussbegehrenden Frau 
für die Forderung aus dem nicht- privilegierten Teil ihres 
zugebrachten Frauengutes. ^) 

Schliesst sich eine Ehefrau in der dreissigtägigen Frist 
oder auch erst später zu einer Zeit, da sich aber noch keine 
weitere Gruppe zu bilden begonnen hat, an die erste Gruppe 
an, so entstehen keine schwierigen Fragen. Die Frau erfährt 
eben gleiche Behandlung wie jeder andere Teilnahmeberechtigte; 
die übrigen Gruppenteilnehmer werden in ihren Hoffnungen nicht 
meh r beeinträchtigt als wenn ein gewöhnlicher Kreditor innerhalb 
der dreissigtägigen Frist sich anschliesst. Ohne Schwierigkeit 
wird auch der Beitritt der Ehefrau erfolgen, wenn zwar bereits 
eine weitere Gruppe entstanden ist, aber die infolge der Pfän- 
diuigsergänzung gepfändeten Stücke die Frauenforderung zu 
docken vermögen. Anders verhält es sich jedoch, wenn bei 
Existenz einer zweiten Gruppe eine Pfändungsergänzung ent- 
weder gar nicht oder nur in unzureichendem Masse möglich ist. 
Die Teilnehmer der ersten Gruppe werden nun in ungünstigere Lage 
kommen, als wenn die Frau sich früher — innerhalb der dreissig- 
tägigen Frist — angeschlossen hätte, da ja zu dieser Zeit die Bil- 
dung einer neuen Gruppe noch nicht möglich war und die jetzt 
von der zweiten Gruppe in Anspruch genommenen Gegenstände 



L 



*) Die Forderungen der Kinder und Mündel aus dem elterlichen und vor- 
mundseliaftlichen Verhältnis, sowie ein bestimmter Teil der Forderungen der 
Ehefrflii gemessen ausser dem Anschlussrecht noch eine ganz besondere Aus- 
uahme- und Vorzugsstellung (vgl. Art. 146, al. 2 und 219 B.G.). lieber den An- 
flcb^ujis dieser Forderungen siehe unten p. 89 fg. Es kennen übrigens nicht alle 
Kantoue ein Vorzugsrecht der Frau. Vgl. darüber Kommentar p. 305 sub h. 
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noch für die erste Gruppe hätten gepfändet werden können. 
Die für die zweite ' Gruppe gepfändeten Vermögensstücke dürfen 
nach der herrschenden Praxis auf Grund von Art. 110, al. 3 B.G. 
nicht mehr zur vorzugsweisen Befriedigung der ersten Gruppe 
in Anspruch genommen werden.*) 

Wenn wir das Gesetz streng grammatisch interpretieren^ so 
müssen sich in diesem Fall die ursprünglichen Teilnehmer eine 
durch Beitritt der Ehefrau veranlasste Verkürzung gefallen lassen, 
ohne die zweite Gruppe in Mitleidenschaft ziehen zu können, ja 
selbst dann, wenn'^sie infolge des Anschlusses der Ehefrau in ein 
ungünstigeres Verhältnis zur Pfändungsmasse zu stehen kommen 
als die Teilnehmer der spätem Gruppe. Die Entstehung eines 
solchen Missverhältnisses lässt sich sehr leicht denken: 

Bereits erscheinen zwei Gläubigergruppen durch die Pfän- 
dung aller pfändbaren Vermögensobjekte gedeckt; da entschliesst 
sich die Frau z. B. am neununddreissigsten Tage der ersten 
Gruppe beizutreten, weil nach erfolgtem Anschluss in dieser 
Gruppe ein grösserer Verhältnisteil zu erwarten ist. Die Teil- 
nehmer der ersten Gruppe werden infolgedessen für weniger als 
100 Vo der Forderung befriedigt, indessen die zweite Gruppe 
völlige Deckung beibehält. 

Ein Zahlenbeispiel möge dies verdeutlichen: 
Pfändbares und gepfändetes Vermögen = Fr. 2400. 
Dieses verteilt sich 'auf die I. Gruppe. IL Gruppe. 

Fr. 2400, Fr. 1800. 

Es wird betrieben für Forderun- 
gen im Betrage von Fr. 2400, Fr. 1800. 
Also ist die Befriedigungsquote 100 7o, 100 V»- 

Schliesst sich nun jeder der beiden Gruppen ein Gläubiger 
(Ehefrau) mit einer Forderung von Fr. 600 an, so reduziert sich 
die Befriedigungsquote: 

I. Gruppe. IL Gruppe. 

2400 : (2400 + 600) = 80 7o ; 1800 : (1800 + 600) = 75 «/o. 



*) Art. 110, al. 3 B.G. : „Bereits gepfändete Vermögensstücke können 
neuerdings gepfändet werden, jedoch nur soweit, als deren Erlös nicht den 
Gläubigern, für welche die vorgehende Pfändung stattgefunden hat, auszurichten 
sein wird." 
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Die Ehefrau wird sich selbstverständlich derjenigen Gruppe 
anschliessen, wo ihr mehr Prozente in Aussicht stehen. Sie tritt 
der ersten Gruppe bei. Dann erhalten wir folgendes Verhältnis : 
2400 : (2400 + 600) = 80 7o ; 1800 : 1800 = 100 Vo. 

Der Gesetzgeber hat an die Möglichkeit eines solchen Falles 
gar nicht gedacht.^) Wie ist er in der Praxis, wie de lege ferenda 
zu lösen ? Wir geben gerne zu, dass wir uns zur leichtern Ver- 
anschaulichung eines Beispiels bedient haben, das in der Praxis 
kaum vorkommen wird. Die Ungerechtigkeit gegenüber den in 
den ersten dreissig Tagen zusammengetretenen Kreditoren bleibt 
aber auch dann bestehen, wenn nach Hinzutritt der Ehefrau zur 
ersten Gruppe der Teilnehmer dieser Gruppe überhaupt mehr Pro- 
zente erlangt als ein Teilnehmer der zweiten Gruppe. Das Un- 
gerechte liegt eben darin, dass die erste Gruppe in eine ganz an- 
dere, weit ungünstigere Lage versetzt wird, wenn die Frau erst 
nach dem dreissigsten Tage sich anzuschliessen erklärt. Hält man 
an den beiden Sätzen fest, dass die bereits von einer weitern 
Gruppe gepfändeten Stücke nicht mehr von der frühern in Beschlag 
genommen werden können und dass die Ehefrau das Recht hat^ 
während zehn Tagen nach der allgemeinen dreissigtägigen Frist 
den Anschluss zur ersten Pfändung zu begehren, so wird der 
Betreibungsbeamte vorkommenden Falls diesen Zustand beklagen, 
ihn aber nicht ändern können. Im Sinne des Gesetzgebers liegt 
aber diese Lösung sicherlich nicht und de* lege ferenda kann 
ein solcher Konflikt nur dadurch vermieden werden, dass der 
Ehefrau ebenfalls die gleiche Frist zur Teilnahme eingeräumt 
wird wie den nach Art. 110 berechtigten Gläubigern. Nur sollte 
dann für die ganze Schweiz von Gesetzes wegen dafür gesorgt 
sein, dass die Frau stets sofort von der durch Dritte veranlassten 
Pfändung des Vermögens ihres Eheherrn in Kenntnis gesetzt 
wird, damit sie sich noch zeitig zum Anschluss an die erste 



^) £s erklärt sich dies wohl daraus, dass Art. 111 B.G. erst in einem 
späteren Beratangsstadiam als Art. 110 B.G. aufgenommen und deshalb auf die 
Wechselbeziehungen der beiden Artikel, insbesondere auf die Einflüsse der ver- 
längerten Frist wenig Rücksicht genommen wurde. — Wenn auch dem einzelnen 
Gläubiger für den ungedeckten Betrag der Anschluss an die zweite Gruppe offen 
steht, so wird er doch nicht solche Befriedigung erhalten, wie wenn die Frau vor 
dem dreissigsten Tage der ersten Gruppe beigetreten wäre. S. darüber unten p. 95. 
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Gruppe melden kann. ^) ^) — Eine weitere Lösung des Konfliktes 
lässt sich sofort geben, wenn wir das für die zweite Gruppe 
gepfändete Vermögen nachträglich noch für die erste Gruppe 
in Anspruch nehmen. Da dieser Fall indessen in die gleiche 
Kategorie wie die sofort zu besprechenden Fälle gehört, so sei 
dafür auf das Folgende verwiesen. 

Die grössten Konflikte werden entstehen, wenn die durch 
Art. 111 B.G. zum Anschluss berechtigten Vorzugsforde- 
rungen erst in den letzten Tagen der vierzigtägigen Frist zur 
Aufnahme in die erste Gruppe angemeldet werden, denn diese 
Forderungen müssen in erster Linie völlig gedeckt sein, bevor 
den übrigen Forderungen verhältnismässiger Anteil zusteht. Es 
sind dies die Forderungen von Personen, deren Vermögen kraft 
Vormundschaft oder elterlicher Gewalt dem Gemeinschuldner 
anvertraut war, für alles, was derselbe in dieser Eigenschaft 
schuldig geworden ist, sowie die Forderungen der Ehefrau, 
soweit diese den privilegierten Teil ihres Frauengutes betreffen. 

Auf einfache Weise wird auch hier von jedem Betreibungs- 
beamten die Anschlussfrage entschieden werden können, wenn 
keine weitere Gruppe sich gebildet hat oder wenn bei Vor- 
handensein einer zweiten Gruppe doch durch eine gewöhn- 
liche Pfändungsergänzung die den Anschluss begehrende Person 
völlig gedeckt wird. Zu Konflikt geben vielmehr ebenfalls jene 
Fälle Anlass, in denen eine solche Pfändungsergänzung ganz 
oder doch wenigstens zum Teil erfolglos ist. Da es sich hier 
meist um grössere Beträge handelt, wird die Beeinträchtigung 
der gewöhnlichen Gruppengläubiger eine sehr weitgehende sein, 
so dass das Unrecht, das sie erfahren, sofort jedem in die Augen 
fallen muss. Es ist hier nicht ausgeschlossen, dass die Frau sämt- 
liches Vermögen, das von den innerhalb der dreissigtägigen Frist 
sich anschliessenden Gläubigern gepfändet worden ist, ausschliess- 



*) Im Kanton Zürich ist dies bereits der Fall. Vgl. Einf.-Ges. § 41. — 
2) Wenn der von uns angeführte Fall kaum je in der Praxis vorkommen dürfte, 
so erklärt sich dies eben daraus, dass bereits unter der Herrschaft des gegen- 
virärtigen Gesetzes die Ehefrau, wenn sie sich anschliesst, dies so schnell als 
möglich thut, nicht erst nach dem dreissigsten Tage. Die Gleichstellung der 
durch Art. 111 Berechtigten mit den übrigen Kreditoren wird deshalb de lege 
ferenda bezüglich der Frist auf keine Schwierigkeiten stossen. 
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lieh für ihre privilegierte Forderung in Anspruch nimmt, so dass 
jene, welche die ersten auf dem Platze waren, leer ausgehen, 
indes die Teilnehmer der zweiten Gruppe noch ordentliche Be- 
friedigung erhalten. ^) 

Wir möchten folgende Lösung vorschlagen: Vermögens- 
stücke, auf welche die zweite Gruppe gegriffen hat, sollen primär 
nur zu Gunsten dieser Gruppe gepfändet gelten vorbehalt- 
lich der Rechte der m öglicherweise nachträglich 
zur ersten Gruppe hinzukommenden Vorzugs berech- 
tigten des Art. 111 B.G. Mit andern Worten: Meldet z. B. 
der Vertreter eines Mündels am vierzigsten Tage eine Forde- 
rung aus dem Vormundschaftsverhältnis zum Anschluss an die 
erste Gruppe an, so soll der Betreibungsbeamte eine Pfändungs- 
ergänzung vornehmen. Diese dürfte sich zunächst nur auf das 
noch nicht gepfändete Vermögen des Schuldners erstrecken; 
würde dieses jedoch zur Deckung nicht ausreichen, so hätte der 
Betreibungsbeamte zu Gunsten der neuangemeldeten Forderung 
neuerdings auf die bereits für die zweite Gruppe gepfändeten 
Vermögensstücke zu greifen und zwar soweit, bis volle Deckung 
gesichert ist, resp. sämtliche von der zweiten Gruppe gepfändeten 
Stücke in Anspruch genommen werden müssen. Die zeitlich 
zuerst erfolgte Pfändung zu Gunsten der zweiten Gruppe bliebe 
dann neben der neuen Pfändungsergänzung zu Gunsten der 
ersten Gruppe bestehen ; aber die Teilnehmer der zweiten Gruppe 
hätten nur sekundären Anspruch auf Befriedigung, d. h. nur 
Anspruch auf eventuellen Mehrerlös. 

Diese Lösung scheint uns die beste zu sein. Es werden 
die vom Gesetz der ersten Gruppe gewährleisteten Rechte nicht 
beeinträchtigt und auch die Lage der Teilnehmer der zweiten 
Gruppe ist keine ungünstigere als wenn die vorzugsberechtigte 
Person sich schon in den ersten dreissig Tagen zum Anschluss 
entschlossen hätte. Die zeitUch früher erfolgte Pfändung zu 
Gunsten der zweiten Gruppe wird neben der für die erste 
Gruppe vorgenommenen Pfändungsergänzung fortbestehen, so 
dass es den Gläubigern der zweiten Gruppe möglich ist, falls 
die Teilnehmer der ersten zögern, umerhalb bestimmter Frist das 



^) Siebe jedoch unten p. 95. 
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Verwertungsbegehren zu stellen und damit auch die erste Gruppe 
zur Reaüsierung ihrer Ansprüche zu zwingen, um entweder — 
wie dies meist der Fall sein wird — völlige Sicherheit zu er- 
halten, dass für die zweite Gruppe kein Mehrerlös übrig bleibt, 
oder um — ausnahmsweise — an einem solchen partizipieren 
zu können. 

Diese von uns versuchte Lösung lässt sich ganz gut mit 
dem Wortlaut des Gesetzes in Einklang bringen. Es schreibt 
nämlich Art. 110, al. 3 B.G. vor: „Bereits gepfändete Ver- 
mögensstücke können neuerdings gepfändet werden, jedoch nur 
soweit, als deren Erlös nicht den Gläubigern, für welche die 
vorgehende Pfändung stattgefunden hat, auszurichten sein wird." 
Der Ausdnick „vorgehende Pfändung" ist hier jedenfalls im 
Sinne eines zeitlich vorgehenden Pfändungsaktes, der zu Gunsten 
einer andern Pfändungsgruppe erfolgte, zu verstehen. So wären 
z. B. die zu Gunsten der zweiten Gruppe vom einunddreissigsten 
bis fünfunddreissigsten Tage vorgenommenen Pfändungsakte 
der Zeit nach vorgehend einer Pfändungsergänzung, welche am 
sechsunddreissigsten Tage auf Veranlassung einer der in Art. 111 
B.G. genannten vorzugsberechtigten Personen vorgenommen wird. 
Wir sagen nun : trotz der spätem Geltendmachung des Teilnahme- 
rechtes an die erste Gruppe ist die erste Gruppe im gegebenen 
Fall doch zur primären Befriedigung auch aus dem Erlös der 
zum zweiten Mal gepfändeten Vermögensstücke berechtigt, denn 
es verstösst gegen die Intention des Gesetzes, wenn die erste 
Gruppe der nachfolgenden gegenüber in Nachteil kommt. Der 
Erlös wird also nicht den Kreditoren, für welche die zeitlich 
vorgehende Pfändung stattgefunden hat, auszurichten sein, also 
nicht der zweiten Gruppe, sondern der ersten Gruppe. 

Der vorgeschlagene Weg ist nicht gerade ein glücklicher 
zu nennen ; die Teilnehmer der zweiten Gruppe werden sich 
verkürzt fühlen. Hülfe wird eben nur de lege ferenda möglich 
sein : erst die Ansetzung einer gleichen Frist für den privilegierten 
wie den nicht privilegierten Gläubiger wird den Uebelstand 
heben. ^) 



') DasB die Aufstellung einer ausserordentlichen neben einer ordentlichen 
Frist in der Praxis wirklich schon auf Schwierigkeiten gestossen ist, beweist uns 
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Es scheint uns die Lösung, welche wir versucht haben, 
am ehesten dem Willen des Gesetzgebers zu entsprechen. Hätte 
er den von uns angeführten Fall vorausgesehen, so würde er 
gewiss durch genauere Gesetzesbestimmung einer Benachteiligung 
der ersten Gruppe gegenüber der zweiten infolge der verlängerten 
Ti^llnahmefrist für Ehefrauen, Kinder und Mündel begegnet sein. 
Wir gestehen gerne zu, dass die von uns versuchte Lösung 
lediglich aus dem Bedürfnis entstanden ist, dem Willen des 
Gesetzgebers und der Billigkeit Rechnung zu tragen. Die meisten 
werden uns wohl vor\verfen, die gegebene Interpretation lasse 
da^ Gesetz nicht zu. Diese mögen die bezeichnete Lösung als 
eine solche de lege ferenda ansehen. ^) Wir können ihren Vor- 
wurf begreifen, da das Gesetz an verschiedenen Stellen darauf 
hinweist, dass die zu Gunsten einer Gruppe gepfändeten Ver- 
nitJgensstücke bleibend zur primären Befriedigung der betreffenden 
Gruppe gepfändet sein sollen, falls sie zuerst pfänden Hess; 
also auch selbst wenn eine zeitlich vorgehende Gruppe in un- 
günstigerem Verhältnis Befriedigung erhält. Art. 110, al. 2 B.G. 
erklärt die Pfändung einer weitern Gruppe für eine gesonderte 
Pfändung; ferner hat nach Art. 145 B.G., wenn der Erlös den 
Betrag der Forderungen nicht deckt, das Betreibungsamt „un- 
beschadet der Rechte inzwischen erfolgter Pfändungen" eine 
Pfändungsergänzung vorzunehmen. Es bemerkt deshalb auch 
der Kommentar in Anm. 2 zu Art. 145 : „Der Erlös aus einem 
gt pfändeten Gegenstande fällt in erster Linie derjenigen Pfän- 
dungsgruppe zu, in deren Pfändungsurkunde derselbe zuerst 
erwähnt wurde." 

Man kann die Frage auf werfen, ob die Kreditoren, welchen 
die ausserordentliche Teilnahmefrist gewährt ist und die nun 
na^.'h dem dreissigsten Tage den Anschluss erklären, nicht be- 
rechtigt sind, sich den beiden ersten Gruppen anzuschliessen, 



auch die Thatsache, dass jetzt schon — Juni/ Juli 1894 — im zürcherischen Kantons- 
rate von Herrn a. Oberrichter Wolf, einigen Notaren und Geraeindammännern 
Bin Antrag auf Ansetzung einer gleichen Frist für die nach Art. 111 und 
Art. 110 B.G. Berechtigten gestellt wird. Für sämtliche Gläubiger soll in Zu- 
kunft die dreissigtägige Frist gelten. 

^) Jedoch nur für den Fall, dass die in erster Linie vorgeschlagene Lösung 
— gleiche Frist für sämtliche Kreditoren — abgelehnt wird. 
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sei es für den ganzen Betrag ihrer Forderung, oder in der 
zweiten Gruppe nur für den in der ersten Gruppe nicht ge- 
deckten Restbetrag. Wir haben eine solche Lösung der Dinge 
bisher nicht berücksichtigt, weil wir sie für unpraktisch und 
dem Gesetze zuwiderlaufend ansehen. Die Verlängerung der 
Teilnahraefrist um zehn Tage wurde lediglich gestattet, damit 
die Berechtigten sich erst zu erklären brauchen, nachdem die 
Frist für gewöhnliche Gläubiger abgelaufen, der definitive Ge- 
samtbetrag der in der betreffenden Pfändungsgruppe vereinigten 
Forderungen somit bekannt ist ; ^) nicht aber, damit die bevor- 
zugten Gläubiger die Möglichkeit haben, sich zugleich zwei 
Gruppen anzuschliessen. An eine solche Möglichkeit hat der 
Gesetzgeber gar nicht 'gedacht ; hätte er die möglichen Konflikte 
voraussehen können, so hätte er von vorneherein keine Aus- 
nahmefrist geschaffen. — 

Wie wir bereits gezeigt haben, hat die mangelhafte Nor- 
mierung des Institutes der Gruppenpfändung verschiedene be- 
dauernswerte Uebelstände zur Folge. Bei näherem Zusehen 
vermehren sich dieselben noch in ganz bedenklicher Weise. 

Wohl zu unterscheiden von der Pfändungsergänzung ist 
der Vorgang, dem die Anweisung des zürcherischen Obergerichtes 
den Namen „Nachpfändung" gegeben hat. ^) Jede Pfändung, 
welche erfolgt, weil früher einmal eine Pfändung resultatlos 
geblieben war oder aber nicht zu voller Befriedigung führen 
wird resp. geführt hat, wird Nachpfändung genannt. Meist 
wird dies eine selbständige Pfändung sein ; möglicherweise wird 
sie aber — z. B. nach § 225 der Anweisung — in der Form einer 
Pfändungsergänzung vorgenommen. Wir halten den Ausdruck 
„Nachpfändung" als terminus technicus für eine unglückliche 
Bezeichnung, die nur Verwirrung in die so wie so nicht ein- 
fachen Verhältnisse bringen kann. Der Redaktor der zürcherischen 
Anweisung hat diesen Ausdruck freilich aufgenommen, um 



•) Kommentar, Anmerkang 1 zu Art. 111 B.G. — 2) Die verschiedenen 
Entwürfe des B.G. gebrauclien die Wörter Nachpfändang und Ergänzungspfändung 
promiscue, ohne dem erstem Ausdruck den speziellen Sinn beizulegen wie die 
zürcherische Anweisung. 
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das Gesetz dem zürcherischen Beamten verständlicher zu 
machen ; denn schon nach dem früheren zürch. Gesetz betr. die 
Schuldbetreibung vom 29. Oktober 1871 hatte ein entspre- 
chendes Verfahren diesen Namen. ^) 

Nach Art. 88 B.G. kann der Gläubiger innerhalb Jahres- 
frist, gerechnet vom zwanzigsten Tage seit Zustellung des 
Ziililungsbefehls an — vorausgesetzt natürUch, dass weder 
Recht »Vorschlag noch Befriedigung erfolgte — das Pfändungs- 
Imgehren stellen. Die zürcherische Anweisung geht nun in § 223 
von der richtigen Ansicht aus, diese Bestimmung berechtige, das 
Pfän<Umgsbegehren in dieser Zeit auch wiederholt vorzubringeil, 
ohne vorher neuerdings betrieben zu haben, d. h. die (Nach-) 
Pftlndung nachträglich entdec*kter Vermögens- 
stücke zu verlangen, falls der Kreditor durch eine früher^ 
Pfändung nicht gedeckt worden ist; sei es nun 
aj dass sich nicht genügend pfändbare Gegenstände vorfanden 

oder 
h) dass die eingeschriebenen Gegenstände mit oder ohne Ver- 

£>chulden des Betriebenen ganz oder teilweise untergegangen 

t>der aus der Pfändung gefallen sind. 
Wir haben dabei drei Fälle zu unterscheiden: 

1. Die Nachpfändung wird begehrt zur Zeit, da die Teil- 
nahinefrist für die Gruppe, an welcher der Nachpfändungsbegeh- 
ren(W zuerst teil genommen hat, noch nicht abgelaufen ist. Die 
Nachpfändung ist hier blosse Pfändungsergänzung, welche 
allen Gruppengläubigern zu Gute kommt. 2) 

2. Die Nachpfändung wird nach dieser Frist verlangt und 
zwar a) während der Teilnahmefrist für weitere Gruppen, die sich 
an jene frühere Gruppe ^nschliessen, so dass der die Nachpfän- 
ilnng verlangende Kreditor nun gleichzeitig Teilnehmer zweier 
verschiedener Gruppen sein wird^), die gegen den nämlichen 



1) Die dem Titel „Nachpfändung" untergeordneten §§67 und 68 jenes 
GeEietzes sind in § 223 der zürcherischen Anweisung fast wörtlich kopiert. So 
sut'kt man in den einzelnen Kantonen das neue B.G. der früheren kantonalen 
PraxU anzupassen! — ^) Vgl. Züricher Anweisung § 225. — ^) Theoretisch ist 
freilieh die Teilnahme an noch mehr Gruppen nicht ausgeschlossen; in der 
Praxis dürfte dieser Fall aber kaum eintreten. 
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Debitor vorgehen ; oder b) in einer spätem Zeit, immerhin aber 
noch binnen Jahresfrist, bildet sich wieder eine erste Gruppe, 
nachdem das frühere Pfändungsbegehren bereits mit Verteilung 
der Gelder abgeschlossen ist. Der in jener frühern Pfändung 
zu kurz gekommene Gläubiger schliesst sich der neuen Pfändung 
an oder er gibt eventuell selbst die Initiative zu einer solchen 
dadurch, dass er Nachpfändung begehrt. Es liegt hier eine 
völlig von der früheren verschiedene Pfändung vor. 

Der erste und der letztgenannte Fall geben zu keinen wei- 
tern Fragen Anlass, wohl aber das unter 2 a) angeführte Ver- 
hältnis. Es ist bereits darauf hingewiesen worden, dass die zu 
Gunsten einer Gruppe erfolgte Pfändung nicht durch eine andere 
Pfändung beeinträchtigt werden darf. Das schliesst aber keines- 
wegs aus, dass der durch eine frühere Pfändung nicht völlig 
gedeckte Gläubiger für den noch ungedeckt gebliebenen Betrag 
sich einer spätem Gruppe anschliessen kann. Er ist dann bei 
beiden Gruppen Teilnehmer. Dieser Fall wird z. B. eintreten, 
wenn die Ehefrau erst gegen Ende der vierzigtägigen Frist in die 
erste Gruppe eintritt, indes bereits eine zweite Gruppe die von der 
ersten Pfändung unberührt gebliebenen Gegenstände gepfändet hat. 
Die bedrängten Teilnehmer der ersten Gruppe werden dann ein- 
zeln für den ungedeckt gebliebenen Betrag Anschluss begehren 
und damit zugleich in zwei Gruppen Befriedigung suchen. *) 

^) Sehliessen sich in dem oben auf p. 87 gegebenen Fall alle Genossen der 
L Chmppe — die hinzugekommene Ehefrau inbegriffen — für den ungedeckt ge- 
bliebenen Betrag von Fr. 600 der zweiten Gruppe an, so ergibt sich folgendes 
Verhältnis: I. Gruppe: 2400: (2400 + 600) = 80 »/o. 

Auf die gewöhnlichen Gläubiger entfallen Fr. 1920 (ungedeckter Betrag = Fr. 480) 

Auf die Ehefrau entfallen Fr. 48 (ungedeckter Betrag = Fr. 120) 

Summa Fr. 2400 (ungedeckter Betrag = Fr. 600) 
II. Gruppe: 1800 : (1800 + 600) = 76 »/o. 
Auf die zuerst bei der zweiten Gruppe angemeldete Forderungssumme von 
Fr. 1800 entfallen Fr. 1350 auf die in der ersten Gruppe un- 

gedeckt gebliebenen 
Fr. 480 der gewöhnlichen Gläubiger Fr. 360 und auf die ungedeckt gebliebenen 
Fr. 120 der Ehefrau Fr. 90 

(Fr. 2400) Summa Fr. 1800. 

Die Ehefrau erhält also total Fr. ( 480+ 90) = Fr. 570 statt Fr. 600 
und die übrigen Genossen der I. Gruppe Fr. (1920 + 360) = Fr. 2280 statt Fr. 2400. 
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Wenn der Wert der für die zweite Gruppe gepfändeten 
Stücke die Summe der für diese Pfändung angemeldeten For- 
derungen übersteigt, so ist auch die Möglichkeit gegeben, dass 
nachträglich für die erste Gruppe eine Pfändungsergänzung — 
also ein Pfändungsakt zu Gunsten aller Teilnehmer der ersten 
Gruppe — vorgenommen wird, welche in der Pfändung der von 
der zweiten Gruppe mit Beschlag belegten Sachen in Bezug auf 
ihren Mehrerlös besteht. Es ist im einzelnen Fall zu entschei- 
don, welche Folgen ein aus der ersten Gruppe gestelltes er- 
neuertes Pfändungsbegehren haben soll; im Zweifel wird wohl 
Pfändungsergänzung anzunehmen sein. Erhält auf diese hin 
die erste Gruppe noch keine volle Deckung, so steht es 
Im Ermessen jedes Einzelnen, für sich bezüglich des noch 
ungedeckten Betrages in einer spätem Gruppe Anschluss zu 
verlangen. 

Es ist denkbar, dass ein Gläubiger nicht in der seiner 
Gruppe sich anschliessenden, sondern erst in einer spätem Gruppe 
wüitere Befriedigung begehren kann. So z. B. , wenn erst 
nach Ablauf der Teilnahmefrist für die zweite Gruppe von 
der ersten Gruppe gepfändete Gegenstände aus der Pfändung 
fallen und sich erst jetzt in der Pfändungsmasse der ersten 
Gruppe ein Manco herausstellt und daraufhin Nachpfändung be- 
gehrt wird. — 

Wie ist der auf Begehren eines Gläubigers aus der ersten 
Gruppe erfolgte Pfändungsakt (die sogenannte Nachpfändung), 
w einher nach der dreissigtägigen Teilnahmefrist, aber vor der 
Stellung weiterer Pfändungsbegehren vorgenommen wurde, zu 
behandeln? Ist er als eine zu Gunsten der ersten Gruppe ge- 
schehene Ergänzungspfändung oder als der erste Pfändungsakt 
der zweiten Gruppe zu betrachten? Nach der Praxis der zür- 
cherischen Betreibungsämter scheint man sich für die zweite 
Möglichkeit entschliessen zu müssen. Wir sind jedoch anderer 
Ansicht. *) Die Lösung der hier aufgeworfenen Frage gibt zu- 
gleich die Antwort auf die Frage : Wem soll die Pfändungs- 



^S^* P- '^^ %• ^^^ zwischen dem dreissigsten und vierzigsten Tage 
pirfolgte PfUndungsbegehren der nach Art. 111 B.G. Vorzugsberechtigten bewirkt 
^wtiifellos eine Pfand uugsergänzung. Diesen Fall lassen wir deshalb ausser Betracht. 



V. 
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ergänzung zu Gute kommen, wenn im Zeitpunkt ihrer Vornahme 
mehrere Pfändungsgruppen bestehen? Wir haben folgende Be- 
gründung : 

Das einmal gestellte Pfändungsbegehren ist als fortdauernd 
gültig und verbindlich zu betrachten, bis vollständige Deckung 
erzielt ist, ohne dass es von Zeit zu Zeit wieder erneuert werden 
müsste. Ein erstes Pfändungsbegehren bedeutet für den Be- 
treibungsbeamten eine Aufforderung, so viele Vermögensstücke 
zu pfänden, als nötig erscheinen, um den betreibenden Gläubiger 
zu decken. Nehmen wir an, es würde die dem ersten Begehren 
zu Grunde liegende Forderung durch den darauf folgenden 
Pfändungsakt nicht völlig gedeckt, weil dem Betreibungsbeamten 
Gegenstände des Schuldners verborgen bleiben. Es wird einige 
Tage darauf ein zweites Begehren gestellt, auf welches hin der 
Betreibungsbeamte den Schuldner in seiner Wohnung aufsucht 
und nach weiteren pfändbaren Vermögensstücken Umschau hält. 
Ist es nicht selbstverständlich, dass bei der gegebenen Möglich- 
keit, nun beide Forderungen, die des zuerst pfändenden wie 
die des andern Gläubigers zu decken, der Betreibungsbeamte 
auch für den noch ungedeckt gebliebenen Forderungsbetrag des 
ersten Gläubigers pfändet, ohne dass dieser ein spezielles Be- 
gehren um Nachpfändung gestellt hat ? Es geschieht dies nicht 
nur zu Gunsten des Letztern, sondern auch zu Gunsten des 
zweitpfändenden Kreditors, wie überhaupt der ganzen Gruppe. 
Es scheint uns aber ebenso richtig zu sein, dass auch ohne 
spezielle Aufforderung zu Gunsten der ganzen bisher ungedeckten 
Gruppe ergänzend solche Vermögensstücke gepfändet werden, 
die erst nachträglich — z. B. weil ein später betreibender, resp. 
Nachpfändung verlangender Gläubiger sie dem Betreibungsamt 
signalisiert — nach Ablauf der Teilnahmefrist entdeckt werden, 
seien es nun vom Schuldner neu erworbene Gegenstände oder 
solche, welche bereits zur Zeit der frühern Pfändung vorhanden 
waren, die aber dem Betreibungsbeamten verborgen geblieben 
sind. Der Betreibungsbeamte ist verpflichtet, jede sich ihm 
bietende Gelegenheit zur Ergänzung einer Pfändung zu benützen, 
so lange das Pfändungsbegehren noch in Kraft ist, ^) und er weiss, 

^) Der Direktor des eidgenössischen Amtes für Schuldbetreibung und Kon- 
kurs ist gleicher Ansicht. Wir entnehmen diesbezüglich einem uns in freund- 

7 
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da SS noch nicht volle Deckung oder anderweitige Befriedigung 
zu Stande kam. — Unseres Erachtens können deshalb für eine 
zweite Gruppe überhaupt gar keine weitern Vermögensstücke 
des Schuldners gepfändet werden, so lange nicht die erste Gruppe 
völlig gedeckt erscheint. Wir halten die von uns gegebene 
Lösung für die allein richtige ; nach ihr wird in Basel, woselbst 
die Gruppenpfändung ein sehr frequentiertes Institut ist, ver- 
fahren. Es darf deshalb wohl als irrige Ansicht bezeichnet 
werden, wenn die Zürcher Betreibungsbeamten versichern, nur 
jene Lösung sei praktikabel, gemäss welcher die nach Ablauf 
der Teilnahmefrist neu entdeckten Vermögensstücke ausschliess- 
lich für eine neue Gruppe gepfändet werden, mit welcher die 
frühern Gläubiger nur zu partizipieren hätten, wenn sie neuerdings 
das Pfändungsbegehren gestellt, d. h. erneuert haben. *) Auch 
einer vermittelnden Lösung, die in der Pfändung der neuent- 



liüliBter Weise zur Verfügung gestellten Brief: „Das Pfändungsbegehren aber ist 
in Kraft, so lange die Betreibung nicht beendet ist. Beendet wird die Be- 
treibung auf dreierlei Weise (ungerechnet den Fall der Zahlung. oder des frei- 
willigen Abstandes des Gläubigers), nämlich 1. durch Ausstellung einer gänzlich 
leeren Pfand ungsnrkunde nach Art. 115, al. 1 B.G.; denn da diese den Verlust- 
Rchein im Sinne des Art. 149 B.G. bildet, so ist mit ihrer Ausstellung die Be- 
ti-elbnng beendet und der Betreibungsbeamte hat sich nicht weiter um dieselbe 
zu bekümmern. Der Gläubiger aber hat laut Art. 149 B.G. das Recht, während 
sechs Monaten ohne neuem Zahlungsbefehl ein neues Pfändungsbegehren zu 
Hlellon, das indessen nicht etwa den Rang der alten Pfändung einnimmt, sondern 
A la qneue rangiert. Nach mehr als sechs Monaten ist der Gläubiger genötigt, 
den Zahlungsbefehl zu erneuern; er kann ihm aber einen Arrest vorausschicken. 
2. Durch normale Durchführung der Betreibung. Diese greift in allen Fällen 
Platz, wo bei der Pfändung irgend etwas, wäre es noch so wenig, gefunden worden 
ist. So lange dieses Wenige oder Viele nicht verwertet ist und der Erlös nicht 
verteilt ist, besteht die Betreibung formell in Kraft, muss also die Pfändung 
gegebenen Falls, sogar von Amtes wegen, ergänzt werden, es wäre denn, dass der 
dritte Fall der Beendigung der Betreibung vorläge, nämlich Beendigung .3. durch 
Verwirkung des Rechtes zur Stellung eines Verwertungsbegehrens, wenn nämlich 
seit der Pfändung von Mobilien mehr als ein Jahr, seit der Pfändung von Liegen- 
schaften zwei Jahre verflossen sind." 

*) Der Unterschied zwischen dem Verfahren der Zürcher und der Basler 
Pra?^is ist ein so bedeutender, dass wir es für angezeigt halten, den präju- 
diziellen Hauptentscheid der Basler Behörden in extenso wiederzugeben. (Siehe 
mjlßn im Anhang unter I.) 
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deckten Sachen zu gleichenRechten für die frühere Gruppe 
und den jetzt betreibenden resp. Nachpfändung verlangenden 
Gläubiger besteht, können wir nicht unsere Zustimmung geben. 

Wir stützen uns auf folgende Gründe: 

Art. 145 befiehlt dem Betreibungsbeamten, wenn der Erlös 
der gepfändeten Gegenstände den Betrag der angemeldeten 
Forderungen nicht deckt, unverzüglich die Pfändung ohne be- 
sonderes Begehren eines Gläubigers zu ergänzen. Wie hier im 
Falle der Unzulänglichkeit des Erlöses, wird noch viel eher in 
früherem Stadium des Verfahrens, kurze Zeit nachdem das 
Pfändungsbegehren gestellt worden ist, eine Erneuerung des- 
selben nicht erforderlich sein, falls neue Gegenstände vom Be- 
treibungsbeamten aufgefunden werden, welche die noch nicht 
gedeckten Forderungen zum Teil oder im ganzen Umfange zu 
decken im stände sind. — Es ist damit nicht gesagt, dass der 
Betreibungsbeamte nun verpflichtet sei, aller Orten von Zeit zu 
Zeit nach etwa neuerworbenen oder verborgen gebliebenen 
Gegenständen des Schuldners zu suchen ; wenn der Beamte aber 
auf solche hingewiesen wird, so hat er sie zuerst für die noch un- 
gedeckte frühere Gruppe in Anspruch zu nehmen. Wir ver- 
langen durchaus nicht, dass der Betreibungsbeamte aus eigener 
Initiative fortwährend auf neue Vermögensentdeckungen ausgehe. 
Dann allerdings würde der Fall hie und da eintreten, dass sich 
der Gläubiger bedanken würde, die grossen Kosten solcher oft 
aussichtslosen Entdeckungsreisen auf sich zu nehmen. Es ist 
zuzugeben, dass möglicherweise der Pfändungsgläubiger ausser- 
aratlich befriedigt worden ist oder er hat Verzicht geleistet und 
weil dem Betreibungsbeamten dies nicht bekannt gegeben wurde, 
will er einmal eine Pfändungsergänzung vornehmen. Würden nun 
gleichwohl Vermögensstücke gepfändet, so wird jener Gläubiger 
natürlich die Kosten nicht bezahlen wollen. Wir halten aber 
diesen Grund nicht für stichhaltig, um unsere Ansicht als prak- 
tisch nicht durchführbar zu erklären; denn wann wird es vor- 
kommen, dass ein Schuldner, der seinen Gläubiger befriedigt hat, 
dem Betreibungsbeamten, welcher für den Schuldner zu pfänden 
im Begriffe ist, nicht Mitteilung macht? Der Betreibungsbeamte 
soll eben nicht unbesonnen vorgehen. Er wird sich beim Schuldner 
wohl erkundigen, ob der Gläubiger nicht bereits befriedigt sei. 
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Es Ware freilich wünschbar, dass in einera künftigen Gesetze 
der Gläubiger, zu dessen Gunsten eine Pfändung besteht, ver- 
pflichtet wird, von einer ausserordentlichen Befriedigung dem 
Amte sofort Mitteilung zu machen, so dass er im Unterlassungs- 
fall die unnötigen Kosten zu tragen hätte. 

Das Gesetz gibt der ersten Gläubigergruppe unzweifelhaft 
das Recht, aus allen pfändbaren Vermögensstücken des Schuldners 
Bftfriedigung zu verlangen. Soll nun eine erste Gruppe durch 
die Ivurzsichtigkeit oder zu grosse Nachsicht, welche der Be- 
treibungsbeamte bei der ersten Pfändung dem Schuldner gegen- 
über an den Tag legt, geschädigt werden ? ^) Soll sie einzig aus 
dem Grunde, weil ein wertvoller Gegenstand zur Zeit der ersten 
Pfändimg vorübergehend verschwunden war, zu kurz kommen? 
Soll es in die Macht des Schuldners gelegt sein, eine spätere 
Gruppe vor einer frühern zu bevorzugen? Gewiss nicht. Aber 
— werden die Anhänger der zürcherischen Lösung einwenden — 
auch nach unserer Meinung wird der Gläubiger nicht verkürzt, 
wenn er in vigilanter Weise Nachpfändung verlangt. Ja — der 
nn??strauische, unnachsichtige Kreditor,^) nicht aber der nach- 
sichtige. 

Die Gruppen sind nach ihrer Rangfolge mit Bezug auf das 
gaiizü Vermögen des Schuldners privilegiert und nicht bloss mit 
Bezug auf jene Vermögensstücke, welche in der Teilnahmefrist 
von dreissig Tagen von dem Betreibungsbeamten auf spezielles 
Begehren der Gruppengläubiger zu Gunsten derselben in der 
Plandungsurkunde als gepfändet erklärt worden sind. Die Frist- 
ansetzung erfolgte zu Gunsten und nicht zum Nachteil der 
frühem Gruppe; sie bezweckt, die erst später eingereihten 



^) Der Ansicht des Kommentars in Anmerkung 3 zu Art. 91 B.G., wonach 
der filiiubiger der Pfändung soll beiwohnen dürfen, können wir nicht zustimmen. 
Wir glauben auch, dass wenn dem Gläubiger erlaubt wird, bei der Pfändung in der 
Wohtninjf des Schuldners anwesend zu sein, der letztere weit eher zur Ver- 
keim Hflmng von Gegenständen geneigt sein dürfte. Das Institut der Gruppen- 
ptaiitliing^ schafft übrigens eo ipso infolge der Mehrheit der Interessenten erhöhte 
Kfliiirulle. — 2) So erklärte einmal auf einem zürcherischen Betreibungsbureau 
ein ^111 befriedigter Kreditor, er werde nun jeden Monat ein Nachpfändungsbegehren 
stellen, damit ihm ja kein anderer Kreditor zuvorkomme. (Nach einer freund- 
IkhRn Mitteilung des Betreibungsbeamten der Stadt Zürich, Kreis I.) 
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Kreditoren von dem Anspruch auf die für die frühere Gruppe gepfän- 
deten Vermögensstücke auszuschliessen. Die Pristgrenze ist aber 
keineswegs so zu verstehen, als ob nun für die erste Gruppe jede 
weitere Pfändung, resp. Pfändungsergänzung ausgeschlossen sei 
und die innerhalb der ersten dreissig Tage von der ersten Gruppe 
nicht gepfändeten Stücke bloss von den erst später gebildeten 
Gruppen mit Beschlag belegt werden könnten. Für unsere Auf- 
fassung spricht deutUch der bereits angeführte Art. 145 B.G. 
Wäre der Wille des Gesetzes in dieser Beziehung ein anderer, 
so erhielten jene ungerechten Zustände, auf die wir bereits hin- 
gewiesen haben — Möghchkeit der Hintansetzung früherer Gruppen 
gegenüber spätem — ausdrücklich gesetzliche Sanktion. Dies 
lässt sich in keiner Weise aus dem Gesetz ableiten. Auch die 
Gesetzesmaterialien, die verschiedenen Entwürfe, Protokolle u. s. f. 
bieten keinen Grund dazu. ^) 

Da das Gesetz unzweifelhaft einer zweiten Gruppe das 
Recht einräumt, sofort nach Ablauf der vorausgehenden Teil- 
nahmefrist zu pfänden, sofern die vorgehende Gruppe gedeckt 
erscheint, so ist es sehr leicht möglich, dass am 31. Tage 
die erste Gruppe durch die Pfändung völlig gedeckt erscheint 
und deshalb für eine zweite Gruppe gepfändet wird. Genügt 
nun einige Zeit darauf aus irgend einem Grunde, z. B. weil die 
Ehefrau sich erst spät der ersten Gruppe angeschlossen hat, 
weil Dritte Vindikationsrechte erfolgreich geltend gemacht haben 
u. s. f., das für die erste Gruppe gepfändete Vermögen nicht 
mehr zur Deckung, so ist trotz des oben aufgestellten Grund- 
satzes, keineswegs gesagt, dass nun die erste Gruppe die zweite 
u. s. f. aus ihrer bevorzugten Stellung verdrängen könnte. Auch 
hier gilt der Satz, dass Pfändungsergänzung nur erlaubt ist 
„unbeschadet der Rechte inzwischen erfolgter Pfändungen". 
Sobald ein Teilnehmer der ersten Gruppe Nachpfändung ver- 
langt, hat das Betreibungsamt die Pfändung der ersten Gruppe 
durch die Beschlagnahme noch ungepfändeter Objekte zu er- 
gänzen. Eventuell erstreckt sich diese Pfändungsergänzung auch 
auf solche Gegenstände, die bereits von der zweiten, resp. einer 
noch Jüngern Gruppe gepfändet worden sind ; doch hat in diesem 



') Siehe darüber auch noch weiter unten. 
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Fall die ältere Gruppe nur Anspruch auf den Mehrerlös. Er- 
scheinen die Forderungen der frühern (ersten) Gruppe trotz der 
Pftindungsergänzung nicht völlig gedeckt, so steht — wenigstens 
nach der zürcherischen Anweisung — jedem einzelnen Gläubiger 
das Recht zu, für den ungedeckten Betrag seiner Forderung spe- 
zielle Nachpfändung, d. h. Aufnahme in eine spätere Gruppe 
zu verlangen. 

Die gleichzeitige Teilnahme in zwei Gruppen, wie ihn die 
Ziirioher Anweisung oft vorsieht, ist kein normales Verhältnis 
und deshalb möglichst zu vermeiden. Jedenfalls darf sich aber 
din Teilnahme eines bereits bei einer frühern Gruppe partizipieren- 
den Gläubigers nur auf den Betrag des in der frühern Gruppe 
ungedeckt bleibenden Teiles seiner Forderung erstrecken, denn die 
Forderung ist rechthch jetzt schon reduziert durch das, was aus 
der Liquidation der frühern Gruppe dem betreffenden Gläubiger 
KU Gute kommt. Wir halten deshalb jene Bestimmung der 
züroh. Anweisung (§ 227) für unrichtig, welche vorschreibt, dass 
ein solcher Kreditor bei der Verteilung des Erlöses in jeder 
Gruppe mit dem ganzen Betrag seiner Forderung (freilich was 
yuli von selbst versteht, nur bis zur vollen Befriedigung) parti- 
zipiert *). 

Ein Beispiel möge unsere Ansicht noch verdeutlichen : Für 
drei Gruppenkollegen A^ B und C werden vom Betreibungsamt 
allti zur Zeit pfändbaren Vermögensstücke gepfändet. Nach 
Ablauf der Teilnahmefrist bringt C in Erfahrung, dass beim 
Schuldner noch weitere Gegenstände erhälthch sind und er stellt 
ein neues Begehren. Soll nun das neue Vermögen einzig für 
(' gepfändet werden und dieser infolge dessen für den neu- 
gepiandeten Betrag einer anderen Gruppe angehören, eventuell 
sogar selbständig eine „Gruppe" bilden? Ist es nicht weit na- 
türlicher, wenn ohne weiteres auch für A und B gepfändet und 
diu neue Pfändung als Pfändungsergänzung behandelt wird? 



*) Durch eine solche Bestimmung würde einfach die Vorschrift »nur un- 
beschadet des Rechtes einer bereits bestehenden Gruppe darf Pfändungs- 
LHi^änzung vorgenommen werden** umgangen. Eine zweite Gruppe wäre in vielen 
Fällen nur dazu da, um den Teilnehmern der erstem die Kastanien aus dem 
Feuer zu holen. 
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Hätten A und B ebenfalls Kenntnis erhalten von dem neuen 
Vermögen, so würden sie zweifellos das Begehren ebenfalls er- 
neuert haben. Gerade diese Vermutung führt aber dazu, das 
einmal gestellte Pfändungsbegehren als fortdauernd verbindlich 
zu betrachten bis die zu Grunde liegende Forderung völlig ge- 
deckt erscheint. 

Der Auffassung, dass bei Auffindung neuer Vermögensstücke 
der nicht gedeckten älteren Gruppe vor der jüngeren der Vorzug 
gegeben werden müsse, wird entgegengehalten, sie könne nicht 
richtig sein, weil das B.G. keine Generalpfändung kenne ; es kenne 
nur Spezialpfändung. Das Gesetz habe von dem System der 
Generalpfändung, wonach jede Pfändung nach ihrem Datum 
ein Vorrecht auf das ganze Vermögen gibt, nichts wissen wollen. 
Es zeige sich dies ganz besonders in Art. 145 B.G,, welcher 
bestimmt, dass bei einer Pfändungsergänzung die Rechte der 
bestehenden Gruppen auf bestimmte von ihnen ergriffene Gegen- 
stände respektiert werden müssen. Eine im Gebiete des Betrei- 
bungsverfahrens sehr erfahrene PersönHchkeit gibt diesem Ge- 
danken folgenden Ausdruck : „Wo das Gesetz sich ausspricht, 
thut es dies zu Gunsten des Systems der Spezialpfändung und 
gegen dasjenige der Generalpfändung. Das mit letzterem ver- 
bundene Vorrecht des Datums gewährt den damit Begünstigten 
ein gewaltiges Privileg, dass wir uns nie und nimmer getrauen, 
ein solches mit keiner Silbe ausgesprochenes Privileg in das 
Gesetz hineinzuinterpretieren. Wir — es spricht immer noch 
unser Gewährsmann — anerkennen also das Privileg des Datums 
nur in dem Umfang, in dem es von Art. 110 B.G. anerkannt 
wird, in dem Sinn also, dass ein gewisses Datum das 
Recht geben kann, an einer bereits vollzogenen 
Pfändung teilzunehmen, nicht aber in dem Sinn, dass 
das Datum eines Pfändungsbegehrens auf künftige Pfändung 
irgend ein Vorrecht gewähren könnte. Demnach ist unseres 
Erachtens bei nachträglicher Entdeckung von Vermögensstücken 
das Verfahren folgendes : Der Betreibungsbeamte pfändet die 
Sache zu Gunsten aller Gläubiger, von denen zur Zeit ein Pfän- 
dungsbegehren in Kraft ist, also zu Gunsten aller zur Zeit noch 
nicht liquidierten Gruppen, und zwar in gleichen Rechten.^ 
Trotzdem wir mit dem Autor dieser Erklärung ohne weiteres 
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ebenfalls ein Spezialpfan drecht und kein Generalpfandrecht an- 
nehmen^ sind wir nicht mit ihm einverstanden ; wir halten seine 
Deduktion für unrichtig. Man beruft sich einzig auf Art. 145 B.G., 
dieser schliesse das absolute Vorrecht der frühern Gruppe auf 
neu entdecktes Vermögen aus. Wir glauben dies nicht. Art. 145 
erklärt sich auf einfache Weise : Für die erste Gruppe wird so 
viel gepfändet, als- nötig ist bis die darin angemeldeten Forde- 
rungen für gedeckt angesehen werden können. Absolute Gewiss- 
heit, dass die erste Gruppe gedeckt wird, ist in den meisten 
Fällen nicht vorhanden. Wir erhalten darüber meist erst nach 
erfolgLer Verwertung der gepfändeten Stücke Auskunft, denn 
ein Gegenstand kann zu Grunde gehen, der Betreibungsbeamte 
kann sich verrechnet haben, Wertpapiere sinken in ihrem Wert 
u. ä. f. Auf so lange hinaus kann und will nun aber das E.G. 
die Teilnehmer einer spätem Gruppe nicht vertrösten, um so 
mehr, da die Frist, innerhalb deren Verwertung begehrt werden 
kann^ sehr gross ist, und aus diesem Grunde wird vermutet, 
dass die Gruppe, welche nach Ablauf der dreissigtägigen Frist 
gedeckt erscheint, aus dem Erlös der für sie gepfändeten Gegen- 
stände völlig befriedigt werden kann —. wir setzen voraus, dass 
genf[gend viel Vermögen vorhanden zu sein scheint zur Zeit des 
Abschlusses der ersten Gruppe. Es wird deshalb die sofortige 
Bildung einer zweiten Gruppe zugelassen. Stellt sich nun erst 
nachträghch die Unrichtigkeit der Vermutung heraus, so sollen 
nach Art. 145 B.G. aus naheliegenden, triftigen Gründen die 
Teilnehmer späterer Gruppen nicht wieder depossediert werden. 
Es muss vielmehr für die ältere Gruppe, welche erst nachträghch 
als nicht gedeckt erscheint, auf das noch von keiner Gruppe 
gepfändete Vermögen gegriffen werden. Ist solches überhaupt 
nicht vorhanden oder wird die erste Gruppe durch dasselbe noch 
nicht völlig gedeckt, so kann ihr eben nicht geholfen werden. 
Sie kcinn höchstens auf einen allfälligen Mehrerlös der jüngeren 
Gruppe Pfändungsergänzung verlangen, oder es kann jeder 
einzelne Genosse der älteren Gruppe — wir stehen freilich diesem 
Ausweg der zürcherischen Praxis etwas misstrauisch gegenüber — 
für dt5n noch nicht gedeckten Betrag seiner Forderung bei der 
Jüngern Gruppe Anschluss verlangen, sofern die Frist zur Teil- 
nahme an dieser Gruppe noch nicht geschlossen ist. — 
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Die Frist des Art. 110 B,G. kann gewiss nicht dazu da 
sein, damit für die erste Gruppe von dem, was vor dem 31. Tage 
nicht gepfändet worden ist, nichts mehr gepfändet werden darf. 
Die Frist ist vielmehr dazu da, damit die später Kommenden 
keinen Anteil an dem haben, was für die erste Gruppe »in Be- 
schlag genommen ist. Für diese erste Serie wird selbstverständ- 
lich soviel gepfändet als nötig ist, um die Forderungen der Teil- 
nehmer dieser Gruppe zu decken. Nehmen wir an, eine erste 
Gruppe scheine am 30. Tage gedeckt, ohne dass sämtliches Ver- 
mögen des Schuldners ergriffen werden musste. Nachträglich merkt 
der Betreibungsbeamte, dass die Kosten der Betreibung so grosse 
sind, dass die Gläubiger der ersten Gruppe aus dem gepfändeten 
Vermögen doch noch nicht völlig befriedigt werden können; 
vielleicht ist auch ein Objekt zu Grunde gegangen. Ist es 
nicht selbstverständlich, dass, wenn der Beamte später von an- 
derer Seite neuerdings zum Pfänden aufgefordert wird, er nun 
zunächst für die erste Gruppe die Pfändung ergänzt und erst 
dann, wenn noch etwas übrig bleibt, für eine zweite Gruppe 
pfändet ? Nehmen wir an, es sei für die Forderungen der ersten 
Gruppe zur Zeit, da bereits für den ersten Genossen einer neuen 
Gruppe gepfändet werden sollte, voUq Deckung in Aussicht ge- 
standen, weshalb auch eine zweite Gruppe zur Existenz gekom- 
men ist, und erst jetzt erweise sich das für die erste Gruppe 
gepfändete Vermögen als unzulänglich. Warum sollte nun diese 
ältere Gruppe nicht wieder zum voraus aus neu entdeckten Ver- 
mögensstücken befriedigt werden, bevor die betreffenden Objekte 
in eine weitere Pfändungsergänzung zu Gunsten der zweiten 
Gruppe einbezogen werden? Sollen wir das nämliche Verhältnis 
verschieden behandeln, je nachdem sich die Unzulänglichkeit 
des für die ältere Gruppe gepfändeten Vermögens schon vor 
oder erst nach der Pfändung für eine weitere Gruppe herausstellt ? 
Ja es Hesse sich die Ansicht verteidigen, im letzteren Fall sollen 
neu entdeckte Stücke noch weit eher zunächst allein der ersten 
Gruppe zukommen, weil sie in diesem Fall weit mehr Schaden 
erleidet ; denn auf die für die jüngere Gruppe bereits gepfändeten 
Objekte kann die ältere Gruppe ja nicht mehr greifen. 

Diese Erwägungen führen uns zur Ansicht, dass neu ent- 
deckte Vermögensstücke eventuell ganz für die älteste der noch 
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nicht gedeckten Gruppen zu pfänden sind. Es entspricht keines- 
wegs dem Gesetze — wenn es auch in vielen Fällen oft der Billig- 
keit entsprechen würde — , auf das neu entdeckte Vermögen sämt- 
liche G r u p p e n im Verhältnis ihrer Forderungen einzusetzen. 
Aagonumnien, die Auffassung, der wir entgegentreten, wäre die 
richtigO; so würde eine Fristansetzung überhaupt überflüssig sein : 
Sollen nämlich die Gruppengenossen, welche in den ersten dreissig 
Tagen zuüamraengekommen sind, unter keinen Umständen gün- 
stigefj aber auch nie ungünstiger behandelt werden — und letz- 
teres will das Gesetz ganz gewiss nicht — , so muss die Grenzmauer 
zwischen den einzelnen Gruppen einfach niedergerissen werden, 
denn nur wenn gleichzeitig und zu völHg gleichen Rechten für 
die sämtlichen bis zur Verwertung aller gepfändeten Stücke sich 
meldenden Kreditoren gepfändet wird, kann absolutes Gleichmass 
eingehalten werden und kann verhindert werden, dass die erste 
Gruijpe nicht privilegiert ist. Hätte die Fristansetzung in Art. 110 
BMj. einzig den Sinn, „dass ein gewisses Datum das Recht geben 
kann, au einer bereits vollzogenen Pfändung teilzunehmen", so 
würde es ja dem Gesetze gleichgültig sein, ob die ältere Gruppe 
im Verhältnis weniger bekommt als die jüngere. Dies anzu- 
nehmen wird niemandem einfallen, um so weniger, da ein solcher 
Fall — wie wir bereits gezeigt haben — oft eintreten könnte. 

Wir haben noch das Verhältnis der Gruppenpfändung 
bei Wohnungswechsel des Schuldners zu besprechen. Auch 
hier suchen wir vergeblich nach einer gesetzlichen Bestimmung. 
Es sind verschiedene Fälle zu unterscheiden. Jedenfalls darf eine 
i*jnzulne Gruppe nicht zerrissen werden, d. h. es geht nicht an, 
dass diejenigen Gläubiger, welche nach der Zeit der zu ihren 
Gunsten erfolgten Pfändungsakte in die gleiche Gruppe gehören, 
bei veriichiedenen Betreibungsbeamten die Befriedigung ihres 
Rechteis suchen müssen. ') 

Mit dem Prinzip der Gruppenpfändung wäre dies unver- 
einbar. Ja, es fragt sich, ob mehrere Gruppen, die gegen den 
jiämlichen Schuldner gerichtet sind, verschiedenen Betreibungs- 
ämleni zugeteilt werden dürfen. Die Praxis wird diese Fragen 

^) Däö anerkennt auch die Züricher Anweisung in §§ 44, 46 und 47. 
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noch zu beantworten haben. Namentlich weil sich oft erst in 
einem spätem Zeitpunkt die Unzulänglichkeit der in den ersten 
dreissig Tagen für die erste Gruppe gepfändeten Objekte heraus- 
stellen kann und dann auf den eventuellen Mehrerlös einer jun- 
gem Gruppe Pfändungsergänzung auf einfache Weise soll vor- 
genommen werden können und damit auch die Möglichkeit der 
Pfändung auf den Mehrerlös einer frühern Gruppe nicht aus- 
geschlossen, werde, halten wir es für angezeigt, dass sämtliche 
Pfändungen vor dem Betreibungsbeamten des neuen Wohnortes 
anhängig gemacht werden. Wir haben keine gesetzliche Be- 
stimmung, wie dies früher im Kanton Zürich der Fall war *), 
wonach der Betreibungsbeamte des ersten Wohnortes, sobald 
ihm der Wohnortswechsel bekannt wird, seinem Kollegen am 
neuen Wohnort die Pfändungsprotokolle einzuhändigen hat. Mit 
Rücksicht auf die lange Verwertungsfrist und auf grössere Ver- 
kehrscentren, wo der einzelne Mann bald aus dem Gesichtskreis 
des Betreibungsbeamten verschwunden ist, wäre eine solche Be- 
stimmung auch nicht gerade praktisch. Es sollte aber jeder 
Betreibungsbeamte auf dem Verordnungsweg dazu angehalten 
werden, sich bei jeder ersten Pfändung gegen einen erst seit 
kurzer Zeit in seinem Gebiet domizilierten Schuldner zu erkun- 
digen, ob eventuell an einem frühern Wohnort bereits gepfändet 
worden ist. Wir halten den Schuldner für verpflichtet, der 
Wahrheit gemäss darüber Auskunft zu geben und zwar nach 
Art. 91 B.G. Vernimmt der Betreibungsbeamte nun durch den 
Schuldner oder auf anderem Wege, dass bereits an einem andern 
Orte Vermögensstücke gepfändet worden sind, so soll er den Be- 
treibungsbeamten des alten Wohnortes um einen Protokollaus- 
zug über die frühere Pfändung ersuchen. Praktische Gründe — 
insbesondere auch die Erwägung, dass eine Kontrolle über das 



I) § 29 des zürcherischen Gesetzes betreffend Sf^huldbetreibung vom 
29. Oktober 1871: ,,Gegen Schuldner, die sich nach angehobener Betrei- 
bung in einer andern Gemeinde des Kantons niederlassen, geht die Betreibung 
an dem neuen Wohnort von dem Punkt aus fort, auf dem sie an dem frühern 
stehen geblieben." — Ist dem betreibenden 43remeindammann der neue Wohnort 
bekannt, so hat er dem Gemeindammann des letztern von Amts wegen einen 
Auszug aus seinem Protokoll über sämtliche Betreibungen zuzustellen, welche 
gegen den fraglichen Schuldner bei ihm anhängig sind. 
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gepfändete Vermögen richtig nur da ausgeübt werden kann, wo 
das Vermögen sich befindet — sprechen dafür, dass nun sämt- 
liche Pfändungen beim Betreibungsbeamten des neuen Wohn- 
ortes anhängig gemacht werden. Die Genossen älterer Gruppen, 
resp. der ältere Teilnehmer derselben Gruppe, sind natürlich von 
einem solchen Wechsel in Kenntnis zu setzen. 

Es wird uns vielleicht Art. 89 B.G. entgegengehalten;') er 
sollte uns zur Lösung der vorliegenden Fragen den richtigen 
Weg weisen. Darnach sei anzunehmen, unter der Oberaufsicht 
des Betreibungsbeamten, der die erste Pfändung besorgte, hätten 
trotz inzwischen erfolgtem Wohnungswechsel auch die folgenden 
Pfändungen stattzufinden, er habe aber diese Pfändungen durch 
das Betreibungsamt des neuen Wohnortes vollziehen zu lassen. 
Wir glauben nicht, dass der Gesetzgeber den vorliegenden Fall 
so entschieden hätte. Die von uns vorgeschlagene Lösung scheint 
uns praktischer zu sein und zwar auch gegenüber derjenigen, 
welche die zürcherische Anweisung acceptiert hat. 2) 



') Art 89 B.G. lautet: „Innerhalb drei Tagen nach £mpfang des Be- 
gehreTiÄ hat das Betreibungsamt die Pfändung zu vollziehen oder durch das 
Betreibungsamt des Orts, wo die zu pfändenden Vermögens- 
Htüi;ke liegen, vollziehen zu lassen." — ^) Die zürcherische Anweisung 
enthält folgende Bestimmungen, § 44, lit. b: „Verändert der Schuldner seinen 
Wohnsitz, nachdem die Pfändungsankündigung oder die Konkursandrohung an- 
gelegt, oder die Pfändung vollzogen ist (Art. 53 B.G.), so bleibt der bisherige 
Betraibungsbeamte für die Durchführung der ganzen Betreibung zu- 
stiLiidig-.'* § 46. „Im Falle von § 44, lit. b, hat der Betreibungsbeamte des bis- 
heiigpTi Wohnortes nicht nur die angekündigte Pfändung, sondern auch alle 
willireud einer bereits (infolge früherer Pfändungen) laufenden oder während einer 
(infülga der neuen Pfändung) beginnenden Teilnahmefrist eingehenden Fort- 
sHUimgsbegehren zu vollziehen oder durch den Beamten des neuen 
Wohnortes vollziehen zu lassen." § 47. „Wird bei einem Betreibungs- 
amt gestützt auf den Zahlungsbefehl eines andern Betreibungsamtes ein Pfän- 
diiogebegehren gestellt (§ 45) und ergibt sich ohne weiteres, dass seit dem Weg- 
zug dos Schuldners noch nicht dreissig Tage verflossen sind, so soll der Beamte 
de8 neuen Wohnsitzes, sofern er noch keine Anzeige im Sinne des § 85 besitzt, 
di\n Begehren demjenigen des frühern Wohnsitzes mit der Anfrage übermitteln, 
(»b Ptwa noch eine Teilnahmefrist laufe. Bejahendenfalls beauftragt der Letztere 
döü Erstem im Sinne des § 71 dieser Anweisung, die Pfändung zu vollziehen. 
VernBinendenfalls stellt der Angefragte das Begehren demjenigen des jetzigen Wohn- 
ßitsios aurück und dieser vollzieht dasselbe in seiner eigenen Zuständigkeit." 



Digitized by VjOOQIC 



— 109 — 

Anhangsweise sei daranf nnfmerksAin g^emacht, dass einigte Zürcher 
Praktiker glauben, de lege ferenda könne das Gruppensystem nur beibehalten 
werden in der Form des zürcherischen Betreibnngsgesetzes von 1871. 
Auch in Zürich bestand früher eine Art „Gruppensystem", ohne dass es aber einen 
besondern Namen hatte. Die bezüglichen Bestimmungen jenes Gesetzes lauten : 

§ 23. ff Für alle bis Samstag abends 8 Uhr eingelaufenen oder durch die 
Sonntagspost beförderten Angaben, auch wenn die Abgabe der letztern erst am 
Sonntag erfolgen sollte, fertigt der Gemeindammann Rechtsbote aus, welche er 
vom daranf folgenden Dienstag datiert und an diesem oder spätestens am darauf 
folgenden Tag anlegt. Dagegen sind Angaben, welche erst nach dem vorge- 
schriebenen Zeitpunkte eintreffen, so zu behandeln, als wären sie nach dem darauf 
folgenden Dienstag an den Gemeindammann gelangt." 

Wenn der durch Rechtsbot aufgeforderte Schuldner innerhalb 21 Tagen 
nicht zahlt, fertigt der Gemeindammann den Pfandschein aus. (§§ 46 und 48.) 

§ 48. „Kommen am gleichen Tage mehrere Pfandscheine auf denselben 
Schuldner heraus oder gehen nach „Fälligkeit" des Pfandscheines, aber vor der 
Vornahme der Pfändung Nachpfändungsbegehren (siehe oben p. 93 fg.) ein, so ist 
die Pfändung für alle Gläubiger gleichzeitig vorzunehmen und es ist in den- 
Pfandseheinen zu bemerken, dass dieselben in gleichen Rechten stehen." 

§ 49. „Der Gemeindammann begibt sich am Dienstag oder Mittwoch 
oder spätestens am Donnerstag der Woche, in welcher der Pfandschein 
ausgefertigt werden soll, zu dem Schuldner, weist ihm den Pfandschein vor und 
verlangt Pfänder." — 

Einflnssreiche Zürcher Praktiker sind der Ansicht, dass das alte zürche- 
rische Gesetz den gleichen Gedanken verwirkliche wie das B.G., nur würden bei 
ersterem die vielen Konflikte, welche das letztere hervorruft, vermieden. Deshalb 
hält man es in Zürich auch für angezeigt, verschiedene Lücken, welche B.G- 
offen lässt, durch Bestimmungen des alten Gesetzes — sei es direkt (durch Auf- 
nahme in die zürcherische Anweisung) oder indirekt (auf dem Wege der Inter 
pretation) — auszufüllen. Dies hat auch dazu geführt, dass in Zürich das Pfänden 
erst später entdeckter Vermögensstücke als selbständige neue Gruppenpfändung 
oder höchstens als Pfändungsergänzung zu Gunsten der jüngsten der bestehenden 
Gruppen behandelt wird. Dass die ältere Gruppe dabei oft weniger erhält als die 
jüngere, daran nimmt man keinen Anstoss. Dem alten zürcherischen Gesetz ent- 
spricht freilich eine solche Praxis; ganz verfehlt ist sie aber für B.G. ; denn die 
beiden Gruppensysteme gehen prinzipiell ganz auseinander. Die zürcherische 
Gruppe verdankt ihre Entstehung dem Wunsche nach Vereinfachung des 
Verfahrens; der Gemeindammann soll entlastet werden (weshalb auch erst 
nach Ablauf der Frist gepfändet wird). Die Gruppe des B.G. jedoch ist im 
Interesse einer gerechten Behandlung der Gläubiger geschaffen worden. 
Aus diesen und andern Gründen sind wir auch der Meinung, dass eine verbesserte 
Revision des B.G. herbeigeführt werden kann ohne Kopierung der angeführten 
Paragraphen des zürcherischen Gesetzbuches. 
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Rechtsstreitigkeiten. 

1. Die Ansprüche Dritter an den gepfändeten Objekten. 

Innerhalb der einzelnen Gruppe hat jeder Gläubiger — ab- 
gesehen davon , dass sein schliesslicher Befriedigungsanspruch 
nur auf einen Teil der gepfändeten Masse geht *) — die gleichen 
Hechte, wie wenn er der einzig Pfändende wäre. Der Gesamt- 
heit der Gläubiger kommen keine besondern Rechte zu. Man 
sucht im Gesetz vergeblich nach bezüglichen Bestimmungen. 
Jeder hat seinen Anspruch auf die gepfändeten Sachen dritten 
Ansprüchen gegenüber selbständig zu verteidigen und jeder 
Einzelne hat daher auch die Polgen seines Verhaltens auf seinem 
eigenen Conto zu verrechnen. Dadurch ist die Möglichkeit ge- 
geben, dass am Schlüsse des Verfahrens von dem anfänglich 
verhältnismässigen Anteil des Einzelnen auf den Erlös an ver- 
schiedenen Orten Abweichungen zu konstatieren sind. Doch ist 
uirht ausgeschlossen, dass sänlthche Gruppenkollegen auf einen 
Anspruch verzichten oder dass alle gemeinsam als Streitgenossen 
gegen einen Dritten auftreten, so dass das ursprüngliche Ver- 
hältnis trotz ausgebrochener Rechtsstreitigkeiten keine Störung 
erleidet. 

Es ist Aufgabe des Gläubigers — nicht des Betreibungs- 
amtes — das Pfändungspfandrecht gegenüber den Ansprüchen 
Dritter an der gepfändeten Sache zur Geltung zu bringen. Er 
kann auch auf dieses Recht verzichten. Geschieht dies nicht, 
fit) kommt es zum Prozess und der Gläubiger wird nach Art. 107 
B.( r. (vgl. mit Art. 106 B.G.) Beklagter und nach Art. 109 B.G. 
Kläger. Entscheidend für die Parteirolle ist, dass die von dem 
Dritten zu Eigentum oder Pfand angesprochene Sache, im ersten 
Fall zur Zeit der Pfändung im Gewahrsam des Schuldners ist, 
im letztern aber in der Detention des Dritten. 2) Ist das ge- 




^) Zählt die „Gruppe" bloss einen einzigen Gläubiger, so hat dieser natürlich 
ein Ifocht auf das ganze für diese Gruppe gepfändete Vermögen. — ^ Vgl. 
Ariliiv, Jahrg. I, No. 13, 28. Jahrg. II, No. 82, 102. 
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pfändete Objekt in der Hand des Schuldners, so können Gläubiger 
und Schuldner in der Zeit von zehn Tagen nach erhobenem An- 
spruch des Dritten dagegen protestieren und auf diese Bestrei- 
tung hin wird der Dritte vom Betreibungsamt aufgefordert, binnen 
zehn Tagen Klage zu erheben. Erfolgt von Seiten des Pfän- 
dungsgläubigers kein Protest, so gilt der Anspruch des Dritten 
als anerkannt, und umgekehrt wird dieser als abgewiesen be- 
trachtet, wenn der Dritte während der ihm gesetzten zehntägigen 
Frist gegen den protestierenden Kreditor keine Klage erhoben 
hat. Ißt die Sache im Gewahrsam des Dritten, welcher Eigen- 
tum oder Pfandrecht an ihr beansprucht, so hat der Betreibungs- 
beamte dem Pfändungsgläubiger eine zehntägige Frist zu stel- 
len, in welcher er zu klagen hat. (Art. 106 B.G.) Unterlässt 
er dies, so gilt der Anspruch des Dritten als anerkannt. 

Wenn der Gläubiger eine Frist unbenutzt verstreichen lässt, 
wie auch, wenn der Prozess zu Ungunsten desselben abläuft, 
fällt der Streitgegenstand, den der Dritte vindiziert hat, aus der 
Pfändung und der zu Pfand angesprochene unterliegt nur inso- 
weit der Pfändung, als unbeschadet des Rechtes des Dritten ein 
Mehrerlös für die Pfändungskreditoren daraus erzielt werden 
kann. 

Die Klageerhebung hat keineswegs die Aufhebung der 
Pfändung des Streitgegenstandes zur Folge; es wird einzig der 
Lauf der Suspensivfrist für das Verwertungsbegehren gehemmt. 
(Art. 116 B.G.) Der Streitgegenstand kann neuerdings von 
einer weitern Gruppe gepfändet werden. 

Nach der Fassung des Gesetzes ist ohne Zweifel die Mög- 
lichkeit gegeben, dass die genannten Betreibungs- und Klage- 
fristen für jeden einzelnen Gruppengläubiger besonders zu laufen 
beginnen, wenn das Betreibungsamt die verschiedenen Gruppen- 
gläubiger nicht gleichzeitig von dem Anspruch des Dritten in 
Kenntnis setzt. Gelangt der Anspruch des Dritten bereits beim 
allerersten Pfändungsakt zum Ausdruck, so kann das Betreibungs- 
amt die betreffenden Fristen schon von diesem Zeitpunkt an 
laufen lassen; für einen später hinzukommenden Gläubiger aber 
erst von einem spätem Moment an. Dies schliesst die Möglich- 
keit hl sich, dass bereits von einem Gruppengläubiger, resp. gegen 
einen solchen Klage erhoben ist zur Zeit, da die Frist zur Teil- 
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nähme an der Gruppe ihr Ende noch nicht erreicht hat. Ein nach 
flioscr Klageerhebung in die Gruppe eintretender Kreditor hat nun 
die Wahl, entweder auf die Pfändung des Streitgegenstandes für 
seinen Teil zu verzichten oder auch seinerseits Protest, resp. 
Klage gegen den Dritten zu erheben. Es würde damit ein 
zweiter Prozess geschaffen, in welchem über die nämliche Streit- 
frage — liegt Eigentum, resp. Pfandrecht des Dritten vor? — 
entschieden werden müsste. Es wird deshalb in diesem Fall 
der erst später Pfändende sich mit dem frühern Gläubiger zur 
Streitgenossenschaft verbinden, sei es nun aktive oder passive 
Streitgenossenschaft. Das Missliche dabei ist nur, dass zur Zeit, 
da ein nachfolgender Gläubiger die Pfändung begehrt, ein vor- 
hergehender — um ja keine Zeit zu versäumen — • bereits Ver- 
anlassung zur Klage gegeben hat und damit eine Verständigung 
zwischen den Gläubigern über ein gemeinsames Vorgehen, durch 
welches oft ein Prozess vermieden werden könnte, ausgeschlossen 
ist. Aus solchen Gründen ist es zweckmässiger, wenn man die 
Fristen zur Protest- resp. Klageerhebung erst von jenem Zeit- 
punkt an rechnet, in welchem gewiss ist, dass sich keine weitern 
Griippengläubiger mehr anschliessen, d. h. vom vierzigsten Tage 
seit dem ersten Pfändungsbegehren an. Es ist dies um so eher zu 
empfehlen, als ja gerade eine Ehefrau, die sich nach der Meinung 
dets Gesetzgebers erst gegen Ende der Frist anschliessen wird '), 
a!n t*hesten die Gruppengläubiger von einem aussichtslosen Pro- 
zess y.urückhalten kann und, wie die Erfahrung lehrt, s i e gerade 
im stände ist, eine gütliche Verständigung zwischen dem Grup- 
pengläubiger und dem Schuldner, ihrem Ehemann, herbeizuführen. 
In diesem Sinn ist die zürcherische Anweisung vorgegangen 
(g§ m und 102). 

Wenn auch ein Gläubiger auf einen Prozess Verzicht ge- 
leistet hat, so kann doch ein anderer Gläubiger bezüglich des 
gleichen Anspruches im gerichtlichen Verfahren obsiegen, oder 
ihm gegenüber verzichtet der Dritte überhaupt auf seinen An- 
t^lMueh. In diesem Fall soll nach der Züricher Anweisung der 
Anspruch des Dritten als der ganzen Gruppe gegenüber dahin- 



^) Die Praxis hat freilich g'ezeigt, dass die Frau meist sofort nach er- 
folgtem ersten Pfändungsakt für sich „Anschluss"* erwirkt. 
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gefallen gelten; m. a. W. : „Wird bei einer Gruppenpfändung 
eine Eigenturasansprache auch nur einem Gläubiger gegenüber 
fallen gelassen oder gerichtlich verworfen, so ist der Verzicht 
oder die Verwerfung der i^nsprache allen Gläubigern der be- 
treffenden Gruppe gegenüber wirksam. Zu Eigentum ange- 
sprochene Gegenstände sind daher aus einer Gruppenpfändung 
nur dann als weggefallen vorzumerken, wenn die Eigentums- 
ansprache von keinem Gläubiger bestritten wird oder allen Be- 
streitenden gegenüber gutgeheissen ist. Entsprechendes gilt be- 
züglich der von dritter Seite erhobenen Pfandrechtsansprache." *) 

Wir halten diese Bestimmung der zürcherischen Anweisung 
— so praktisch sie sein mag — nicht in jeder Beziehung für 
richtig. Unseres Erachtens ist zu unterscheiden zwischen dem 
Falle, dass der Dritte einem Einzigen gegenüber verzicht-et und 
dem Fall, dass es zwischen den einzelnen Gläubigern und dem 
Dritten zur gerichtlichen Austragung kommt. — Bezüglich des 
Verzichtes haben wir die gleiche Auffassung wie die zür- 
cherische Anweisung. Es folgt dies aus dem Charakter des ding- 
lichen Rechtes. Entweder hat der Dritte ein Eigentums- oder 
Pfandrecht, oder er hat es nicht ; eine dritte Möglichkeit ist 
ausgeschlossen. Der Dritte kann deshalb keineswegs die Er- 
klärung abgeben, dem Gläubiger Ä gegenüber behaupte ich das 
Eigentum zu haben und bloss zu Gunsten des B verzichte ich 
auf die Ausübung des Rechtes; ich gestatte dem Betreibungs- 
beamten, dass er für den B die Sache verkauft, dagegen die 
übrigen Gläubiger dürfen aus dem Erlös nichts erhalten. Ist 
der Dritte wirklich Eigentümer, so hat das betreffende Eigen- 
tumsobjekt aus der Pfändung zu fallen und der Dritte mag seiner 
Liberalität dem Gläubiger B gegenüber anderweitigen Ausdruck 
verschaffen. Gehört dagegen der fragliche Gegenstand nicht dem 
Dritten, so bleibt er eben zu Gunsten sämtlicher Gruppengenossen 
gepfändet. Wird einem Gruppengenossen gegenüber auf Geltend- 
machung eines behaupteten Eigentumsrechtes verzichtet, den 
andern gegenüber aber nicht, so spricht die Vermutung dafür, 
dass der Dritte überhaupt kein Eigentum an der Sache hat. — 

Was das vereinzelte prozessualische Vorgehen 



^) S. Züricher Anweisung, §§ 106 und 108. 
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I)f!trifft, so müssen wir für die Theorie eine ganz andere Ansicht 
verfechten als diejenige, welche die zürcherische Anweisung ver- 
tritt. Wir bestreiten nicht, dass, wenn sich nur ein einziger 
Gruppengenosse in einen Prozess mit einem Dritten einlässt, er 
dies auf seine eigenen Kosten und auf eigene Gefahr thut. Dafür 
Süll er auch beim Obsiegen aus dem Erlös der von ihm für die 
Pfändung geretteten Sachen für seine Forderung und seine Be- 
treibungs- und Prozesskosten vorweg befriedigt werden') 
und die übrigen Genossen werden erst auf den eventuellen Rest- 
betrag den verhältnismässigen Anspruch haben. Nach der zürche- 
rischen Anweisung bedarf es dazu für letztere keines neuen 
Prozesses mit dem Dritten, selbst dann nicht, wenn der Dritte 
erklärt, es sei im ersten Prozess unrichtig geurteilt worden, er 
wolle sein Recht neuerdings verteidigen. Die Urheber dieser 
Bestimmung suchen ihre Auffassung wohl damit zu begründen, 
dass der erste prozessierende Kreditor nur zu Gunsten der gan- 
zen Pfändung auf Aberkennung des dritten Anspruches habe 
vorgehen können. Wenn ihn auch das eigene Interesse zum Streit 
veranlasste, so habe er doch an Stelle des Schuldners dessen 
Eigentum zur Geltung gebracht und da die übrigen Gruppenteil- 
nehraer bei absolut gleichen unveränderten Verhältnissen und in 
gleicher Eigenschaft, wie er auftreten müssten, sei notwendiger- 
weise ihnen gegenüber ebenfalls res judicata anzunehmen. Die 
Theorie muss diese Auffassung ablehnen, da der Dritte dabei 
den Gruppengläubigern gegenüber in sehr ungünstige, ungerechte 
Position gedrängt würde. Ohne Zweifel soll bei getrenntem 
prozessualischen Vorgehen zweier Kreditoren, die der gleichen 
Gruppe angehören, die Niederlage des einen nicht auch zugleich 
ungünstigen Ausgang für den andern bedeuten. Wenn daher 
ein Gruppengenosse im Kampf gegen den nämlichen von dritter 
Seite erhobenen Anspruch unterliegt, so kann dem andern Gläu- 
biger — sofern er nicht darauf verzichtet hat — nicht verwehrt 
werden, nochmals vor Gericht aufzutreten. Sollte nun die That- 
sache, dass der Dritte einem einzigen der mehreren getrennt 
vorgehenden Gläubiger gegenüber unterlegen ist, ein weiteres 
Procedere gegenüber den andern Gläubigern von Seiten des Dritten 

^) Zürcher Anweisung, § 173. 
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unmöglich machen ? Dann würde der Dritte zweifellos teine Beein- 
trächtigung seines Rechtes erfahren : Während j e d e A der Grup- 
pengenossen gegen ihn prozessieren kann, soll der DriAe seiner- 
seits nur gegen einen einzigen derselben vorgehen 
Wäre von vorneherein anzunehmen, jedes Urteil des Civilric!! 
entspreche der materiellen Wahrheit; so wollten auch wir 
Weg der zürcherischen Anweisung vorziehen, denn er ist weit • 
einfacher; dann müsste aber auch das Unterliegen des einen 
der mehreren Gruppenteilnehmer sofortige Zurückweisung der 
übrigen zur Folge haben. Da die materielle Wahrheit nicht 
immer erreicht werden kann — wir denken hier vornehmlich 
an das formelle Verfahren einiger Kantone der Innern Schweiz — , 
so ist es uns nicht möglich, den einfachen Weg zu begehen. 

Auch dem Schuldner gegenüber hat das Urteil Rechts- 
kraft, denn sein Recht an der Sache tritt ganz zurück hinter 
dem Recht der Pfändungsgläubiger, wie diese ja auch von einem 
prozessualischen Vorgehen nicht abgehalten werden, wenn der 
Schuldner seinerseits auf sein Recht an der Sache verzichtet. 
Damit der prozessierende Kreditor aber nachträglich vom 
Schuldner nicht wegen nachlässiger, schädigender Prozessführung 
belangt werden kann, wird es gut sein, wenn dem Schuldner 
Streit verkündet wird. — 

Schliesst sich der ersten Gruppe eine weitere an, so besteht 
fcernerfei Vermutung dafür, dass der Dritte, welcher der ersten 
Gruppe gegenüber ein dingiiches Recht an einem gepfändeten 
Gegenstand behauptet hat, diese Behauptung in gleicher Weise 
auch einer zweiten Gruppe gegenüber durchführen werde. Es 
wäre auch ungerecht, die Polgen einer schlechten Prozessführung 
der ersten Gruppe auf die folgenden Gruppen zu erstrecken. 
Die bezüglich einer Gruppenpfändung erfolgte Erledi- 
gung einer Eigentums- oder Pfandansprache kann des- 
halb für die nachgehende Pfändung der gleichen 
Objekte' nicht massgebend sein. Mit Recht schreibt die 
zürcherische Anweisung (§ 107, alinea 2) vor: „Gegenstände, 
welche infolge einer Eigentumsansprache aus einer frühern Pfän- 
dung gefallen sind, sind nötigenfalls zu Gunsten einer nach- 
gehenden Gruppe gleichwohl zu pfänden und das in Art. 106 fg. 
des B.G. vorgesehene Verfahren ist zu wiederholen." Ferner in 
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1^ *J}- 3,3 Wenn in einer vorgehenden Pfändung (Gruppe) 
tei^,^nsprEir"he anerkannt oder gutgeheissen ist und die 

^ ^Lxcgenstände in eine nachgehende Pfändung einbezogen 
ei \ die Ansprache zu wiederholen, ansonst das Pfandrecht 

Älandtuig gegenüber nicht als zu Recht bestehend be- 

^^ wird.*^ Wenn also durch eine vorgehende Gruppe im 

/Abv Anerkeiuiiuig der Ansprüche Dritter an den gepfändeten 

pikten Auspfändung bevorsteht, so ist für weiter eingehende 

-indungsbegehreUj welche zur Bildung einer nachfolgenden 

,/ruppe Anlass geben können, keineswegs einfach ein Verlust- 

ächein auszustellen, sondern es ist auch dieser nachfolgenden 

Gruppe Gelegenheit zu geben, die Ansprüche der angebHch 

dinglich berechtigten Drittpersonen zu bestreiten. ^) — 

Ein völlig gleiches Verfahren wie gegen sonstige Vindi- 
kanten oder angebliche Pfandberechtigte hat der Ehefrau 
gegenüber statt, wenn sie als Vindikantin auftritt. — 

Aus guten Gründen dürfen Gegenstände, an denen Dritte 
Rechtsansprüche geltend machen, erst in letzter Linie gepfändet 
werden, denn die Pfändung von solchen Vermögensstücken ist 
für den Gläubiger nur von zweifelhaftem Werte, „weil deren 
Rechtsbestand von dem Ergebnis der zu gewärtigenden (Art. 
107 B.G.) oder vom Gläubiger selbst anzustellenden (Art. 109 B.G.) 
Klage abhängt. Darum soll sie nur in Ermanglung anderer Pfän- 
dungsobjekte stattfinden (Art. 95, al. 3 B.G.). Wenn daher der 
Eigentums- oder Pfandrechtsanspruch von Dritten erst hinter- 
her erhoben wird^ nachdem die Sache bereits gepfändet ist, so 
muss in konsequenter Befolgung der in Art. 95, al. 3 B.G. ent- 
haltenen Bestimmungen auf Verlangen des Gläubigers die ge- 
fändete Sache wenn immer möglich durch andere Vermögens- 
stücke ersetzt werden, jedoch unbeschadet der Rechte inzwischen 
erfolgter Pfändungen,*^ ^) — Neuerdings stossen wir hier auf die 
den Gläubigern der ersten Gruppe verhängnisvolle Bestimmung 
,,unbeschadet der Rechte inzwischen erfolgter Pfändungen". 
Zum grossen Teil haben wir die daraus entstehenden Fragen 
schon weiter oben zu lösen versucht. ^) 



*) Siehe auch Beschlüsse des Betreibungsrates. Archiv II, No. 41. — 
2} Kommentarj Aiimerktuig- 6 zu Art. 95 B.G. — ^) Brüstlein macht in seiner 
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2. Rechtsstreitigkeiten zwischen den Gruppengenossen. 

Im Gegensatz zu den Streitigkeiten über Vindikations- und 
Pfandrechtsansprüche Dritter können wir die zwischen den ein- 
zelnen Gruppenteilnehmern ausbrechenden Prozesse innere Strei- 
tigkeiten nennen. Es ist möglich, dass teilnahmeberechtigte Gläu- 
biger zugleich auch Eigentums- oder Pfandrechtsansprüche geltend 
machen (z.B. die Ehefrau). Bezüglich dieser letzteren stehen 
sie aber in gleicher Stellung wie jeder andere Dritte. (Siehe oben 
Seite 110 fg.) Hier haben wir uns einzig mit den Streitigkeiten 
bezüglich des Anschlusses der Gläubiger unversicherter Forde- 
rungen zu beschäftigen. Bevor wir jedoch näher darauf eintreten, 
sei noch in möglichster Kürze auf die Bestimmungen über die 
Verwertung der Pfändungsobjekte und die Kollokation hinge- 
wiesen; werden ja solche Streitigkeiten doch nur angehoben, 
wenn die Verwertung ungünstige Resultate erzielen wird und 
wenn die Kollokation nur für einen beschränkten Teil der For- 
derungen Befriedigung in Aussicht stellt. 

Die Verwertung. Nach Art. 116 B.G. kann „der Gläu- 
biger die Verwertung der gepfändeten beweglichen Vermögens- 
stücke und Forderungen frühestens einen Monat und spätestens 
ein Jahr, diejenige der gepfändeten Liegenschaften frühestens 
sechs Monate und spätestens zwei Jahre nach der Pfändung 
verlangen. — Nehmen mehrere Gläubiger an der Pfändung teil, 
so laufen die Fristen von dem Tag des letzten Pfändungs- 
begehrens." (Art. 117 B.G. :) „Das Recht, die Verwertung zu ver- 
langen, steht in einer Gläubigergruppe jedem Teilnehmer zu. — 
Gläubiger, welche Vermögensstücke gemäss Art. 110, al. 3 B.G., 



Streitschrift gegen Bachmann, p. 49, darauf aufmerksam, wie sich ein vorsichtiger 
Gläubiger davor hüten kann, ins Blaue hinein auf eigene Gefahr einen An- 
fechtungsprozess anzustrengen, ohne sich darüber Gewissheit verschafft zu haben, 
auf welchen Anteil an der „Beute" er im Falle des Prozessgewinns rechnen 
kann. „Es steht ihm ein einfaches Mittel zu Gebote : Anstatt erst nach Erledi- 
gung der Anfechtungsklage deren Ergebnis zu beschlagnahmen, beginnt der 
Gläubiger damit, dass er zum voraus dieses eventuelle Ergebnis pfändet; er 
wartet hierauf den Abschluss der Anschlussfrist ab und sieht dann zu, ob es sich 
lohne, sei es auf eigene Faust, sei es im Vereine mit andern Pfändungsgenossen. 
durch die Anfechtungsklage die Rechtmässigkeit der vollzogenen Pfändung zu 
beweisen und deren gerichtliche Bestätigung zu erwirken." 
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j^fi Möhrerlös gepfändet haben, können gleichfalls 

m^f ^ .^^^^ertung verlangen." (Art. 118:) „Ein Gläubiger, dessen 

d^^'^'^.^^e'me bloss provisorische ist, kann die Verwertung nicht 

t ijg^^' Inzwischen laufen für ihn die Fristen des Art. 116 B.G. 

%jt'^ ^~ ^^'*^ bisJierige Praxis hat gezeigt, dass von den be- 

^[.llfeflA^n Kreditoren gewöhnlich schon am ersten möglichen 

fff^ die Verwertung verlangt wird. Die Fristen hätten deshalb 

^0lil kürzer bemessen werden dürfen! In der Regel wird das 

V'fTWertungsbegehron für die ganze Betreibungssumme gestellt. 

0^ werden dann alle gepfändeten Vermögensstücke nach den 

durch das Gesetz aufgestellten Vorschriften verwertet. 

Kollokation. Können sämtliche Gruppengläubiger aus 
dem Erlös befriedigt werden, so wird ihnen ohne weiteres der 
den Forderungen entsprechende Betrag ausbezahlt. Ist dies nicht 
der Fall, so hat das Betreibungsamt einen Verteilungs- (Kollo- 
kations-) Plan anzufertigen. Massgebend für diesen sind die 
bezüglich des Konkurses aufgestellten Vorschriften. Zunächst 
müssen die Kosten des Verfahrens gedeckt sein. Sodann werden 
aus dem Erlös jener Vermögensstücke, an denen ein unbestrittenes 
Vertragspfandrecht gehaftet hat, die betreffenden Pfandgläubiger 
befriedigt und die Pfändungsgläubiger haben nur noch auf die 
übrigbleibende Masse Anspruch. Gewisse Forderungen haben ein 
Vorrecht vor andern, ein Privilegium exigendi. Die Kreditoren 
werden danach (wie im Konkurs) in folgende fünf Klassen *) 
eingetheilt: 

1. Klasse, a) Die Lohnbeträge der Dienstboten für das letzte 

pJalirvor Stellung des Pfändungsbegehrens- 

b) Die Besoldungen der Kommis und Bureauange- 
stellten für das letzte Halbjahr. 

c) Die Lohnbeträge der auf Tag- oder Stücklohn 
gedungenen Arbeiter, der Fabrikarbeiter und 
anderer auf Tag- oder Wochenlohn gedungenen 
Personen für das letzte Vierteljahr. 

d) Die Beerdigungskosten. 

2. Klasse, u) Die Forderungen von Personen, deren Vermögen 

kraft Vormundschaft oder elterlicher Gewalt dem 



V^L Art, tV^ B.G. 
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Schuldner anvertraut war, für alles, was der- 
selbe ihnen in dieser Eigenschaft schuldig ge- 
worden war. 

3. Klasse. Die Forderungen aus sanitären Leistungen (Arzt 

Apotheker, Hebamme) für das letzte Jahr. 

4. Klasse. Der privilegierte Teil der Forderung der Ehefrau 

des Schuldners für ihr zugebrachtes Frauengut, 
soweit dasselbe kraft gesetzlich anerkannten 
Güterrechts im Eigentum oder in der Verwaltung 
des Ehemanns sich befindet. 

Der privilegierte Teil darf nicht mehr als 
die Hälfte des Frauengutes betragen. 

Auf den privilegierten Teil wird der Wert 
derjenigen Vermögensstücke, welche die Ehefrau 
als Eigentümerin zurücknimmt, sowie der Betrag, 
welchen sie auf Grund eines ihr zustehenden 
Pfandrechtes erhält, angerechnet. 

5. Klasse. Alle übrigen Forderungen mit Einschluss der Ehe- 

frau für den nicht privilegierten Teil ihres zu- 
gebrachten Frauengutes. 
Jede frühere Klasse hat ein unbedingtes Vorrecht auf Be- 
friedigung vor der nachfolgenden. Innerhalb der einzelnen Klasse 
hat jeder Kreditor gleiches Recht auf den Erlös. Reicht der 
Erlös nicht für alle Klassenteilnehmer aus, so findet verhältnis- 
mässige Verteilung statt. ^) — 

Je mehr Gläubiger und je mehr Forderungen in einer 
Gruppe sind, um so kleiner wird der Anteil des Einzelnen am 
Erlös. Ein jeder muss deshalb auf hinreichende Weise gegen 
die Zulassung unberechtigter Forderungen geschützt sein. Dass 
der Schuldner einen Rechtsvorschlag unterlassen hat oder im 



*) Aus gleichen Gründen, wie wir sie bereits früher (siehe insbesondere oben 
p. 40 fg.) vorgebracht haben, vermag auch die bloss konkursmässige Auseinander- 
setzung innerhalb der einzelnen Gruppe und die mögliche Bevorzugung einzelner 
Kreditoren vor andern ein materielles Recht, ein Pfandrecht, nicht auszuschli essen. 
Bis zur Verteilung stehen einem jeden, welcher Klasse er nun auch angehören 
la'ögef die gleichen Rechte zu. 
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^prmgsijprozess unterlegen ist, bildet absolut noch keinen 



y^el'} 'Jr^d noch weit weniger begründet der auf Grund 
Art. 1 1 1 B.G. zugelassene Anschluss irgendwelche Ver- 
itui^g der Rechtmässigkeit der Forderung. Deshalb ist dem 
-j^^j^it^n Kreditor die Möglichkeit gegeben, von seinen Konkur- 
^^len in der Gruppe den Nachweis der Rechtmässigkeit ihrer 
pifj/tierungon zu erzwingen und zwar soweit es die durch Art. 111 
^i;/ji Arieichhiss berechtigten Personen betrifft, sofort nach An- 
falüust-, bezüglich der übrigen in der Regel erst nachdem der 
JCüllokaüüiisplan aufgestellt ist. ^) Sobald sich die Ehefrau, Kinder, 
Minulul oder Verbeiständete des Schuldners für Forderungen 
aus dem ehelichen, elterlichen oder vormundschaftlichen Ver- 
liältnis der Pfändung angeschlossen haben, hat das Betreibungs- 
amt nicht nur den Schuldner, sondern auch die Gläubiger in 
Kenntnis zu setzen von dem Anspruch unter Ansetzung einer 
Frist vc^n zehn Tagen, innerhalb welcher sie denselben be- 
streiten köjuien. Wird der Anspruch bestritten, so findet die 
Teilnahme nur mit dem Rechte der provisorischen Pfändung 
statt und der Ansprecher hat binnen zehn Tagen Klage zu 
orhübuu, widrigenfalls seine Teilnahme dahinfällt. Der Prozess 
wird ijn beächleunigten Verfahren geführt. (Art. 111, alinea 2 
und 3j Dem Schuldner gegenüber tritt die zehntägige Be- 
sLreitungsiVist an Stelle der Rechts vorschlagsfrist, die ihm gegen 
gewrjhnliche i^^orderungen vor der Pfändung zusteht. Während 
aber der Hoehts verschlag im letztern Fall Einstellung der Be- 
treibung zui- l'olge hat, nimmt im Falle des Art. 111 B.G. der 
Uläuljiger trolz der Bestreitung wenigstens provisorisch an der 
Pfändung teil. 

Die veri^(;liiedene Behandlung der nach Art. 110 und 111 
WA). zugelas>euen Forderungen in Bezug auf die Anfechtungs- 
zeil ei'klärl sii^li daraus, dass der Anschluss von Frauen, Kindern 
und Mündeln an. eine Gruppe in der Regel weit gefährlichere 



^) Kommenlnr, Anm. 2 zu Art. 148. — ^) Art. HO B.G. unterscheidet sich 
^v'osßuilidi vDij Alt;. 111 B.G. auch dadurch, dass nur der letztere ausdrücklich eine 
UtiHlrüitung- LiiüL*r Forderung sofort nach deren Anschluss an die Gruppe 
vorsielu. "Wir bulten dafür, dass eine Anwendung von Art. 111, al. 2 und 3 auf 
Forderung^eii det Art. 110 nicht notwendig, aber auch nicht statthaft ist. Vgl. 
p, 1 ii 3 j A u ja e ]' k u n g 1 und 2. 
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Konsequenzen für die gewöhnlichen Gruppenteilnehmer nach sich 
zieht als der Anschluss von andern Kreditoren. Die von der 
Frau, den Kindern und Mündeln angemeldeten Beträge sind 
meistens sehr beträchtliche, zum grossen Teil privilegierte und 
deren Anerkennung vermag die übrigen Gruppenteilnehmer wenn 
nicht völlig auf die Seite zu schieben, so doch in ihrem Anteil 
bedeutend herabzudrücken. Dazu kommt, dass der Schuldner 
wegen seines nahen Verhältnisses zu den Gläubigern diese zu 
begünstigen geneigt ist; es kommen ja z. B. die zu Gunsten der 
Frau geretteten Vermögensstücke ihm selbst wieder indirekt zu.^) 
Die Praxis zeigt, dass Abmachungen, Kollusionen zwischen den 
Ehegatten zu Ungunsten der gewöhnlichen Kreditoren keine 
Seltenheit sind, und gerade aus diesem Grunde sind die Prak- 
tiker auf das Teilnahmeprivileg der Ehefrau nicht gut zu 
sprechen. 

Sobald der Gläubiger einen Auszug des Kollokationsplanes 
(seinen Teil betreffend) erhalten hat, kann er nach Art. 148 B.G. 
denselben durch Klage beim Gericht des Betreibungsortes an- 
fechten. Die Klage richtet sich gegen diejenigen Kreditoren, 
durch deren Anschluss der Kläger sich verletzt glaubt. Damit 
ist nun auch die Möglichkeit gegeben, den Rechtsbestand oder 
die Rangordnung einer auf Grund von Art. 110 B.G. in die 
Gruppe getretenen Forderung zu bestreiten. Der Kläger kann 
dabei Einwände geltend machen, welche an und für sich dem 
Schuldner zuständen (Kompensation u. s. f.), oder aber es ist die 
Anfechtungsklage auf Grund von Art. 285 fg. B.G. gegeben.^) Mit 
dem Kommentar halten wir dafür, dass der Beklagte — nicht 
der Kläger — die Gültigkeit der bestrittenen Forderung zu be- 
weisen hat, da die Rechtsbeständigkeit derselben noch in keiner 
Weise den Mitgläubigern gegenüber festgestellt ist. Eine andere 
Frage ist es, ob in Kollokationsstreitigkeiten neuerdings auch 
die Forderungen der Ehefrau, Kinder und Mündel einbezogen 
werden können. Wir geben darauf eine bejahende Antwort, 
aber nur hinsichtlich derjenigen Gläubiger, die es unterlassen 
hatten, bei erster Gelegenheit zu opponieren. Doch ruht nun- 



^) Kommentar, p. 125. — 2) Kommentar, Anm. 2 zu Art. 148 B.G. 
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mehr die Beweislast nicht mehr auf dem Beklagten, sondern auf 
den Klägern.*) — 

Art. 107 B.G. gestattet dem Dritten, der an einem ge- 
pfändeten Vermögensstück Eigentum oder Pfandrecht beansprucht 
und der nicht in die Lage gesetzt war, früher sein Recht zum 
Ausdruck zu bringen, Geltendmachung desselben gegenüber dem 
Erlös der gepfändeten Sache, so lange dieser nicht verteilt 
ist. An Stelle der Sache tritt dann einfach der aus dem Verkauf 
derselben erlöste Betrag. Nach der zürch. Anweisung^) hat 
der Betreibungsbeamte bei Aufstellung des KoUakationsplanes 
den angeblichen Eigentümer, resp. Pfandgläubiger ebenfalls für 
den betr. Betrag, jedoch mit absolutem Vorrecht vor den übrigen 
Gläubigern, zu kollozieren. Die Gruppenteilnehmer, welche das 
Recht des Dritten bestreiten wollen, haben nun in gleicher Weise 
vorzugehen wie gegen jeden andern Gläubiger. Der Beweis 
liegt hier natürlich dem angeblich dinglich berechtigten Dritten 
ob. Wir halten die angeführte Bestimmung der zürch. An- 
weisung für richtig. 

Soweit die Kollokation nicht bestritten ist, kann die Ver- 
teilung vor sich gehen. In Bezug auf die Verteilung der be- 
strittenen Beträge wirkt die Klage suspensiv. 

Wenn auch Art. 110 B.G. keine spezielle Bestimmung ent- 
hält, so wird doch auch gegen denjenigen, der nicht auf Grund 
von Art. 111 B.G., sondern als gewöhnlicher Kreditor Aufnahme 
in die Gruppe erlangt hat, schon vor der Kollokation in früherem 
Stadium des Betreibungsverfahrens der Prozessweg beschritten 
werden können, falls die zur Anhebung der Anfechtungsklage nach 
Art. 285 fg. B.G. berechtigenden Voraussetzungen gegeben sind. 
Diese Klage setzt nach Art. 285 B.G. wenigstens einen provi- 
sorischen Verlustschein voraus ; sie ist also in dem genannten Zeit- 
raum gegeben, wenn nach der Schätzung des Betreibungsbeamten 
nicht genügend pfändbares Vermögen vorhanden ist und infolge- 
dessen die Pfändungsurkunde (nach Art. 115 B.G.) als provisori- 
scher Verlustschein anzusehen ist. Es ist wohl möglich, dass 
zur Zeit des Eintritts eines zweifelhaft berechtigten Kreditors 
trotz dessen Zulassung die ganze Gruppe gedeckt erscheint ; erst 



1) A. gl. o. — 2) § 172. 
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mit dem Anschluss eines weitern Gläubigers erweist sich das 
pfändbare Vermögen als unzulänglich und wenn keine weitern 
Gegenstände mehr zu pfänden sind, wird die Pfändungsurkunde 
zum provisorischen Verlustschein (Art. 116 al. 2 B.G). Auf Grund 
desselben steht nun jedem Gruppenteilnehmer gegen den zweifel- 
haft Berechtigten nach Art. 285 fg. E.G. die Anfechtungsklage 
(actio Paulliana) zu. Der Gläubiger wird aber trotz der MögUchkeit, 
diese Klage jetzt schon anstellen zu können, gut daran thun, 
mit derselben zuzuwarten bis nach Bekanntwerden des Kollo- 
kationsplanes. Es ist ja möglich, dass inzwischen ein Gruppen- 
gläubiger austritt und auf seine Ansprüche verzichtet, resp. seine 
Forderung herabsetzt, oder dass neue Gegenstände in die 
Pfändungsmasse eingezogen werden. Erst mit der Aufstellung 
des Kollokationsplanes wird sich genau berechnen lassen, welchen 
Wert ein eventuell günstiger Ausfall des Anfechtungsprozesses 
haben wird. ^)^) — 

Es liegt stets im Ermessen des Einzelnen, ob er prozessieren 
will oder nicht, ob er den Anspruch eines Dritten, die Teilnahme- 
berechtigung eines Gruppenkollegen anerkennen oder bestreiten 
will. Doch werden die prozessierenden Kreditoren im Falle des 
Obsiegens immer aus dem Ergebnis vorweg befriedigt. (Ent- 
sprechend den Art. 132, al. 2; 250 und 360 B.G.) 



Der Ausgang des Prozesses, resp. Verzicht auf einen solchen 
zwischen den Gruppengläubigern oder mit Dritten, kann für eine 
nachfolgende Gruppe von grosser Bedeutung sein, denn je 
weniger Vermögensteile von der frühern Gruppe in Anspruch ge- 
nommen werden , um so mehr werden für nachfolgende Gruppen 
übrig bleiben. Können sich die Teilnehmer einer nachfolgenden 
Gruppe ohne weiteres in den Streit einer vorhergehenden ein- 



^) Auch hier wird die Pfändung zu Gunsten der bestrittenen Forderung 
nur als eine provisorische angesehen werden können. — ^) Aus diesen 
Gründen lässt sich auch der Mangel einer Bestimmung betreffend Bestreitung 
der nach Art. 110 B.G. sich anschliessenden Forderungen vor der Kollokation 
verschmerzen. Vielleicht wollte der Gesetzgeber gerade unnötige Prozesse zu 
verhindern suchen. 
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iiMschen? Bei der vollständigen Abgeschlossenheit der einzelnen 
1 Pfändung ist dies nicht möglich. Auf Umwegen gelangt jedoch 
eine Gruppe dazu, nachteilige Polgen, herbeigeführt durch un 
glückliches Prozessieren oder Verzichtleistung einer frühern 
Gruppe, zeitig von sich abzuwenden. 

Wir haben hier zu unterscheiden zwischen den von Dritt- 
porsonen erhobenen dinglichen Ansprüchen und den zur Auf- 
nahme in die Gruppe zugelassenen Forderungen. Wenn die 
li laubiger der frühern Gruppe den Eigentumsanspruch eines 
Dritten nicht bestreiten, so fällt der Gegenstand ausser Pfän- 
dung, gleiches ist der Fall, wenn der Dritte in einem Prozess 
ubsiegt. Der Dritte — namentlich der in mala fide befindliche — 
wird den Gegenstand schleunigst dem Gewahrsam des Schuld- 
ners entziehen, damit nicht weitere Gruppen die Sache neuer- 
dings pfänden. Davor kann sich eine nachfolgende Gruppe nur 
bewahren, wenn sie frühzeitig genug den Gegenstand ebenfalls 
]! fändet. 

Was die in der ersten Gruppe unangefochten gebliebenen 
Forderungen der Pfändungsgläubiger betrifft, so können dieselben 
von den Teilnehmern einer zweiten Gruppe auf Grund ihrer 
.Mitgliedschaft in der zweiten Gruppe nicht bestritten werden. 
<^iltiubt indessen ein Pfändungsgläubiger, eine Forderung werde 
unberechtigt am Erlös der frühern Pfändung teilnehmen, so kann 
er nur auf Grund eines provisorischen oder definitiven Verlust- 
scheins mit der Anfechtungsklage nach Art. 285 fg. des B.G. 
gegen den frühern Gruppenteilnehmer vorgehen. Damit aber 
ilioses Vorgehen nicht ein erfolgloses bleibe, hat der benachtei- 
ligte Kreditor zeitig genug, noch vor der Verteilung in der ersten 
( Truppe, den angefochtenen Teil des Erlöses mit Arrest belegen 
zu lassen, resp. bezüglich dieses Teiles eine vorsorgliche Mass- 
regel im Sinn des kantonalen Prozessrechtes zu erwirken.^) ^) 



*) Vgl. Archiv II. Beschlüsse des Betreibungsrates, No. 41, p. 92 fg. — 
") Siehe auch Brustlein et Kambert. Coramentaire de la loi fed^rale sur la pour- 
suite pour dettes et la faillite. Edition francjaise revue et augment^e de l'ouvrage 
EiUemand de MM. L. Weber et A. Brustlein. Note 8 zu Art. 111 B.G. 
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Als Resultat unserer Untersuchungen ergibt sich: „Durch 
die Pfändung zu Gunsten eines Kreditors wird eine 
zeitlich beschränkte Gruppenbildung von Kreditoren 
ermöglicht, infolge deren eine Art communio incidens 
entsteht."*) Obwohl der einzelne Pfändungsgläubiger völlig, 
selbständig über sein Recht verfügen kann und in gewisser Be- 
ziehung seinen Gruppenkollegen sogar feindlich gegenübersteht, 
bildet doch wieder eine Gruppe nach aussen hin (gegenüber 
Dritten, wie gegenüber einer andern Gruppe) einen abgeschlos- 
seenen Interessenverband, wenn dieser auch freilich subjektiv 
nicht konkret in die Erscheinung tritt, w4e dies beim verwandten 
Institut des Konkurses in der Gläubigerversammlung, dem 
Gläubigerausschuss und der Konkursverwaltung der Fall ist. Es 
kommt deshalb auch nicht zu einer Aeusserung des Gesamtwillens 
der Gruppe, sondern bloss zur Aeusserung des Willens eines 
jeden einzelnen Gruppenteilnehmers. Die Konflikte, die aus dem 
Institut der Gruppenpfändung entstehen und deren nicht wenige 
sind, können u. E. nur durch Erweiterung der Teilnahmemöglich- 
keit gemildert, einzig aber durch die Zulassung aller fälligen 
Forderungen zur gleichmässigen Befriedigung bis zum Tage der 
Verwertung aus der Welt geschafft werden. Die Praxis ist 
übrigens noch zu jung, um eine abschliessende richtige Be- 
urteilung des Gruppensystems geben zu können. 



-y/A^ 



^) So auch Prof. Meili, Vorlesungen über Schuldbetreibung und Konkurs, 
Zürich 1893/94. 
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Anhang. 

L Hine prinzipielle Entscheidung der Frage : Welchen 
Anspruch hat die nicht gedeckte ältere Gruppe an 
neu entdecktem Vermögen? 

(Vgl. oben p. 98, Anmerkung 1.) 

Auszug aus dem Protokoll der Aufsichtsbehörde des Betreibungs- und 
Konkursamtes von Basel-Stadt. — Beschwerde Konrad (d. d. 16. Juli 1893). 

Thatsachen: 

Konrad vertritt den Gläubiger Grossmann contra Schuldner 
Ide^ erwirkte eine Rechtsöffnung gegen diesen für Fr. 375 und 
übergab die Forderung zur Pfändung an Amtmann Schlageter *), 
diesem zwei Guthaben des Schuldners mitteilend, die er in Er- 
fahrung gebracht hatte. Der Amtmann gab diese Forderung 
uiiter Nennung jener Guthaben zur Pfändung auf; sie wurde am 
lO.j 16., 18., 19. Mai Ide und den auswärtigen Schuldnern gegen- 
über vollzogen, und am 25. Mai dem Amtmann Abschrift nnit- 
geteilt. Vorher hatte sich bereits eine erste Pfändungsgruppe 
gegen Ide gebildet; Grossmann, zu spät für diese angemeldet, 
bildete eine zweite. In der ersten standen Fr. 6713. 12 Forden- 
rimgen Fr. 305. 84 Aktiven gegenüber; das Betreibungsamt nahm 
nun jene von Konrad genannten für Grossmann gepfändeten 
GutJiaben in die erste Gruppe, da der zur Nennung seines Ver- 
njögens verpflichtete Schuldner sie verheimlicht habe, und sie 
zur Zeit der ersten Pfändung bereits existiert hatten. Die Kollo- 

^) Im Kanton Basel-Stadt sind nur die Amtleute zur Vertretung von 
GliUibigern in Betreibungssactien befugt. 
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kation über die erste Gruppe wurde am 14. Juni mit zehntägiger 
Ein Sprachefrist eröffnet; am 21. Juni wurde Amtmann Schlageter 
namens Grossmann in Aufhebung der früheren Abschrift ein 
leerer Pfandschein übergeben unter mündlicher Motivierung, 
gegen die er keinen Protest erhob. Der Amtmann behauptet, 
diesen Verlustschein dem Beschwerdeführer gesandt zu haben; 
dieser bestreitet es. Er gibt an, seit der Pfändung nichts mehr 
in Sachen erfahren zu haben, entschlossen gewesen zu sein, die 
in erster Gruppe eingegebene Prauengutsforderung zu bekämpfen, 
dann erst bei Anfrage auf dem Betreibungsamt den Sachverhalt 
erfahren zu haben. Das Verfahren widerspreche den gesetzlichen 
Vorschriften über Pfandverwertung, sei willkürlich ; e r habe die 
Forderungen gepfändet und halte sie für sich und seine Gruppe 
fest. Wann die Forderung entstanden sei, habe das Betreibungs- 
amt nicht zu beurteilen; sie gehöre dem, der durch Pfändung 
zuerst ein Recht auf sie erworben habe. Es liege eine Rechts- 
verweigerung vor; die Beschwerde sei also an keine Frist ge- 
bunden. Er verlange, dass die von ihm gepfändeten Forderungen 
in seine Gruppe zurückgewiesen und ihm mitgeteilt werde, welche 
sonstigen Ansprüche in dieser Gruppe erhoben worden seien. 

Rechtsgründe : 
Das Betreibungsamt hat in dieser Sache materiell richtig, 
formell unrichtig gehandelt. Materiell richtig: denn nach Art. 110 
B.G. hat das Betreibungsamt auch bei Pfändungsanschlüssen die 
Pfändung so weit zu ergänzen, als zur Deckung sämtlicher For- 
derungen dieser Gruppe notwendig ist. Bevor die frühere 
Gruppe völlig liquidiert ist, rauss jedes gepfändete 
Vermögensstück bis zur Deckung ihrer Forderungen 
ihr zugewiesen und darf überhaupt für eine nach- 
folgende Gruppe nicht gepfändet werden. Hätte das 
Betreibungsamt die fraglichen zwei Guthaben nicht der ersten, 
sondern der zweiten Gruppe zugewiesen, so wäre es auf Be- 
schwerde der ersten Gruppe durch die Aufsichtsbehörde ange- 
wiesen worden, dies zu thun. Die Auffassung des Gesetzes durch 
die Beschwerde ist eine irrtümliche; dass für Gruppe 2 formell 
unrichtig gepfändet wurde, gibt dieser kein Recht; es war ein 
Versehen eines Beamten gegen das Gesetz, welches den Bestim- 
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rmingen desselben nicht derogieren kann. Formell unrichtig war 
nämlich, dass das eingegangene Pfändungsbegehren ausgeführt 
wurde, ohne dass das Betreibungsamt feststellte, ob nicht bereits 
eine frühere, noch nicht gedeckte Pfändungsgruppe vorliege, der 
dieses Begehren nicht mehr zugeteilt werden könne. Wäre dies 
geschehen, so wäre die Pfändung der angegebenen Forderungen 
sofort für die erste Gruppe vollzogen worden und die zweite 
Gruppe, d. h. Schlageter namens Grossmann, hätte einen Verlust- 
schein erhalten. Es mag zugegeben werden, dass diese Fest- 
stellung eine zeitraubende ist ; wenn sie aber im Drang der 
Geschäfte unterlassen wurde, so fallen daraus entstehende Mehr- 
kosten zu Lasten des Betreibungsamtes und dasselbe wird eben 
Mittel und Wege finden müssen, derartige Weiterungen zu ver- 
meiden. Den Beschwerdeführer können also nur diejenigen Kosten 
treffen, die bei formell richtiger Ausführung seines Begehrens 
entstanden wären. Bei dieser Sachlage kann ununtersucht bleiben 
einmal, ob, da die Pfändung durch einen Amtmann veranlasst 
wurde und dieser sich beim Vorgehen des Betreibungsamtes 
beruhigte, der von ihm vertretene Gläubiger zur Beschwerde 
des Betreibungsamtes legitimiert ist (eine Beschwerde gegen den 
Amtmann ist nicht erhoben worden und würde auch nicht in 
die Kompetenz der Aufsichtsbehörde fallen), und sodann, ob die 
Beschwerde nicht verspätet ist, weil ja angesichts der Mitteilung 
der Sachlage an den Amtmann und den Beschwerdeführer von 
einer Rechtsverweigerung nicht die Rede sein kann. *) Denn 
die Aufsichtsbehörde kann jedenfalls von sich aus auch in 



^) Grossmann hat dagegen am 11. Oktober 1892 au den Bundesrat rekurriert. 
(Vgl. Archiv I, No. 50.) Der Bundesrat hat erkannt: „Die Aufsichtsbehörden 
häbeti In jedem Beschwerdefalle festzustellen, ob die Beschwerde rechtzeitig ein- 
g^ereicbt wurde oder nicht. Der Umstand, dass sie die Beschwerde ohnehin als 
materiell unbegründet betrachten, enthebt sie dieser Verpflichtung nicht, denn 
eine kantonale Aufsichtsbehörde kann nicht mit Bestimmtheit voraussehen, ob im 
Fiille iler Weiterziehung ihrer Entscheidung der Bundesrat als oberste Instanz 
den Eechtsanschauungen, von denen sie sich leiten Hess, beipflichten werde.** 
Offenbar hat die Basler Aufsichtsbehörde nachträglich die Beschwerde als ver- 
äpUtet festgestellt, weshalb der Bundesrat nicht dazu kam, materiell zu ent- 
8<^heiden. So mangelt uns denn noch bis zur Stunde ein Entscheid der obersten 
Jiiätjinz über die vorliegende Frage. 
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einzelnen Beschwerdefällen Weisungen an das Betreibungsamt 
erlassen. 

Der Beschwerdeführer ist mit seinem Begehren abgewiesen. 
Das Betreibungsamt darf den Amtmann Schlageter für die Pfän- 
dung 5089 Grossmann contra Ide nur Fr. 1. 80 belasten und hat 
in Zukunft Sorge zu tragen, dass Pfändungen für 
einen neuen Gläubiger nicht auszuführen sind, 
bevor konstatiert ist, ob eine frühere, noch nicht 
erledigte Pfändungsgruppe genügend gedeckt er- 
scheint. 



IL Die Statistik über die Gruppenbildung 
des Jahres 1893. 

Der Direktor des eidgenössischen Betreibungsamtes hat uns 
ermächtigt, die im Jahr 1893 aufgenommenen statistischen Er- 
hebungen über die Grüppenbildung zu veröffentlichen. *) Da eine 
offizielle Publizierung vorläufig nicht erfolgen wird, machen 
wir von der uns erteilten Erlaubnis gerne Gebrauch. Aus ver- 
schiedenen Gründen unterlassen wir es aber, weitergehende Er- 
örterungen beizufügen. Das Material ist nicht geeignet, um aus 
demselben in zutreffender Weise Schlüsse auf die qualitative 
Beschaffenheit des Gruppensystems ziehen zu können. Einmal 
waren zu Anfang des Jahres 1893 immer noch nicht alle Be- 
treibungsbeamten völlig mit der neuen Institution der Gruppen- 
pfändung vertraut, so dass nicht anzunehmen ist, die Aufzeich- 
nungen seien überall in absolut korrekter Weise erfolgt. Weil 
ferner die Angaben den Gruppenbüchern entnommen werden 
niussten, in diese aber die vielen „Einergruppen", d. h. jene 
Gruppen, welche aus bloss einem Teilnehmer bestehen, von den 



^) Die Kantone Uri, Schwyz und Wallis hatten bis zur Drucklegung dieser 
Arbeit ihre Zählkarten dem eidg. Amte für Schuldbetreibung und Eonkurs noch 
nicht zugeschickt, weshalb die Veröffentlichung diese Kantone betreffend nicht 
erfolgen kann. — Die Freundlichkeit, mit welcher mir das statistische Material 
zur Verfügung gestellt wurde, sei hier Herrn Direktor Dr. Brüstlein bestens 
verdankt. 

9 
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Betreibungsbeamten nicht als Gruppen notiert worden sind, so 
entsprechen die in der Rubrik ,, Gesamtzahl der im Berichtsjahre 
abgeschlossenen Gruppen^ eingetragenen Zahlen überhaupt nicht 
der Wirklichkeit. 

Die Wünschbarkeit einiger von uns vorgeschlagenen Ab- 
änderungen hätten wir gerne durch einige Zahlenbeispiele be- 
weisen mögen ; doch können wir aus vorliegendem Material, weil 
es zu spärlich ist, die von uns aufgeworfenen Fragen nicht be- 
antworten. Wir denken hier insbesondere an die Frage der Ver- 
längerung der Teilnahmesfrist. Wüssten wir mit mathematischer 
Gewissheit — solche lässt sich hier ja bei genauer Statistik er- 
reichen — , dass von mehreren Gruppen die erste gewöhnlich nur 
einen oder höchstens zwei Teilnehmer zählt, die spätem Gruppen 
aber eine grössere Zahl von Mitgliedern aufweisen, so könnte 
unanfechtbar die Notwendigkeit der Verlängerung der Teilnahme- 
frist dargethan werden. 

Es wäre auch wünschenswert, jenes Verhältnis genau zu 
kennen, welches besteht zwischen der Gruppenzahl und der 
Zahl aller Pfändungen, welche hätten vollzogen werden müssen, 
falls das Institut der Gruppenpfändung überhaupt nicht exi- 
stieren würde. Auch darüber erhalten wir von der vorliegenden 
Statistik noch keine Auskunft. 

Die Einteilung des Gruppenbuches hat eine andere Statistik 
als eine solche, wie sie jetzt abgeschlossen vor uns liegt, nicht 
zugelassen. Es wäre deshalb ganz verfehlt, wollte man mit 
einem Hinweis auf das etwas unzuverlässige, spärliche statisti- 
sche Material des Jahres 1893 den Nutzen einer Betreibungs- 
statistik in Abrede stellen. Wir sind vielmehr der Ansicht, dass 
eine rationelle Statistik gerade für das Betreibungsverfahren von 
sehr grosser Bedeutung ist. Leider bemerken wir auch schon 
in emigen Abteilungen unseres schweizerischen Staatshaushaltes 
. Symptome einer „statistischen Krankheit" ; man lässt sich oft 
zu Trugschlüssen verleiten, indem aus dem zählbaren Negativen 
auf das nicht zählbare Positive geschlossen wird. Es wäre aber 
niolit richtig, wollte man aus solchen Gründen von vornherein 
der Betreibungsstatistik die Lebensberechtigung absprechen; 
denn gerade auf diesem Gebiete haben wir nur mit positiven 
Grössen zu rechnen, jene Fehler, auf welche Riehl in seinem 
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Vortrag über „die statistische Krankheit^ ^) hingewiesen hat, 
können also hier nicht vorkommen. Keine Statistik kann zuver- 
lässiger sein als diejenige über das Betreibungs- und Konkurs- 
verfahren, ganz besonders zuverlässig muss sich auch für die 
Gruppenpfändung aus der Berechnung der quantitativen Ver- 
hältnissß die Qualität folgern lassen, vorausgesetzt natürlich, dass 
der Staat die statistischen Erhebungen richtig anzuordnen ver- 
steht und für die richtige Durchführung seiner Anordnungen 
besorgt ist. 

Ohne Zweifel hat das B.G. viele Schwächen. Um so eher 
hat der Staat die Pflicht, gerade in dieser Richtung Vorkehrungen 
zu treffen, damit bei einer künftigen Revision des Gesetzes 
„statistisch genau" die Dringlichkeit einer Reform nachgewiesen 
werden kann. Die Statistik ist eine Hü Ifs Wissenschaft; sie allein 
kann uns helfen, wenn wir die reformbedürftigen Stellen unseres 
Gesetzes in richtiger Weise kennen lernen wollen. Die Statistik 
ist aber auch das beste Hülfsmittel zur genauen Kontrolle über 
sämtliche Betreibungsämter. Wenn man von dem einzelnen Be- 
treibungsbeamten umfassende statistische . Aufzeichnungen ver- 
langt, so wird er dadurch zugleich zur Ordnung angehalten. 
Die Zahlen fordern ihn auf, sich über die Bedeutung der Zahlen- 
sprache Rechenschaft zu geben und über diese oder jene Er- 
scheinungen im Betreibungs- und Pfändungsverfahren nachzu- 
denken. Die Statistik ist somit auch eine Lehrmeisterin für den 
Betreibungsbeamten ; gewiss nicht zum Schaden der einheitlichen 
Durchführung des Gesetzes! 

Wir haben uns verpflichtet gefühlt, ausführlicher die Be- 
deutung einer rationell durchgeführten Betreibungsstatistik dar- 
zuthun, weil man gegenwärtig den vollen Wert einer solchen 
noch nicht überall recht zu würdigen scheint.^) Wir kön- 
nen diese Betrachtung nicht schöner schliessen als mit den 
Worten Riehls^): „Die Wissenschaft der Statistik ist nur wider- 
borstig gegen den Staat, wenn er sie verabsäumt; sie ist ihm 
nur unbequem, wenn er sie nicht auszubeuten weiss; sie dient 



W. H. Riehl, Freie Vorträge. Zweite Sammlung, 1885, p. 247 fg. — 
2) Siehe Bericht des Natioiialrates über die Geschäftsführung des Bundesrates im 
Jahre 1893. Schweiz. Bundesblatt, Jahrg. 1894, II. p. 749. — 8) Riehl a. a. O. 
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ihm, wenn er sie beherrscht. Und wenn auch ihre unerbitt- 
lichen Resultate dem Staatsmann mitunter verdriesslich wären : 
ihr realistischer Geist, ihre aktenmässige Methode muss ihm doch 
sympathisch sein. Mit Zahlen beherrscht man die Köpfe weit 
leichter als mit Gedanken; denn seine Gedanken möchte sich 
eiti jeder am liebsten selbst machen, die Zahlen aber macht sich 
keiner selbst.*' 

Die Statistik Ober die Gnippenbildung des Jahres 1893. 
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Kantone und Bezirke 



Granbänden 

Albula .... 
Hernina . . . 
Gleuner . . . 
Heinzenberg . . 
Hinterrhein . . 
Imboden . . . 

Inn 

Landqnart, Ober- 
Landqnart, Unter- 
Maloja .... 
Moesa .... 
Münsterthal . . 
Plessur .... 
Vorderrhein . . 



Aargan . 

Aarau . . 
Baden . . 
Bremgarten 
ßrugg . . 
Kulm . . 
Laufen bnrg 
Lenzburg . 
Muri . . 
Rheinfelden 
Zofingen 
Zurzach 



Thnrgan ,413 

Arbon 

Bischofszeil . . . 
Diessenhofen . . . 
Frauenfeld . . . 
Krenzlingen . . . 
Münchwilen . . . 
Steck born .... 
Weinfelden . . . 



Tessini) . . . 
Bellinzona-Riviera 
Blenio . . . 
Leventina . . , 



1 « ^ 


Gruppen mit 

Franenguts- 

anschlüssen 

(Art. 111 B.G.) 


Gruppen mit Mfindel- 

una Kinderguts- 
! anschlüssen 
(Art. 111 B.G.) 


Gruppen mit Frauen-, 

Kinder- und Mündel- 

gutsanschlfissen 

(Art. 111 B.G.) 


Zusammen 


1 Gewöhnliche 

Gläubigergrrupi 

(Art. 110 B.G. 


Gruppen 


In diese 
Gruppen 
traten 
insge- 
samt ein 
Betrei- 
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*) Vgl. dazu den Bericht des Betreibungsbeamten von Locamo weiter unten. 
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IIL Mitteilungen aus der Praxis. ') 

Die praktische Verwendbarkeit der Gruppenpfändung bloss 
nach dem angeführten statistischen Material richtig beurteilen zu 
wollen, wäre ein vergebliches Unterfangen. Es sei deshalb das 
Bild, das bereits von der Gruppenpfändung gezeichnet worden 
ist, durch Wiedergabe einiger uns in freundlicher Weise zur 
Verfügung gestellter Meinungsäusserungen, die unmittelbar aus 
der Praxis hervorgegangen sind, ergänzt. Es zeigt sich dabei, 
wie verschieden immer noch bei den einzelnen Betreibungs- 
bearaten die Auffassung des neuen Verfahrens ist. 

Dem zweiundsechzigsten Rechenschaftsbericht des Ober- 
gerichtes Zürich über das Jahr 1892 2) entnehmen wir: 

„Die Zahl der Gruppen betrug im ganzen 2286, das heisst 33,7 ^'0 
aller Pfändungen. Das Institut der Gruppenbildung, das in einigen andern 
Kantonen noch fast gänzlich ignoriert wird, hat im Kanton Zürich also 
bereits festen Fuss gefasst. Zu bedauern ist dabei nur, dass eine genaue 
Vollziehung der gesetzUchen Bestimmungen ausserordentliche Komplikationea 
zur Folge hat, welche unsern Betreibungsbeamten, die an ein einfacheres 
System gewöhnt waren, namentlich in den kleineren Kreisen grosse Mühe 
verursacht. — Die Zahl der bei diesen Gruppen beteiligten Gläubiger be- 
trägt im ganzen 6298. Es fallen also auf je 10 Gruppen 28 Gläubiger." 

Ferner^): „Bezirk Horgen. Einem Betreibungsbeamten konnte das 
Verständnis für das neue System der Pfändung (Gruppenpfändung) über- 
haupt bis zum Schlüsse des Berichtsjahres nicht beigebracht werden.'* — 

Der Jahresbericht der Aufsichtsbehörde in Betreibungs- und 
Konkurssachen für den Kanton Bern über das Jahr 1892 ent- 
hält folgende Auslassung (p. 8): 

„EndUch möchten wir, ohne uns indes in dieser Beziehung ein ab- 
schhessendes Urteil anzumassen, verschiedenen Bedenken über das Institut 
der Anschlusspfändung Raum geben, die es als erwägenswert erscheinen 
lassen, ob nicht doch dem reinen Prioritätssystem der Vorzug einzuräumen 
wäre. Es müssen die Eintragungen aus dem Betreibungsbuch in das Grup- 
penbuch übertragen werden, es muss eine Kollokation und Verteilung 



^) Für die mir zugestellten Berichte spreche ich den einzelnen Betreibungs- 
beamten meinen besten Dank aus. — ^) S. a. a. O. p. 199. — ^) S. a. a. O. 
p. 220. 
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stattfinden und es greift eine besondere Art der Verrechnung Platz. Dann 
aber ist auch das Vtirhältnis, in das die Zugehörigen zu derselben Gruppe 
zu einander treten, in mehrfacher Beziehung ein unklares, wie sich nament- 
lich bei der Verteilung der Kosten im Falle nicht gänzlicher Befriedigung 
und bei der Leistung von Abschlagszahlungen zu Gunsten nur e i n es Gläu- 
bigers zeigt. Endlich hege-n wir gewisse Befürchtungen für das materielle 
Hypothekarrecht und den ImmobiHarverkehr. Da nämlich eine Anschluss- 
pfändung nicht als neue Pfändung zu betrachten ist, so gibt ein während 
der Anschlussfrist ausgestelltes Nachschlagungszeugnis des Amtsschreibers 
über die gepfändete Liegenschaft über die Verhaftung nicht den sichern 
Aufschluss, den seinem Zwecke und der bernischen Rechtsauffassung nach 
jenes Zeugnis verdient." 

Vom Betreibungsbeamten des Kreises Bern-Stadt haben 
wir (am 27. Dezember 1893) folgende bemerkenswerte Auf- 
schüsse erhalten: 

„Die Anschlusspfändung kommt sehr häufig vor, denn im grossen 
Ganzen sind es immer die nämlichen Schuldner, die sich pfänden lassen, 
und es sind in der Regel gleichzeitig mehrere Gläubiger, die einem solchen 
Manne das Leben sauer mache^i. So kommt es, dass von den eingelangten 
Pfändungsbegehren, die ganz oder teilweise fruchtbar vollzogen werden 
können, mehr als die Kälfte sich zu sog. „Gruppen** zusammenfinden, viel- 
leicht zwei Drittel. 

Das ganze Institut, dafür geschaffen, die Jagd auf das Vermögen 
des Schuldners abzuschwächen, zu verunmöglichen, dass bloss der rück- 
sichtslose Gläubiger, welcher den Schuldner zuerst betrieben und gepfändet, 
einzig Befriedigung erhalte und die andern leer ausgehen, ist weit davon 
entfernt, in dieser Beziehung einen idealen Zustand geschaffen zu haben, 
der einerseits jedem Beteiligten nach Billigkeit zu seiner Sache verhelfen 
und andrerseits gleichzeitig eine einfache und klare Durchführung des Ver- 
fahrens ermöglichen würde. 

Einmal ist zu beachten, dass vielleicht kaum 80—90 ^/o der ausgeführten 
Pfändungen zur Verwertung führen, sondern dass solche schliesslich, wenn 
die Verwertung angesetzt ist, durch Bezahlung ihre Erledigung finden. In 
allen diesen Fällen haben wir nun vergeblich die Komplikation der Grup- 
penbildung gehabt, mit den verschiedenen Abschriften und Nachträgen 
(Art. 113 und 114 B.G., § 15 Verordnung I und Art. 16 Tarif); statt dass 
das Betreibungsamt die einfache Abrechnung in jedem Geschäft für sich 
gehabt, hat es nun da die Ausrechnung mit dem Schuldner und den sämt- 
lichen Gläubigern der Gruppe unter sich; es sind Betreibungskosten der 
einzelnen Gläubiger, sodann wieder gemeinschafthche der ganzen Gruppe 
zu berechnen u. s. w. Also schon im Falle der Bezahlung, namentlich in 
demjenigen der Zahlung auf die ganze Gruppe in Raten (Art. 123 B.G.), 
eine ganz erhebliche Komplikation! 
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Muss dann eine Verwertung durchgeführt werden, so stellt sich regel- 
mässig heraus, dass ein oder mehrere Gläubiger es versäumt hatten, sich 
seinerzeit der ausgeführten Pfändung anzuschliessen, und zwar deshalb, . 
weil sie von der Thatsache der Pfändung keine Kenntnis erhielten. Es fehlt 
eben die Publizität und damit ist den Interessenten die Gelegenheit in sehr 
vielen Fällen genommen, durch Inanspruchnahme jenes Rechtsmittels des 
Pfändungsanschlusses sich in gleiche Linie wie der andere eiligere Gläubiger 
zu stellen. 

Fast in jedem Falle also, wo eine Verwertung wirklich durchgeführt 
wird, kommen aus den angeführten Gründen Unbilligkeiten vor und bleiben 
Interessenten verkürzt. 

Von dem Anschlussrecht Gebrauch zu machen, wird der Gläubiger 
in sehr vielen Fällen durch die Betreibungsferien gehindert. Nehmen wir 
an, am 29. November ist gegen einen Schuldner für den Gläubiger A eine 
Pfändung ausgeführt und am gleichen Tage ist ihm für den Gläubiger B 
ein Zahlungsbefehl zugestellt worden. DeV letztere Gläubiger hätte, da 
der Zahlungsbefehl in zwanzig Tagen ausläuft, sonst noch zehn Tage Zeit, 
sich der Pfändung des Gläubigers A anzuschliessen; im vorliegenden Falle 
kann er es aber nicht, denn die Anschlussfrist sowohl als der Zahlungs- 
befehl laufen in den Ferien aus und dauern nach Art. 63 B.G. noch drei 
Tage darüber hinaus. Im gleichen Moment nun, wo der Gläubiger B das 
Pfändungs- oder Anschlussbegehren stellen könnte, ist die Anschlussfrist 
des Gläubigers A abgelaufen. 

Anschlüsse für Frauen- und Muttergut kommen im Kanton Bern 
selten vor, da der Schuldner in der Regel es vorzieht, die privilegierte 
Hälfte Frauengut durch eine sogen. „Weibergutsabtretung'' zu decken." 

Da früher im Berner Jura die Gruppenpfändung nach 
französischem Recht durchgeführt wurde, dürfen nachstehende 
Mitteilungen des Betreibungsbeamten von Delemont (vom 
20. November 1893) ganz besonders unser Interesse beanspruchen: 

„Je ne puis vous donner beaucoup de renseignements sur Pappli- 
cation des art. 110 et 111 loi fed^rale. Dans mon arrondissement les cas 
de participation ä une saisie sont relativement rares et jusqu'ä ce jour, 
nous n'avons pas eu de difficultes. 

La disposition contenue dans Part. HO a cependant donne lieu a 
beaucoup de recriminations et Ton ne se rend pas encore bien compte de 
cette institution nouvelle. Chez nous — Jura bernois — nous avions le 
Systeme du droit frangais; iart. 581 c' proc. civ. bern. et 2092 et suiv. c. c. 
frangais. Tous les creanciers d'un debiteur pouvaient produire et etaient 
admis k la masse jusqu'au jour de la vente, qu'ils aient fait des poursuites 
ou non. Ce Systeme se base sur le principe que tous les biens d'un debi- 
teur sont le gage commun de ses creanciers, reserve bien entendu les 
droits de Privileges, d'hypotheques etc. 



Digitized by VjOOQIC 



— 140 — 

On aurait pu croire qu'avec le Systeme du droit f^d^ral, nous aurions 
iine plus grande quaiitit^ do poursuites et dans tous les cas, que nous 
aurions des saisies en masse. Chacun voudrait sauvegarder ses droits et 
arriver premier creancier saisissant. Je ne puis, pour mon compte, dire 
que cette disposition nouvelle ait eu la cons^quence qu'on y attendait. 
11 est vrai que nous n'avons aucune base pour renseignements certains. 
Avant l'entr^e en vigueur de la loi federale, chaque personne en possession 
de ses droits, pouvait faire des poursuites. Nous avions des agents de 
poursuite — agents de droit et avocats ~ mais un creancier pouvait faire 
lui meme sa poursuite. Le commandement de payer ^tait sign^ par le 
creancier ou son mandataire; apr^s les 30 jours de la notification, le cre- 
ancier pouvait requ^rir du Juge un permis de poursuite qui autorisait de 
proceder ä la saisie etc. De cette maniere, il serait assez difficile, sinon 
impossible, de dire a combien s'elevait le chiffre des poursuites. 

Nous entendons encore souvent critiquer la disposition nouvelle: il 
nous semble qu*il existe quelque chose d'anormal et qu'il est impossible 
qu'un creancier puisse acquerir, au moyen de simples poursuites, un droit 
preferable. Une cons^quence certaine en resultera ; c'est la ruine du credit. 
II n'y aurait pas de mal que de ce c6te la loi ait quelqu'effet, car on etait 
arrive k en abuser du credit. 

Quant k la participation de Tart. 111, je n'ai encore vu qu'un seul cas 
dans ma pratique: Demande de participation de la part d'une femme. La 
participation a ete admise sans autre.'* 

Der Betreibungsbearate von Luzern hat uns auf erfolgte 
Anfrage am 8. Dezember 1893 geantwortet: 

„Die Beteiligten haben nicht immer Kenntnis von dem Recht der 
Anschlusspfändung und in solchen Fällen hängt die Geltendmachung des- 
selben davon ab, ob die Betreffenden auf ihr Recht aufmerksam gemacht 
werden. Anfanglich befürchtete ich, das Recht der Anschlusspfändung 
dürfte vielfach zu unredlichen Handlungen der Eheleute gegen die Gläu- 
biger des Ehemannes führen. Ich könnte aber nicht sagen, dass bisher 
die Erfahrung dies bestätigt hätte. Es kommt ja nicht selten vor, dass die 
Anschlusspfändung bestritten wird, aber in den meisten Fällen werden die 
Bestreitungen wieder zurückgezogen, bevor es zum Gerichtsvorstande 
kommt, woraus zu schliessen ist, dass es den Betreffenden gelungen sei, 
über die Rechtmässigkeit ihrer Ansprüche sich auszuweisen. Zuweilen 
können auch Abmachungen mit den betreffenden Gläubigern stattfinden. 
Icfi erinnere mich eines Falles, wo die Ehefrau die unbeanstandet gebUebene 
Anschlusspfändung zurückgezogen hat, um die Verwertung zu verhüten 
und die Befriedigung der Gläubiger im Sinn des Art. 123 B.G. zu ermög- 
lichen. 

Durch die Anschlusspfändung veranlasste Prozesse sind bis jetzt nicht 
mehr als etwa drei zur Durchführung gekommen; gewiss eine geringe Zahl 
bei durchschnitthch zirka 1300 Pfändungen im Jahr. 
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Nach meinen Beobachtungen hat das Institut der Anschlusspfändung 
bis jetzt zu begründeten Klagen nicht Anlass gegeben. Dagegen dürfte 
das Verfahren bei der Vollziehung der Pfändung auf dem Verordnungs- 
wege noch etwas besser reguliert werden, damit es einheithch wird. Ich 
habe beobachtet, dass nicht überall gleichmässig verfahren wird, indem 
z. B. an einem Orte die Anschlusspfändung in jeder neuen Gruppe in der 
Weise wiederholt wird, dass die Gläubiger immer wieder Gelegenheit haben, 
dieselbe zu bestreiten, während an einem andern Orte daran festgehalten 
wird, dass eine solche Wiederholung vor Ablauf der Jahresfrist, resp. vor 
Erledigung der Pfändung, in welcher sie zur Geltung gelangt ist, nicht 
mehr stattzufinden habe." 



Das Betreibungsamt von Basel-Stadt hat uns (arn 22. No- 
vember 1893) die Mitteilung zugehen lassen: 

„Von dem Institut der Anschlusspfändung wird ungemein viel Ge- 
brauch gemacht und zwar auch seitens der Ehefrau. Der Haupt- 
mangel besteht darin, dass mangels jeder Pubhzität der Anschluss nur dem 
besonders vigilanten oder durch einen Vertreter bevorzugten Gläubiger 
möglich ist und somit der Zweck praktisch keineswegs erreicht wird." 



Dem Amtsbericht des Obergerichtes des Kantons Schaff- 
hausen über das Jahr 1892 entnehmen wir (p. 26) : 

„Das Gruppenbuch kommt ganz überraschend wenig zur Anwendung ; 
einzig SchafFhausen weist eine grössere Zahl von Gruppen, andere Bezirke 
einen bis vier Fälle, einer auch gar keine auf. Die Beamten bemühen sich 
ganz richtig, die Bildung von Gruppen durch Einzelbefriedigung der Gläu- 
biger zu verhüten (!). Auch wenn sich eine Gruppe gebildet hat, löst sie 
sich «achträghch häufig doch wieder auf, indem der Schuldner die Gläubiger 
direkt befriedigt, statt dass er das Geld an den Betreibungsbeamten gibt. 
Dieses Institut der Gruppen spielt bei weitem nicht die Rolle, die man ihm 
zugedacht hat, und es wird sich erst im Verlauf der Jahre erweisen müssen, 
ob es sich einleben und als praktisch bewähren wird.^ 

(P. 27) : „Anschlusspfändung von Seiten der Ehefrau oder deren Kinder 
ist sozusagen nie vorgekommen." 

„Die Vorschrift, dass der Beamte der Waisenbehörde jeweilen Anzeige 
zu machen hat, wenn gegen den Ehemann Betreibung angehoben wird, hat 
sich als undurchführbar erwiesen. Es wurde dadurch sowohl den Be- 
treibungsämtern als namentlich auch denWaisenbehÖrden viel unnötige Arbeit 
geschaffen, indem jeweils eine ausserordentliche Vormundschaft eingesetzt 
werden musste. Diese Anzeige hat nur da einen Sinn, wo das Frauen- 
oder Kindergut wirkUch gefährdet erscheint. Dies zu beurteilen, muss dem 
vernünftigen Ermessen des Betreibungsbeamten überlassen werden." 
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Der Aratsbericht über das Jahr 1893 (p. 27) macht neuer- 
dings auf die geringe Frequenz der Gruppenpfändung auf- 
merksam : 

^Mit Ausnahme des Bezirkes Schaff hausen zeigen samthche Bezirke 
ilai^ nämUche Bikl: Bevor es zur Verwertung kommt, werden die einzelnen 
Gruppen durch Separatbefriedigung aufgelöst. Ein Beamter hat sich bitter 
bckliigt über die neue Einrichtung, da sie ihm zwecklos viel vergebliche 
Mülw mache. Es hat sich gezeigt, dass die Anzeige an die Waisenbehörde 
ipMw oben) auch da nicht erfolgt, wo sie wirklich einen Sinn hätte." 

Aus dem Kanton Appenzell A.-Rh. haben wir vom 
Horibauer Betreibungsbeamten (am 28. November 1893) fol- 
gi?nden Bericht erhalten: 

„Die Anschlusspfändung nach Art. 110 B.G. kommt vor; sie sollte 
Eiber ausgemerzt werden. Sie kompliziert, hilft zu nichts, kostet viel und 
sc'i\>t Anlass zu einer Reihe von Differenzen und Langweilereien, und nachdem 
von Bern aus die grundsätzliche Weisung gekommen ist, dass Teilzahlungen 
nicht der ganzen Gruppe gehören, sondern dem Verwertung verlangenden 
(jliiiihif^a»r oder nach der Wahl des Schuldners irgend einem aus der Gruppe 
Jioruus, so bleibt vom Werte der Gruppenbildung sehr wenig mehr übrig. 
~ Anders verhält es sich mit Art. 111 B,G. Hier ist die Anschlusspfändung 
Kuiii 8cliutze von Frau und Mündel sehr wohlthätig. — 

I m allgemeinen ist B.G. bei uns so beliebt, dass wir bei einer noch- 
iijuligen Volksanfrage kaum 200 annehmende Stimmen fänden.*' 

Kin aargauischer Betreibungsbeamter schreibt uns (Ende 
Novomber 1893): 

^Bei zirka 900 Betreibungen pro 1892 und 1893 kamen nur 27 Mal 
Ansi'hhisspfändungen vor. Zu einem Drittel waren die Anschlussverlangenden 
(lio KJ;efrau oder Vermieter und nicht etwa weitere Kur rentgläubiger, 
li^bri^rüns ist in denjenigen Fällen, in denen ein Anschluss stattfindet, ohne 
iIhj^s Hidion das gesamte Vermögen gepfändet wäre, dieser Ausdruck un- 
rJolitiff, indem ja nicht ein Anschluss an die gepfändete Masse, sondern an 
die vorptandenden Gläubiger stattfindet ; es muss jeweilen, so lange thunlich, 
(^r^^än/cnde Pfändung stattfinden und erst, wenn solches nicht mehr möglich 
und dncdi noch weitere Gläubiger auftreten, könnte von einem eigentlichen 
Ansidduss die Rede sein. Denn es darf ja nicht mehr, als zur Deckung 
riru^r Forderung nötig ist, gepfändet werden, folglich hat der Ausdruck 
(Art, 110) „nehmen an derselben teil^, nur dann seine Richtigkeit, wenn 
übcrpfandet oder bereits alles gepfändet wurde. Im übrigen haben wir 
(ad<'g(?üheit gehabt, wahrzunehmen, dass, bis jetzt wenigstens, die Kredi- 
turon Kelten sich beim Betreibungsamt erkundigen, ob bei einem Schuldner 
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Betreibung oder Pfändung stattgefunden, um sich diese Gruppenfrist zu 
nutze zu machen, obwohl man hie und da von Handelsleuten über die Kürze 
der Anschlussfrist tadelnde Bemerkungen- hört. Sehr selten sind die Falle, 
wo sich gegen einen Schuldner, infolge vieler einander folgender Be- 
treibungen, mehrere Gruppen bilden, so dass man füglich dem Art. 110 
die. weitere Interpretation der Worte „nach dem Vollzug einer Pfändung" 
hätte zugestehen . können, ohne grosse Gefahr zu laufen. Es heisst nämlich 
nicht nach einer ersten Pfändung; so dass man daraus auch hätte fol- 
gern können, die dreissigtägige Anschlussfrist erstrecke sich nach jeder 
Pfändung, bis innert dieser Zeit kein Gläubiger mehr auftrete. Hiermit 
wäre entfernt wohnenden Gläubigern mehr Schutz geboten worden. Aller- 
dings wäre den Missbräuchen, die hiermit hätten stattfinden können, viel- 
leicht schwer zu begegnen gewesen. 

Eigentliche Mängel, die nicht durch die Vollziehung selbst entstehen, 
könnte ich kaum melden; durch nicht rechtskundige Vollzieher kann 
aber verschiedenes entstehen zum Nachteil Beteiligter.*^ 

Der Betreibungsbeamte von Prauenfeld schreibt : 

„Mit Ausnahme der grossen Kompliziertheit wüsste ich keinen grossen 
Mangel an diesem Institut auszusetzen. Für den Betreibungsbeamten ver- 
ursacht die Gruppenpfändung viel Mühe und Arbeit. Beim Publikum sind 
diese Pfändungen nicht beliebt, weil der Erstbetreibende immer privilegiert 
zu sein glaubt und nicht begreifen will, dass ein Gläubiger, der vielleicht 
nahezu dreissig Tage später Fortsetzung verlangt, noch in die gleichen 
Rechte eintreten kann. — Ich meinerseits bin den Anschlusspfändungen 
nur aus dem ersten Grunde abhold und weil noch immer keine bestimmte 
Praxis existiert über die Nummerierung der Gruppen auf den gleichen 
Debitor." i) 

Die auffallend kleine Zahl der Gruppenpfändungen (vergl. 
die Statistik) im Kanton T essin wird uns durch folgende Er- 
klärung des Betreibungsbeamten von L o c a r n o (vom 20. No- 
vember 1893) verständlich gemacht: 

„Rarissime volte mi occorse di applicare gli art. 110 e 111 della legge 
fed. sull E. e F., per le seguenti ragioni : 

P Nel nostro paese, diversamente da quanto accade nei cantoni e 
nei centri ove Pindustria manufatturiera e coramerciale e assai svilluppata, 
la proprietä e nella massima parte fondiaria ed il capitale ipotecario. 
E quindi lorche si tratta d*incassare crediti di qualche rilevanza, rUfficio di 
Esecuzione, per carenza e per insufficienza di mobiU e semoventi, deve ap- 
prendere beni stabili giä costituiti in pegno a favore del creditore istante 

^) Da braucht es überhaupt keine Praxis, weil es nur eine mögliche 
Nummerierung gibt. 
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V di criMittori allo stesso anteriori. Imperocch^ fa d'uopo notare che nel 
iMKstro ('jirttone concorre principalmente a creare una tale condizione di cose 
il öwtt'rTin. yin qui vigente della ipoteca generale su tutti i beni del debi- 
tore, p<^r efFetto del quäle tutti i beni del debitore stesso sono gravati 
tteir oiipre ipotecario a favore dei singoli süoi creditori in possesso di un 
ri(^oiiOHcimento di debito inscritto alF ipoteca. Tale sistema e incompatibile 
coli' ttpi)ltcHzione della nuova legge federale sulP Esecuzione e Fallimenti, 
epjieriMo vtmne ora abrogato; ma frattanto i suoi elFetti perdurano per le 
obljü^ii^ioni nate sotto il suo impero anteriormente al 1892. Ora e evidente 
eile yllorquando la generalitä dei beni stabili del debitore escusso ^ soggetta 
ttd oiH ri ipotecari, Pistituto dei gruppi di cui agli art. HO, 111 1. f. difficil- 
jM(Mit(! ]\iib svilupparsi e raggiungere lo scopo prefisso dal legislatore. Poiclie 
tmitn Hl' Pcsecuzione e stata proseguita in via di pignoramento, come in via 
di rpali7.;^azione del pegno, si giunge quasi sempre all' unico risultato che, 
giunti aito stadio della vendita, il ricavo dello stabile vien ripartito tra i 
fn'ditovE ipotecarii, neir ordine delle rispettive inscrizioni. Se il creditore 
iHtanti^ i:' garantito da ipoteca in sede utile, viparteciperä egli pure; se 
invocr il suo credito non e in buona sede o se non ha nessuna ipoteca a 
Saninzia del suo avere, l'esecuzione dovrä, cessare in forza delP art. 142 § 3 
iWMii U^gjüje federale, col danno delle spese. Ben e vero che io non ho con- 
tpiirplato Tovvio caso in cui il valore dei beni immobili sia superiore al- 
riunnxjntrire delle ipoteche che li affettano; ma cio accade difficilmente in 
pniMca. poiche il debitore che sia padrone di beni stabih di un valore 
r t^ p e r i 1> i l e superiore ai suoi obblighi ipotecarii, non permetterä, o meglio 
trovcrä modo, di accomodarsi o di pagare il creditore prima che l'Ufficio 
di Esücu^^ione realizzi alP incanto il suo patrimonio. 

2^ Independentemente da quanto sopra, avvi un' altra ragione che 
eontrilHiTsce a rendere rara PappHcazione delP istituto dei gruppi : essa con- 
isistr nrl rroppo breve spazio concesso ai creditori, posteriori all' istanto, 
\n^v pMrh'cipare al pignoramento eseguito per ordine di questi. Nel fatto 
**uretui:? che generalmente si e solo dopo eseguito il pignoramento, che gli 
altri cn'flitori, accortisi del pericolo in cui vertone i rispettivi crediti e ve- 
dfmdo i h<*ni del comune debitore sottratti al costui patrimonio dietro 
i.stHiii^a V neir interesse del primo procedente, accorrono all' Ufficio di Ese- 
cu/ionr il domandare essi pure l'esecuzione; ma difficilmente arrivano in 
traipo utile. Valga il vero ; II giorno primo Novembre, l'Ufficio di Esecuzione, 
Huir iK*;anza del creditore A, pignora la mobiglia di un debitore X. Ciö 
ossfMido venuto in cognizione di altri creditori B, C, D, questi domandano 
hW lM<4o, il 2. 3. 4. stesso mese, l'esecuzione pei rispettivi crediti. — 
L-Uffiriii spicca i precetti esecutivi, i quah vengono comunicati per posta 
ad X ii + r.orr. ; eqquindi non possono domandare il prosoguimento, del- 
l'eseeuÄionc prima del 25. Bisognerä quindi che i creditori che intendono 
parkK'ipure al pignoramento usino una straordinaria attenzione onde appro- 
fittare did breve lasse di tempo per loro utile, giacch^ il termine parteci- 
pii^lQiic fecadrä il 30 corr. cive un mese dopo l'esecuzione del pignoramento. 
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Ma quid so il dobitore fa opposiziono ?. La legge non dice che durante la 
decisione giudiziale sull' opposizione i termini pella participazione riinangano 
sospesi, epperciö h dubbio se, trascorso il mese a motivo della vertenza 
sulla opposizione, la partecipazione possa avvenire successivamente. 

Questo ho detto per spiegare il perche della accennata infrequenza 
delle domande di partecipazione giusta Part. 110 della legge föderale. 

Dato tuttavia, come ci accade qualche rara volta, che una domanda 
di partecipazione ci venga fatta e che sia ricevibile, noi non facciamo altro 
che applicare alla lettera Tart. HO, cioe ammettiamo puramente e sempli- 
cemente i partecipanti nella qualitä di esecutanti in pari grado col primo 
pignorante, costituendo, gruppi in ordine cronplogico in base alle domande 
di partecipazione, e completando man mano il pignoramento. 

Quanto all' art. 111, non ci si presentö fin 'ora il caso di applicarlo, 
ma ove ci capitasse, la partecipazione sarebbe piü facile ora occorrendo nella 
fattispecie la preventiva esecuzione, ed avendo il nostro regolamento 
cantonale protratto il termine per la partecipazione della moglie e dei mini- 
orenni, di 10 giomi, giusta Tultima parte del succitato articolo. 

Con ciö credo di aver brevemente ed il meglio che mi sia stato pos- 
sibile evaso alla sua richiesta.*^ 

Dem Rapport sur les offices des poursuites du Canton de 
Valais entnehmen wir: 

(Office d'Herens-Yex.) II arrive parfois que le prepos^ envoie sa 
part ä un creancier qui a dejä ete desinteresse directement par le debiteur, 
ä l'insu de Poffice. De \k des reclamations souvent fort desagreables. 

Der Genfer Betreibungsbeamte teilt uns mit: 

„L'article 110 de la loi sur la poursuite est k Gen^ve d'une. 
application tres frequente. L'article 111 n'est au contraire presque jamais 
applique." 
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Druok von .1. Schabolitz in Zürich. 
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